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Die neue Mitleidsokonomie als 
Transformation der Hilfe 


Eine systematische Einordnung 
von Phanomen und Begriff 


Fabian Kessl und Holger Schoneville 


1 Das Phänomen und der Begriff 


Parallel und in Verschränkung zur sozialstaatlichen Armuts- 
bekämpfung hat sich in der jüngeren Vergangenheit ein spen- 
denbasiertes System der Armutslinderung etabliert: In einem 
sekundären Warenkreislauf werden in Lebensmittelausgaben, 
Suppenküchen, Kleiderkammern, manchen Sozialkaufhäu- 
sern und ähnlichen Einrichtungen unterschiedliche über- 
schüssige Elementargüter tagtäglich an eine wachsende Zahl 
bedürftiger Personen verteilt. Entsprechende Angebote haben 
in Deutschland wie in vielen anderen OECD-Staaten seit 
Mitte der 1990er Jahre (in den USA bereits seit den 1980er 
Jahren) einen regelrechten Boom erlebt. 

Am bundesdeutschen Beispiel zeigt sich die quantitative 
Bedeutung bereits anhand der vorliegenden Zahlen zu den 
Nutzer*innen der Tafeln: Der Bundesverband der Tafeln 
(Tafel Deutschland 2022b, 2022a) gibt an, dass zwischen 1,65 
und zwei Millionen Menschen die Angebote der fast 1.000 Le- 
bensmittelausgaben sowie deren etwa 2.000 Ausgabestellen in 
Deutschland nutzen.' Darüber hinaus weist der Verband 


1 Die Diskrepanz ergibt sich aus unterschiedlichen Berichten durch den 
Bundesverband. Dieser hatte im Sommer 2022 in einem Update berich- 
tet, man gehe von zwei Millionen Nutzer*innen aus. Im August 2022 wie- 
sen die regelmäßig aktualisierten Hintergrundinformationen 1,65 Milli- 
onen Nutzer*innen aus. Die Diskrepanz um 350.000 Personen kann 
daraus resultieren, dass die Zahlen auf Selbstauskünften der lokalen ‚Ta- 


60.000 ehrenamtliche Helfer*innen in seiner Statistik aus 
(Tafel Deutschland 2019). Wahrend diese Zahlen auf den 
Selbstauskünften der Verbandsmitglieder beruhen, bestätigen 
auch die Ergebnisse aus einer ersten repräsentativen Studie die 
Entwicklungsrichtung. Für das Deutsche Institut für Wirt- 
schaftsforschung (DIW) kommen Markus Grabka und Jürgen 
Schrupp (2022) zu dem Ergebnis, dass im ersten Halbjahr 
2020 knapp 1,1 Millionen Menschen allein die Lebensmittel- 
ausgaben genutzt haben.” 

Allerdings können diese Zahlen nur bedingt Aufschluss 
über das Ausmaß der spendenbasierten Angebote insgesamt 
geben, da sie sich (1) nur auf ein Segment der neuen Mit- 
leidsökonomie, die Lebensmittelausgaben der Tafeln, bezie- 
hen; (2) die Zahlen des Bundesverbandes nur die Mitglieds- 
organisationen und nicht die davon unabhängigen Lebens- 
mittelausgaben mitberücksichtigen; und (3) alle weiteren An- 
gebotsformen, wie Suppenküchen, Kleiderkammern oder 
auch die Sozialkaufhäuser außen vor bleiben. Insofern wäre 
eine systematische Berichterstattung in Bezug auf die neue 
Mitleidsökonomie auf nationaler wie internationaler Ebene 
dringend erforderlich. 

Im Rahmen einer eigenen Untersuchung, die der explora- 
tiven Vermessung des Feldes diente, konnten bereits im Jahr 
2013 847 mitleidsbasierte Angebote in 45 bundesdeutschen 


feln‘, die Mitglied bei Tafel Deutschland e.V. sind, beruhen und von dort 
aus hochgerechnet werden. Eine andere Erklärung wäre, dass die ‚Tafeln‘, 
die im Bundesverband organisiert sind, für Geflüchtete aus der Ukraine, 
eine zentrale erste Hilfestelle waren. Diese Lesart legt das Update zur Si- 
tuation aus dem Sommer 2022 nah, da dort erhebliche Steigerungen der 
Nutzungszahlen durch geflüchtete Menschen aus der Ukraine ausgewie- 
sen werden. 

2 Die von Markus Grabka und Jürgen Schrupp präsentierte DIW -Studie ist 
bemerkenswert, da sie auf Zahlen des sozioökonomischen Panels beruht 
(SOEP), in das nun einige Fragen zur Nutzung der ‚Tafeln‘ aufgenommen 
wurden. Durch das repräsentative und längsschnittliche Design des 
SOEP ergeben sich neue Möglichkeiten in der Armutsforschung, was 
Fragen der Nutzung von Hilfsangeboten sowie der Bewältigung von Ar- 
mut angeht. 


Kommunen (in fünf Bundesländern) identifiziert werden 
(Oechler/Schröder 2015).2 Rechnet man diese Zahl auf die 
Bundesebene hoch, so ergibt eine entsprechende Schätzung, 
dass die Gesamtzahl der mitleidsökonomischen Angebote die 
Zahl der Tafeln im Bundesverband bereits damals um ein 
Vielfaches überstieg. Es ist davon auszugehen, dass es bundes- 
weit mehrere Tausend solcher und ähnlicher Angebote gibt. 
Bei allen Einschränkungen deuten die bisher vorliegenden 
Zahlen auf ein immenses Wachstum der Angebote hin. Dieser 
Befund korrespondiert auch mit allen vorliegenden Hinwei- 
sen aus anderen OECD-Staaten (Lambie-Mumford/Silvasti 
2020; Riches 2018). Während Kanada und die USA als die 
„Vorreiter“ dieser Entwicklung gelten können (Riches 1986; 
Poppendieck 1998), haben sich mittlerweile auch in allen eu- 
ropäischen Ländern ähnliche Strukturen herausgebildet. In- 
nerhalb einer Studie zur Nahrungsmittelhilfe in unterschied- 
lichen Ländern im Kontext der Covid-19-Pandemie (Greiss 
etal. 2022) konnte die Entwicklung in Belgien, Deutschland, 
Litauen, den Niederlanden, Polen, Portugal, Ungarn und Spa- 
nien betrachtet werden. Hier zeigte sich, dass die entsprechen- 
den Organisationen zu überwiegendem Teil zivilgesellschaft- 
lich verfasst sind, das heißt als Vereine, Initiativen oder als Teil 
von Religionsgemeinschaften. Allerdings sind die mitleids- 
ökonomischen Organisationen auch häufig mit (sozial-)staat- 
lichen Strukturen verkoppelt. In Deutschland oder Österreich 
verantworten staatlich beauftragte Träger sozialer Dienstleis- 
tungen (Wohlfahrtsverbände) zugleich viele Tafeln, Suppen- 
küchen oder Kleiderkammern. In anderen EU-Ländern fin- 
den sich weitere Formen staatlicher Einflussnahme. Eine 
besondere Rolle spielt hierbei der „Fund for European Aid to 


3 Das Projekt „Alternative Formen der Armutsbekämpfung: Die neue Mit- 
leidsökonomie“ wurde von Februar 2013 bis Mai 2015 unter der Leitung 
von Axel Groenemeyer und Fabian Kessl an den Universitäten Dort- 
mund und Duisburg-Essen durchgeführt und von der Mercator-Stiftung 
(Mercur) gefördert. Die quantitativen Befunde aus der genannten Befra- 
gung wurden durch zwei qualitative Fallstudien in spendenbasierten An- 
geboten vertieft. 
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the Most Deprived“ (FEAD) der Europäischen Union (EU). 
Der FEAD hat sich in vielen Mitgliedsstaaten zu einem wich- 
tigen Geber von Nahrungsmittelhilfe entwickelt (European 
Commission 2019). Durch FEAD und die dadurch national 
unterstützten Programme werden Lebensmittelhilfen in staat- 
liche Strukturen eingebunden (Greiss/Cantillon/Penne 2021; 
Greiss/Schoneville 2023). Gerade im Bereich der Lebensmit- 
telausgaben weist die neue Mitleidsökonomie also staatliche 
Förderstrukturen auf, dennoch sind diese Hilfen unabhängig 
von sozialen Rechten, da die Angebote freiwillig bleiben und 
nicht rechtlich eingefordert werden können. Die staatliche 
Unterstützung, vor allem durch Finanzmittel, hat im Rahmen 
der Covid-19-Pandemie deutlich zugenommen (Greiss et al. 
2022, S. 108). Dies lässt den Schluss zu, dass die Pandemiepo- 
litik zu einer weiteren Stärkung der Verbindungen zwischen 
zivilgesellschaftlichen und staatlichen Akteuren geführt hat 
(Greiss et al. 2022, S. 108). 

Die Entwicklungen insgesamt überblickend gehen wir da- 
von aus, dass die ersten Jahrzehnte des 21. Jahrhunderts von 
einer Etablierung des neuen Systems der Armutslinderung ge- 
kennzeichnet sind, das wir als „neue Mitleidsökonomie“ (oder 
auch new charity economy) bezeichnen (Kessl/Wagner 2011; 
Kessl/Schoneville 2013a, 2013b, 2021; Groenemeyer/Kessl 
2013; Oechler/Schröder 2015; Kessl/Lorenz/Schoneville 2020; 
Kessl/Oechler/Schoneville 2021). 

Das Grundprinzip der neuen Mitleidsökonomie ist das fol- 
gende: Überschüssige oder gebrauchte Waren werden in ei- 
nem ersten Schritt an einzelne Organisationen (z. B. eine Sam- 
melstelle der lokalen Tafeln oder ein Sozialkaufhaus) 
gespendet und in einem zweiten Schritt an Menschen kosten- 
los oder gegen ein geringes Entgelt verteilt bzw. verkauft. Als 
primäre Nutzer*innengruppen werden innerhalb der Organi- 
sationen „bedürftige Personengruppen“ adressiert. In einigen 
Fällen müssen sich die Nutzer*innen auch explizit als bedürf- 
tig ausweisen. Am häufigsten finden sich solche Bedürftig- 
keitsprüfungen bei den Lebensmittelausgaben. Obwohl die 
Hilfen außerhalb der offiziellen sozialstaatlichen Unterstüt- 
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zungsprogramme angesiedelt sind, werden die Bedürftigkeits- 
prüfungen häufig in einer quasi-formalisierten Form vollzo- 
gen: Personen, die das Angebot nutzen wollen, müssen einen 
Nachweis über den Bezug von Transfereinkommen vorlegen 
(z. B. Renten- oder Wohngeldbescheid) oder einen Ausweis 
bei der lokalen Tafel beantragen, der sie zur Nutzung berech- 
tigt. Die Helfer*innen, die die Ausgabe der Elementargüter 
(z. B. Lebensmittel, Essen, Kleidung oder Möbel) organisie- 
ren, sind zumeist entweder ehrenamtlich oder im Rahmen von 
Freiwilligendiensten (z. B. Bundesfreiwilligendienst) oder Ar- 
beitsgelegenheiten (z.B. „Ein-Euro-Jobs“) in den entspre- 
chenden Organisationen tätig. Die Spenden, die von den 
Ehrenamtlichen weitergegeben werden, stammen aus unter- 
schiedlichen Quellen: aus der industriellen Überproduktion 
(z.B. Lebensmittelüberproduktion; vgl. Lorenz 2012), von 
Unternehmen, die diese Waren ihren Kund*innen nicht mehr 
zum Kauf anbieten wollen (z. B. aufgrund beschädigter Ver- 
packungen) oder von Privathaushalten, die diese Güter nicht 
länger benötigen (z. B. abgelegte Kleidung oder Haushaltsge- 
genstände). Manchmal werden aber auch Geldspenden einge- 
setzt, um zusätzliche Waren zu erwerben (z. B. um fehlende 
Lebensmittel in einer Lebensmittelausgabe anbieten zu kön- 
nen). 

Die Rede von der „neuen Mitleidsökonomie“ transportiert 
drei begriffliche Vorannahmen: Mit der Attribuierung spen- 
denbasierter Hilfsangebote als neu wird hervorgehoben, dass 
es ähnliche Formen der Armenhilfe schon früher gab, die 
‚neue‘ Mitleidsökonomie sich jedoch zugleich von diesen his- 
torischen Formaten deutlich unterscheidet. Sie steht in einer 
Tradition kommunaler und lokaler Hilfsangebote der Ar- 
mutslinderung und der Almosengabe, wie sie vom Mittelalter 
bis ins 19. Jahrhundert hinein beschrieben werden (Sachße/ 
Tennstedt 1980), aber auch im 20. Jahrhundert an einzelnen 
Stellen als Nothilfe weiter existieren (z. B. Kleiderkammern 
für wohnungslose Menschen). Zugleich ist die heutige Mit- 
leidsökonomie in einen veränderten gesellschaftlichen Kon- 
text eingebettet: Mit der Durchsetzung sozialer Rechte hat sich 
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seit dem 19. Jahrhundert in vielen europäischen, nordameri- 
kanischen, asiatischen und australasiatschen Staaten eine 
wohlfahrtsstaatliche Bearbeitung sozialer Probleme und ihrer 
Folgen etabliert (Kaufmann 2002). Die Gesellschaftsmitglie- 
der haben, zumindest im Fall ihrer formalen Zugehörigkeit 
zur politischen Gemeinschaft des Nationalstaats, ein Recht auf 
soziale Sicherung und personenbezogene Dienstleistungen. 
Seit dem Ende des 20. Jahrhunderts ist jedoch ein sozialstaat- 
licher Strukturwandel zu beobachten, der sich im bundesdeut- 
schen Kontext als Etablierung aktivierender und investiver so- 
zialstaatlicher Logiken materialisiert hat (Kessl 2023). 

Während der „hohe Mittag“ des Wohlfahrtsstaats (Vogel 
2004, S. 36) in den bundesdeutschen Nachkriegsjahrzehnten 
dadurch gekennzeichnet war, dass soziale Sicherung und sozi- 
ale Dienstleistungen öffentlich gewährleistet wurden, ist der 
„Nachmittag des Wohlfahrtsstaats“ (ebd.) seit den 1980er Jah- 
ren durch eine „tiefgreifende und krisenhafte Verunsicherung 
der Gesellschaft“ (Aulenbacher/Riegraf 2009, S. 1) charakteri- 
siert. Diese resultiert nicht zuletzt aus einer teilweisen Verla- 
gerung der Verantwortung und Zuständigkeit für die Erbrin- 
gung sozialer Sicherungsleistungen und sozialer Dienste in 
private und zivilgesellschaftliche Sphären (vgl. Boemke/van 
Dyk/Haubner 2021).* In diesem historischen Kontext kommt 
auch die neue Mitleidsökonomie ins Spiel, die eben kein öf- 
fentlich verfasstes, also institutionalisiertes Angebot der Ar- 
mutsbekämpfung darstellt, sondern ein freiwilliges und häufig 
ehrenamtlich organisiertes System der spendenbasierten Ar- 
mutshilfe (Eberle/Kessl 2021). 

Dass wir es mit einer neuen Mitleidsökonomie zu tun ha- 
ben, hängt also, wie im Weiteren gezeigt werden wird, sowohl 
mit dem veränderten Selbstverständnis der Gegenwartsgesell- 


4 Der bundesdeutsche Sozialstaat ist von Beginn an von einer Aufgabentei- 
lung zwischen staatlichen Regulierungsbehörden, Anbietern auf Bun- 
des-, Landes und kommunaler Ebene auf der einen Seite und zivilgesell- 
schaftlichen Organisationen auf der anderen Seite gekennzeichnet. Diese 
subsidiäre Struktur unterliegt seit den 1990er Jahren einer zunehmenden 
Veränderung (Klenk 2015; Wohlfahrt 2017). 
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schaften als auch mit der neuen institutionellen Einbettung 
der entsprechenden Angebote zusammen: Die neue Mit- 
leidsökonomie hat sich etabliert, obwohl mit dem Programm 
des Wohlfahrtsstaats im 20. Jahrhundert eine Vergesellschaf- 
tungs- und Regulationslogik wirksam geworden war, die den 
Modus des Mitleids residual hat werden lassen; und auch 
funktional schien der Modus des Mitleids angesichts einer 6f- 
fentlich-verfassten Wohlfahrtsproduktion im 20. Jahrhundert 
weithin überwindbar. Schließlich hatte sich mit dem Auf- und 
Ausbau des Sozialstaats ein Vergesellschaftungsmodus etab- 
liert, der die Bekampfung von Armut nicht mehr in der Ver- 
antwortung des*der Einzelnen belief’, sondern Armut zu ei- 
nem öffentlich und kollektiv zu bekämpfenden Problem 
machte (Evers/Nowotny 1987). Diese bis in die 1980er Jahre 
fast selbstverständliche Annahme hat sich aber insofern als 
falsch erwiesen, als die notwendige politisch-kulturelle Legiti- 
mation für eine öffentliche Daseinsvorsorge im 21. Jahrhun- 
dert nicht mehr in der gleichen Weise gegeben ist. Allerdings 
kommt diese Infragestellung der sozialstaatlichen Sicherungs- 
systeme und der personenbezogenen sozialen Dienstleis- 
tungsangebote nicht völlig unerwartet, sondern stellt eine 
Reaktion auf die Defizite des wohlfahrtsstaatlichen Pro- 
gramms dar, die sich bis in die 1980er Jahre entwickelt haben 
(Lessenich/Möhring-Hesse 2005). Das wohlfahrtsstaatliche 
Arrangement war - erstens - zunehmend von Gerechtigkeits- 
defiziten gekennzeichnet, wie die primäre Ausrichtung der 
Leistungen auf Angehörige der Mittelschicht, und damit ver- 
bunden das weiterhin bestehende Armutsrisiko für manche 
Gesellschaftsmitglieder zeigt. Zweitens prägten Finanzie- 
rungsdefizite die sozialpolitischen Auseinandersetzungen, 
weil die öffentlichen Aufwendungen in Relation zum Gesamt- 
haushalt in einzelnen Kommunen deutlich anstiegen. Schließ- 
lich wurden - drittens - Modernisierungsdefizite identifiziert, 
weil Grundannahmen, auf denen das bisherige wohlfahrts- 
staatliche Sicherungs- und Dienstleistungssystem basierte, 
zunehmend in Zweifel gezogen wurden: zum Beispiel die ge- 
schlechterbinäre Arbeitsteilung zwischen (männlicher) Lohn- 
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arbeit und (weiblicher) Sorgearbeit, aber auch die Logik eines 
gegebenen Generationenvertrags zwischen den aktuell Er- 
werbstatigen und den inzwischen verrenteten Gesellschafts- 
mitgliedern. All dies hat - viertens - zu einem wachsenden 
Legitimationsdefizit des wohlfahrtsstaatlichen Programms 
insgesamt geführt, vor dessen Hintergrund die Versuche einer 
Reprogrammierung seit den 1990er Jahren ebenso zu lesen 
sind wie der Einflussnahme neoliberaler Denklogiken. 

Mit der Bezeichnung des Phänomens als Mitleidsökono- 
mie wird auf die emotionale Anteilnahme an der Lebenssitua- 
tion anderer verwiesen. Das Mitleid richtet sich auf das Miss- 
geschick oder Unglück anderer, so lässt sich mit Käte 
Hamburger (Hamburger 1985) formulieren. Es stellt sowohl 
den Ausgangspunkt für die Hilfeleistung (Motivation der 
Hilfe) als auch die emotionale Rahmung der entsprechenden 
Beziehungskonstellation (Anteilnahme aufgrund der Notlage 
Anderer) dar. Die menschliche Anteilnahme weist in diesen 
Fällen also einen eindeutigen Bezugspunkt auf: die Notlage 
anderer Menschen. Zugleich spielt der*die konkrete Andere 
nur hinsichtlich seiner*ihrer ‚bemitleidenswerten‘ Aspekte 
eine Rolle. Das zeigt sich auch in der Fokussierung auf die Be- 
dürftigkeit von Einzelnen, sowohl in der Legitimation mit- 
leidsökonomischer Angebote nach außen als auch in der Prü- 
fung der individuellen Bedürftigkeit im internen Verlauf der 
Hilfeerbringung. Der Hilfebedarf ergibt sich in der absoluten 
Mehrheit der Fälle aus einer Armuts(risiko)lage. Im Unter- 
schied zu den institutionalisierten sozialen Sicherungsleistun- 
gen und personenbezogenen Unterstützungsleistungen ist der 
Anlass für die Hilfe im Fall der neuen Mitleidsökonomie die 
unmittelbare Not, der mit einer freiwilligen Gabe begegnet 
wird. Diese Freiwilligkeit hat wiederum Auswirkungen auf die 
Art des Anspruchs auf Hilfe durch mitleidsökonomische An- 
gebote, aber auch auf die Form ihrer Erbringung. Sie ist Aus- 
druck der fehlenden rechtlichen Basis zur Inanspruchnahme 
und zeigt sich in den diffusen Rollen der beteiligten Ak- 
teur*innen, die nur durch ihre Position als Gebende und Neh- 
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mende der entsprechenden Gabe bestimmt sind (vgl. dazu van 
Dyk/Haubner in diesem Band). 

Schließlich wird mit dem Begriff der neuen Mitleidsökono- 
mie darauf hingewiesen, dass insbesondere mit den Lebens- 
mittelausgaben ein sekundärer Warenkreislauf und damit 
eine andere Form der Ökonomie als die vorherrschende kon- 
sumkapitalistische etabliert wird. Es handelt sich bei der 
neuen Mitleidsökonomie um eine spezifische Form der Ga- 
benökonomie (Kessl/Wagner 2011): Nutzer*innen, Spen- 
der*innen und Ehrenamtliche begeben sich damit in eine so- 
ziale Beziehung des Gebens und Empfangens, die kulturell mit 
sozialen Pflichten und Abhängigkeiten verbunden wird. Die 
Empfänger*innen einer Gabe sind zur Annahme verpflichtet 
und werden zum Dank aufgefordert. Zugleich haben sie kei- 
nen formalen Anspruch auf die Gabe, da sie diese nicht recht- 
lich geltend machen können. Der Hinweis auf die Spezifik der 
gabenökonomischen Form darf aber nicht darüber hinweg- 
täuschen, dass die neue Mitleidsökonomie an die bestehende 
kapitalistische Ökonomie gebunden bleibt.’ Die Spender*in- 
nen können mit ihrer Gabe durchaus finanzielle Gewinne er- 
zielen, sei es in indirekter Weise durch einen positiven Image- 
gewinn als sozial engagierte Unternehmen (corporate social 
responsibility), sei es durch die mit den Spenden verbundenen 
Steuervorteile oder durch die Einsparung von Kosten, die bei 
der Entsorgung von Abfällen ansonsten anfallen würden. 

Die neue Mitleidsökonomie ist als sekundärer Waren- 
kreislauf aber auch keineswegs von der vorherrschenden ka- 
pitalistischen Logik abgekoppelt, sie ist vielmehr durch die 
Verknüpfung einer eigenen (gaben-)ékonomischen Binnen- 
logik mit der kapitalistischen Marktlogik gekennzeichnet. In 
diesem Kontext lässt sich die neue Mitleidsökonomie auch als 
Teil der ‚neuen Philanthropie‘ (Hellmann 2014) verstehen, 
mit der das soziale Engagement von Unternehmen selbst zu 


5 Bereits bei Marcel Mauss (1968) spielt das Zusammenspiel von Gabe und 
Ware eine konstitutive Rolle. 
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einem Geschäftsfeld gemacht wird (vgl. Riches in diesem 
Band). 


2 Erste Hinweise zur historischen Einordnung 
der neuen Mitleidsökonomie 


Mit der neuen Mitleidsökonomie erleben Praktiken der Almo- 
sengabe, wie sie als Ausdruck von Mitleid aus vor- und früh- 
wohlfahrtsstaatlichen Zeiten bekannt sind, eine neue Kon- 
junktur. Allerdings geschieht dies vor dem Hintergrund eines 
veränderten historischen Kontextes (Groenemeyer/Kessl 
2013), der, wie bereits gezeigt, durch eine grundlegende 
Transformation der bestehenden Wohlfahrtsstaaten seit den 
1980er bzw. 1990er Jahren geprägt ist. Im Unterschied zum 
historischen Almosenwesen ergänzt die neue Armenhilfe in 
Form der Mitleidsökonomie vorhandene sozialstaatliche Leis- 
tungen (z. B. im Fall geringfügiger Renteneinkommen) oder 
ersetzt diese (z.B. im Fall fehlender Sozialleistungen für 
Flüchtlinge oder im Fall reduzierter Sachmittel in der Aufsu- 
chenden Sozialen Arbeit). 

Eine spendenbasierte Armenhilfe war, wie bereits skiz- 
ziert, auch im 20. Jahrhundert im Kontext der etablierten 
Wohlfahrtsstaaten bekannt. Allerdings waren solche existenz- 
sichernden Nothilfen bis in die 1990er Jahre hinein nur noch 
in spezifischen Feldern, vor allem in der Flüchtlings- und 
Wohnungslosenhilfe, vorzufinden - oder aber jenseits der na- 
tionalstaatlichen Grenzen im Bereich internationaler Hilfs- 
maßnahmen, der sogenannten Entwicklungshilfe. Das hat 
sich inzwischen deutlich verändert: Mitleidsökonomische An- 
gebote finden heute eine immense Ausbreitung im Kontext 
fast aller Wohlfahrtsstaaten und werden von unterschiedli- 
chen Gruppen in großer Zahl selbstverständlich und alltäglich 
genutzt. 

Eine genaue historiographische und genealogische Ein- 
ordnung der neuen Mitleidsökonomie steht noch aus. Ansatz- 
punkte für eine solche historisch-systematische Kontextuali- 
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sierung und Verortung sind sicherlich die Frage des Umgangs 
mit den Armen sowie die Rolle zivilgesellschaftlichen und pri- 
vaten Engagements zu unterschiedlichen historischen Zeit- 
punkten (vgl. dazu den Beitrag von Kriiger und das Gesprach 
mit Frevert und Wagner in diesem Band). 

Am Beispiel der Thematisierung von Armut zeigen sich 
Analogien und Differenzen zwischen den Zeiten einer Etab- 
lierung (Bohlender 2007) und der zunehmenden Erosion des 
Sozialen (Rose 1996; Casale 2012) in der jüngeren Vergangen- 
heit: Während noch zu Beginn des 19. Jahrhunderts die „Prob- 
lematisierung von Armut und Pauperismus“ (Bohlender 2007, 
S. 198) fast ausschließlich als „moralische[n] Kritik der Armen 
und ihrer Lebensweise“ formuliert wurde (ebd.), setzen sich 
seit dem Vormärz zunehmend Thematisierungen - und damit 
verbunden: sozialreformerische, wie frühe sozialpolitische 
und sozialpädagogische Praktiken - durch, die dieser Proble- 
matisierung „eine gesellschaftliche und ökonomische Kritik 
der Armut entgegen [halten]“ (ebd.). Auch in den vergange- 
nen Jahren ist, wie zu Zeiten des Vormärz, eine solche Kritik, 
zum Beispiel im bundesdeutschen Kontext, wieder massiv ein- 
flussreich geworden. Allerdings werden aus der analogen Di- 
agnose der angeblichen Entstehung dieser spezifischen 
Gruppe von Gesellschaftsmitgliedern fast 200 Jahre nach der 
Pauperismusdebatte deutlich andere Schlüsse gezogen. Ähn- 
lich wie in den 1830er und 1840er Jahren ist auch inzwischen 
die bürgerliche Aktivgesellschaft, also die Forderung nach ei- 
nem verstärkten bürgerschaftlichen Engagement, wieder ein- 
flussreich geworden. Die entscheidende historische Differenz 
ist aber, dass sich die aktuelle Krisendiagnose gegen das bishe- 
rige wohlfahrtsstaatliche Format sozialer Sicherung und sozi- 
aler Dienstleistung richtet: Der Verweis auf eine angebliche 
‚neue Unterschicht‘ dient ebenso wie die Forderungen nach 
mehr bürgerschaftlichem Engagement nun einer Delegitima- 
tion der bisherigen wohlfahrtsstaatlichen Sicherungs- und 
Dienstleistungsstrukturen und nicht der Forderung nach 
mehr und gezielterem staatlichem Eingriff, wie das im Vor- 
märz der Fall war. Gerade deshalb sprechen manche Au- 
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tor*innen im historischen Bezug auch von einer „Refeudali- 
sierung“ als Kontext der neuen Mitleidsökonomie (z. B. Selke 
2013). Im Anschluss an Habermas’ demokratietheoretische 
Figur schlägt vor allem Neckel (2016) vor, das Konzept der Re- 
feudalisierung für eine gesellschaftsanalytische Reflexion der 
Gegenwartsgesellschaften zu nutzen. Im Rahmen einer „neo- 
liberalen Modernisierung von Wirtschaft und Gesellschaft“ 
(ebd., S. 160) sieht Neckel die Tendenz der Refeudalisierung 
am Werk. Neben öffentlichen Entscheidungsstrukturen, die 
einer Privatisierung unterzogen werden (postdemokratische 
Lobby-Politik; Crouch 2008), macht Neckel sozialstrukturell 
nicht zuletzt die Wiederkehr „ständische[r] Armut“ (ebd., 
S. 165) aus. Menschen werden auf ihren Stand verwiesen, und 
die Chance auf sozialen Aufstieg oder überhaupt erst einmal 
die Überwindung von Armutslagen wird unwahrscheinlicher. 
Die Befunde zur Verfestigung von Armut aus der jüngeren 
Armutsforschung unterstreichen diese Einschätzung: Groh- 
Samberg et al. sprechen von einer „sozialen Entkopplung der 
Unterschichten“ (Groh-Samberg/Hurch/Waitkus 2018, 
S. 354). 


3 Die neue Mitleidsökonomie im Kontext 
der De- und Re-Regulation des Sozialen 


Die Nutzer*innen der Angebote im Feld der neuen Mit- 
leidsökonomie sind als Hilfeempfänger*innen auf die Loyali- 
tät der Spender*innen und Helfer*innen angewiesen. Eine 
verlässliche Gewährleistung der Hilfe besteht nicht, da sie 
nicht öffentlich erbracht wird und damit nicht in den Kontext 
der sozialrechtlich definierten Leistungen des Sozialstaats fällt. 
Das symbolisiert auch der Sachverhalt, dass die Mehrheit der 
Helfer*innen keine professionellen Fachkräfte, sondern eh- 
renamtlich bzw. im Rahmen von Freiwilligendiensten tätige 
Personen oder Mitarbeiterinnen in Arbeitsgelegenheiten 
sind. Zwar ist auch das professionelle Erbringungsverhältnis, 
zum Beispiel zwischen Sozialarbeiter*in/Sozialpädagog*in 
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und Nutzer*in oder zwischen Pfleger*innen und Patient*in- 
nen, von konstitutiven Asymmetrien gepragt. Aber alle Betei- 
ligten können in diesen Fallen auf rechtlich definierte Positio- 
nen im Rahmen der Dienstleistungserbringung zurückgreifen. 
Im Feld der neuen Mitleidsökonomie ist das nicht der Fall. In- 
sofern steigt die Abhängigkeit der Nutzer*innen als Hilfeemp- 
fänger*innen deutlich an: Menschen, die zum Beispiel in einer 
Lebensmittelausgabe Hilfe nachfragen, müssen sich Auswahl- 
und Zugangskriterien unterwerfen, wenn diese in der Haus- 
ordnung formuliert oder im Rahmen von organisationalen 
Bedürftigkeitsprüfungen verankert werden. Potenzielle Nut- 
zer*innen mitleidsökonomischer Angebote sind als Einzelne 
aber auch den Entscheidungen der Spender*innen und Hel- 
fer*innen ausgeliefert. Bleiben die Spenden aus, gibt es keine 
Hilfe; sind die Ehrenamtlichen nicht bereit oder in Lage ihre 
Zeit einzubringen, bleibt die Hilfe ebenfalls aus; unterwerfen 
sich die Nutzer*innen nicht der Praxis einer vorliegenden Be- 
dürftigkeitsprüfung, bleiben sie von Angeboten ausgeschlos- 
sen. Beschwerden können sie nur moralisch begründen, aber 
nicht aufeiner rechtlichen Basis einbringen. Insofern markiert 
die neue Armenhilfe der Mitleidsökonomie auch eine spezifi- 
sche Veränderung im Verhältnis von Öffentlichkeit und Pri- 
vatheit. Sie wird aus dem öffentlichen Raum des Sozialstaats 
in einen mindestens teilweise privatisierten Raum der Zivilge- 
sellschaft überführt - und trägt damit auch zu einem Prozess 
bei, der als „Verzivilgesellschaftlichung“ der sozialen Frage 
(van Dyk 2019; vgl. den Beitrag von Haubner/van Dyk in die- 
sem Band) diskutiert wird. 

Die Etablierung der neuen Mitleidsökonomie verweist aus 
einer wohlfahrtsstaatstheoretischen Perspektive aufeine andau- 
ernde De- und Re-Regulation des Sozialen und damit auch auf 
eine Verschiebung des ‚Werts des Sozialen‘ an sich. Als Aus- 
druck der anhaltenden grundlegenden Transformationsbewe- 
gung des bisherigen wohlfahrtsstaatlichen Arrangements leistet 
die zunehmende Selbstverständlichkeit der neuen Mitleids- 
ökonomie einer Delegitimation bisheriger sozialrechtlicher 
Grundsätze Vorschub (Segbers 2011) und führt somit zu einer 
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Legitimation des Rück- und Umbaus staatlich garantierter So- 
zialleistungen (Kessl/Schoneville 2010; Rohrmann 2011). Vellay 
(2010) pointiert daher in herrschaftskritischer Diagnose: Die 
neue Mitleidsökonomie führe in Deutschland inzwischen zur 
Installierung einer „Parallelgesellschaft der Armut“ (ebd.). 

Derartige Einschätzungen und Einordnungen des Phäno- 
mens stoßen immer wieder auf vehemente Gegenwehr, fragen 
sie doch die ethische (Selbst-)Legitimation der neuen Mit- 
leidsökonomie an. Und diese erscheint in der öffentlichen De- 
batte quasi wasserdicht, können die Akteur*innen im Feld 
doch einen „Stereoeffekt“, so die Mitarbeiterin einer österrei- 
chischen Hilfeeinrichtung in einer Fernsehreportage, für sich 
in Anspruch nehmen. Ihr Engagement sehen sie sowohl auf 
einer sozialen wie auf einer ökologischen Ebene angesiedelt. 
Die neue Mitleidsökonomie leistet Armenhilfe und arbeitet 
zugleich gegen die Vernichtung von Elementargütern. Eine 
solche Form des zivilgesellschaftlichen und privaten Engage- 
ments kann für sich fast die moralische Quadratur des Kreises 
in Anspruch nehmen, der sich gegenwärtig aus den prägenden 
gesellschaftlichen Anforderungen ergibt. Denn soziale und 
ökologische Fragen stellen Kernfragen für die Gegenwartsge- 
sellschaften des 21. Jahrhunderts dar. 

Allerdings spricht gegen solche Selbstzuschreibungen, 
dass die soziale Frage im Feld der Mitleidsökonomie nurmehr 
mit einer spendenbasierten und freiwilligen Armenhilfe beant- 
wortet werden soll, und die ökologische Frage nur in einer 
Verwertung der Überproduktion des bestehenden Konsumka- 
pitalismus verweilt. Damit wird die Frage nach den strukturel- 
len Ursachen von sozialer Ausschließung und ökologischen 
Verwerfungen gar nicht gestellt, sondern verbleibt auf einem 
Niveau der Symptombearbeitung. An dieser Stelle könnte der 
Vergleich zu anderen spendenbasierten und freiwilligen Initi- 
ativen aufklärend sein. Parallel zur Mitleidsökonomie haben 
sich in der jüngeren Vergangenheit auch selbstorganisierte 
Projekte und Initiativen, wie das foodsharing-Netzwerk mit 
ihren lokalen Fairteilern oder die Praxis der ‚Küchen für alle‘, 
entwickelt. Aber auch profitorientierte Angebote, wie der Ver- 
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kauf überschüssiger bzw. fast abgelaufener Lebensmittel und 
Speisen oder der Second-Hand-Verkauf von Kleidung oder 
Haushaltsgegenständen, stellen einen Wachstumssektor dar 
(Eberle/Kessl 2021). Die Frage, ob sich zum Beispiel in den 
selbstorganisierten Angeboten Ansatzpunkte für eine „Wohl- 
fahrtsproduktion von unten“ (Bareis/Cremer-Schäfer 2013) 
finden lassen oder ob sich auch diese Angebote, angesichts des 
gestiegenen Bedarfs an zusätzlicher Unterstützung bei der ba- 
salen Alltagsbewältigung, in eine von oben initiierte und teil- 
weise auch instrumentalisierte „Zivilgesellschaft von oben“ 
(Lanz 2000) einordnen, ist bisher nicht beantwortet. 


4 Die neue Mitleidsökonomie im Schatten 
des Sozialstaats 


Der bundesdeutsche Wohlfahrtsstaat hat in den vergangenen 
Dekaden, wie fast alle Wohlfahrtsregime weltweit, eine massive 
Veränderung erlebt. Im Lichte der wissenschaftlichen Reflexi- 
onen und der fachpolitischen Diskussionen dieser wohlfahrts- 
staatlichen Transformation ist das Phänomen der neuen Mit- 
leidsökonomie bisher allerdings weitgehend unbeachtet 
geblieben (vgl. als Ausnahme Butterwegge 2010; Segbers 2011; 
vgl. dazu auch den Beitrag von Segbers in diesem Band). Das 
ist nicht zuletzt deshalb bemerkenswert, weil die Angebote der 
neuen Mitleidsökonomie die Logik der wohlfahrtsstaatlichen 
Armutsbekämpfung in mehrfacher Art und Weise durchaus 
grundlegend unterlaufen. Trotz der formal (weiterhin) beste- 
henden Leistungsrechte nutzt erstens eine wachsende Zahl von 
Gesellschaftsangehörigen die Angebote der spendenbasierten 
Armutshilfen im Feld der neuen Mitleidsökonomie, weil sie 
auf diese Formen der Hilfen alltäglich angewiesen sind. Das 
spiegelt sich zweitens auch in der öffentlichen Wahrnehmung 
von Armutsbewältigung wider. Diese wird inzwischen ganz 
selbstverständlich mit der Nutzung von Kleiderkammern, Le- 
bensmittelausgaben oder Sozialkaufhäusern in Verbindung ge- 
bracht. Bilder aus dem 19. Jahrhundert oder während der 
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Weltwirtschaftskrise Ende der 1920er Jahre - sei es in Berlin 
oder in Chicago (USA) - kehren wieder. Doch nicht nur die 
Wahrnehmung von Armut und Armutsbewaltigung bekommt 
am Beginn des 21. Jahrhunderts ein anderes Gesicht als zu den 
Hochzeiten des Wohlfahrtsstaats im 20. Jahrhundert. Auch die 
Praxis der Daseinsvorsorge geht - drittens - inzwischen in 
wohlfahrtsstaatlichen mit mitleidsökonomischen Angeboten 
einer neuen Armenhilfe Hand in Hand. Das zeigt der Blick auf 
die Anfangsphase der Covid-19-Pandemie im Jahr 2020. Die 
Schließung der Tafeln im Rahmen des lockdown führte zu einer 
deutlich eingeschränkten Versorgungslage für hunderttau- 
sende von Menschen. Die Folge war zum einen, dass Tafeln o- 
der andere lokale Initiativen und Bündnisse kurzfristig alterna- 
tive Versorgungsangebote installierten (z. B. Lieferungen ins 
Haus oder kontaktfreie Verteilstellen im öffentlichen Raum); 
zum anderen haben staatliche Stellen die mitleidsökonomi- 
schen Angebote, allen voran die im Bundesverband organisier- 
ten Tafeln, finanziell unterstützt. Damit hat sich das Verhältnis 
zwischen staatlichen und mitleidsökonomischen Angeboten 
aber deutlich verändert. Bis in die vorpandemischen Jahre wur- 
den entsprechende Forderungen nach öffentlichen Zuwen- 
dungen für die Trägerorganisationen mitleidsökonomischer 
Angebote weitgehend zurückgewiesen. Inzwischen sind sie an 
vielen Stellen selbstverständlich. 

Diese jüngsten Veränderungen lassen sich in Statements 
illustrieren, wie demjenigen des bayrischen Ministerpräsiden- 
ten Söder von Ende 2022. Nach einem Besuch der Münchner 
Tafel hatte Söder in einem Tweet angekündigt, dass diese mit 
25.000 Euro gefördert werden soll - und die bereits vorher ge- 
förderten bayrischen Tafeln insgesamt mit nun einer Million 
Euro aus Landesmitteln. Mit solchen Entscheidungen mani- 
festiert sich die tendenzielle Verlagerung der organisationalen 
Verantwortung für die Erbringung von sozialen Hilfen weiter. 
Private und zivilgesellschaftliche Akteure substituieren die 
unzureichenden sozialstaatlichen Transferleistungen und per- 
sonenbezogenen Unterstützungsmaßnahmen, und dies wird 
nun auch regulativ verankert. 
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Die Verschrankung von sozialstaatlicher sozialer Siche- 
rung mit privater und zivilgesellschaftlicher Sorge und Hilfe ist 
nun kein Novum der jiingeren Vergangenheit. Ganz im Ge- 
genteil: Sozialstaatliche Strukturen setzen systematisch famili- 
ale Sorgestrukturen voraus und zivilgesellschaftliche Hilfen 
sind gerade im bundesdeutschen Wohlfahrtsstaatsmodell Teil 
der öffentlichen Erbringungsstruktur (Subsidiaritätsprinzip). 
Zugleich sind privat-familiale und zivilgesellschaftliche Ver- 
gemeinschaftungszusammenhänge auf sozialstaatliche Leis- 
tungen und Hilfen angewiesen. Mit der Etablierung der neuen 
Mitleidsökonomie wird das letztgenannte Verhältnis deutlich 
brüchiger und die Situation für die betroffenen Personen und 
Lebensgemeinschaften prekärer. Das zeigt sich viertens an der 
veränderten Praxis und Organisation von Erbringung und In- 
anspruchnahme: Im Unterschied zur vorherrschenden Kon- 
sumlogik sind die Nutzer*innen im Feld der Mitleidsökono- 
mie in der Ausübung ihrer Wahl (choice) limitiert und im 
Unterschied zu sozialstaatlichen Angeboten sind sie in ihren 
Beschwerde- und Mitsprachemöglichkeiten (voice) einge- 
schränkt (Hirschman 1970). Denn eine Wahl von Waren se- 
hen die mitleidsökonomischen Angebote nur teilweise oder 
eingeschränkt vor. Die gewissermaßen natürliche Grenze be- 
steht darin, dass im Regelfall nur die eingehenden Spenden 
weitergegeben oder verkauft werden können; und der organi- 
sationale Rahmen von Tafeln oder Suppenküchen sieht syste- 
matische Beschwerden und Mitsprache seitens der Nutzer*in- 
nen eben nicht vor. Die Möglichkeit, den organisationalen 
Rahmen ganz zu verlassen, also die Option des exit zu wählen, 
ist zwar möglich, aber durch den „stummen Zwang der Ar- 
mut“ (Schoneville 2023, S. 130 ff.) deutlich erschwert. Insofern 
sind die Nutzer*innen in der Mehrheit der Fälle aufgrund ih- 
rer existenziellen Versorgungsbedarfe auf die Loyalität (lo- 
yalty) der Spender*innen und Helfer*innen verwiesen. 

Fasst man die bisher skizzierten Entwicklungslinien zu- 
sammen, ist festzuhalten, dass sich im Schatten der etablierten 
sozialstaatlichen Sicherungs-, Versorgungs- und Dienstleis- 
tungsstrukturen zur Armutsbekämpfung in den vergangenen 
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Jahren eine neue Armenhilfe etabliert hat, die wir als neue 
Mitleidsökonomie bezeichnen. Zwar unterstützt deren Etab- 
lierung den Prozess einer „Verzivilgesellschaftung“ (Boemke/ 
van Dyk/Haubner 2021; van Dyk/Haubner 2021; van Dyk und 
Haubner in diesem Buch) des Sozialstaats. Zugleich darf diese 
Einordnung nicht dahingehend missverstanden werden, dass 
Lebensmittelausgaben, Suppenküchen oder Kleiderkammern 
nicht an die sozialstaatlichen Angebote gekoppelt wären. Ganz 
im Gegenteil, wie bereits der Hinweis auf die inzwischen flie- 
Benden öffentlichen Zuwendungen verdeutlicht hat. Doch 
nicht nur diese belegen eine enge Verkopplung von öffentli- 
cher Armutsbekämpfung und den privaten wie zivilgesell- 
schaftlichen Angeboten der neuen Mitleidsökonomie. Denn 
die Mehrheit der Organisationen, die mitleidsökonomische 
Angebote bereitstellen, sind auch direkt oder indirekt an pro- 
fessionalisierte Angebote angebunden (z. B. als Teil- oder Un- 
terorganisationen von Wohlfahrtsverbänden). Insofern er- 
weist sich eine eindimensionale Diagnose der neuen Mit- 
leidsökonomie als Ausdruck des Abbaus und der gleichzeiti- 
gen Entkopplung von sozialstaatlichen Leistungen auch als 
vorschnell. Vielmehr stellt die neue Mitleidsökonomie einen 
Baustein in der mehrdimensionalen und komplexen Trans- 
formation des wohlfahrtsstaatlichen Arrangements dar. 


5 Elemente für eine gesellschaftstheoretische 
Kontextualisierung® 


Wenn wir danach fragen, wie das Phänomen der Mitleidsöko- 
nomie aus einer gesellschaftstheoretischen Perspektive einge- 
ordnet werden kann, fällt zuerst ins Auge, dass die mitleidsöko- 
nomischen Angebote auf eine spezifische gesellschaftliche 
Realität der Armut reagieren. Die Bereitstellung entsprechender 
Angebote ist mehrheitlich dadurch motiviert, dass sich Men- 


6 Die Ausführungen zur gesellschaftstheoretischen Kontextualisierung 
stammen aus einer früheren Publikation (Kessl/Schoneville 2021). 
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schen angesichts wachsender Armut zivilgesellschaftlich enga- 
gieren (Oechler/Schröder 2015); und die Nutzer*innen be- 
schreiben ihre Entscheidung, etwa eine Tafel aufzusuchen, als 
Reaktion auf den stillen Zwang bestehender Armutsverhält- 
nisse (Schoneville 2023). Zugleich kann der Verweis auf die Ar- 
mutslage der Nutzer*innen nicht befriedigen, schließlich ist da- 
mit kein objektives Kriterium benannt, das einfach einer 
einzelnen Person anhaftet, sondern - viel grundlegender - ein 
gesellschaftliches Verhältnis. So hat Georg Simmel (1908/1983, 
1906/1993) darauf hingewiesen, dass nicht bereits die ökonomi- 
sche Ausstattung den Armen zum Armen macht, sondern erst 
die gesellschaftliche Bearbeitung dieser Situation. Durch diese 
wird das Individuum in spezifische gesellschaftliche Bezie- 
hungsgefüge eingebunden, die mit mehr oder weniger Ausgren- 
zungs- oder Ausschließungserfahrungen verbunden sein kön- 
nen. Tatsächlich existiert eine Vielzahl gesellschaftlicher Reak- 
tionsweisen, durch die Menschen zu Armen gemacht werden. 
Aus dieser Perspektive ist die Etablierung der neuen Mit- 
leidsökonomie als eine solche historisch spezifische gesell- 
schaftliche Reaktionsweise zu lesen. Die mit ihr etablierten ge- 
sellschaftlichen Beziehungsgefüge lassen sich ausgrenzungs- 
und ausschließungstheoretisch verdeutlichen. Die neue Mit- 
leidsökonomie stellt ausgrenzungstheoretisch betrachtet eine 
Integration unter Bedingungen der Ausgrenzung dar bzw. 
ausschließungstheoretisch gesprochen: eine ‚Einschließung in 
der Ausschließung‘. Was ist damit gemeint? Die Nutzer*innen 
eines mitleidsökonomischen Angebots nutzen dieses zur Be- 
wältigung ihres Alltags. Möglich wäre nun eine sozialpoliti- 
sche Reaktion, zum Beispiel durch die Erhöhung des Mindest- 
lohns und der Grundsicherung oder die Gewährleistung eines 
allgemeinen Grundeinkommens. Die mitleidsökonomischen 
Angebote erweisen sich aber als Teil einer anders gelagerten 
gesellschaftlichen Reaktion. Diese zielt nicht auf einen Aus- 
gleich oder gar die strukturelle Überwindung bestehender 
Ausgrenzungs- und Ausschließungskonstellationen in öffent- 
licher Verantwortung, sondern bietet nur eine temporäre 
Linderung der erfahrenen Armut an. Zugleich wäre die Ar- 
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mutslage der Betroffenen vorschnell als Situation der Ausge- 
schlossenheit bestimmt, weil damit übersehen würde, dass 
auch im Modus dieser freiwilligen Armenhilfen weiterhin ge- 
sellschaftliche Beziehungsgefüge hergestellt werden. Vielmehr 
ist in bestimmter Hinsicht sogar eine Zunahme an ‚gesell- 
schaftlicher Einbindung‘ zu beobachten, wie sie sich sympto- 
matisch unter anderem in den ‚Bedürftigkeitsprüfungen‘ 
durch die Lebensmittelausgaben zeigt. Allerdings können die 
Nutzer*innen von Tafeln, Suppenküchen, Kleiderkammern 
und manchem Sozialkaufhaus ihre Bedürfnisse eben nicht 
mehr im Supermarkt, im Restaurant, in einem Bekleidungs- 
oder einem Möbelgeschäft befriedigen, so wie es dem Konsu- 
mentensubjekt, als dominanter Integrationsfigur des Gegen- 
wartskapitalismus (Clarke et al. 2007), in Aussicht gestellt 
wird. Die Nutzer*innen der neuen Mitleidsökonomie müssen 
ihre basale Bedürfnisbefriedigung vielmehr im Modus der Ab- 
hängigkeit vom Mitleid anderer vollziehen. 

Aus der Perspektive sozialstaatlicher Armutsbekämpfung 
zeigt sich hier ein veränderter Integrationsmodus, wie ihn Rai- 
ner Land und Andreas Willisch (2006, S. 87) für die Arbeits- 
marktpolitik ausmachen. Mit Verweis auf das ausgefeilte Sys- 
tem von Maßnahmen und Trainings für Menschen ohne Arbeit 
sprechen sie von einem Modus sekundärer Integration, durch 
den eine spezifische Form der Einbindung in die Gesellschaft 
erzeugt wird: „Wir definieren den sekundären Integrationsmo- 
dus als eine Funktionsweise der Arbeitsmarkt- und Sozialstaats- 
institutionen, bei der die Integration in das Erwerbssystem nur 
mit regelmäßigen, systematischen und längerfristigen Interven- 
tionen durch Leistungsbezug und/oder Arbeitsmarktmaßnah- 
men gewährleistet werden kann“. Gekennzeichnet ist dieser In- 
tegrationsmodus durch eine Simulation von Erwerbsarbeit in 
einem eigenständigen „arbeitsgesellschaftlichen Integrations- 
apparat“ (ebd., S. 89), wie zum Beispiel dem sogenannten Über- 
gangssystem. Menschen werden in diesem sekundären Integra- 
tionssystem gewissermaßen geparkt, weil ihre Integration in 
Erwerbsverhältnisse aus unterschiedlichen Gründen nicht dau- 
erhaft gelingt, unter anderem aufgrund fehlender Jobangebote, 
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prekärer Beschäftigungsverhältnisse, abgebrochener Berufsaus- 
bildungen oder chronischer Krankheiten. Für viele bedeutet das 
Verweilen im sekundären Integrationssystem ein hohes Maß an 
Prekarität, nicht zuletzt durch das Ausbleiben eines regulären 
Erwerbseinkommens. Zugleich wäre auch der Modus der se- 
kundären Integration als gesellschaftlicher Ausschluss missver- 
standen. Die betroffenen Menschen erfahren vielmehr eine Ein- 
bindung in das engmaschige Netz von Maßnahmen, verbunden 
mit spezifischen Handlungserwartungen, wodurch sie in spezi- 
fischer Weise in die Gesellschaft integriert bzw. eingeschlossen 
werden. Diese Form der (sekundären) Integration ist dadurch 
charakterisiert, dass sie nicht im primären Integrationsmodus 
der öffentlichen Daseinsvorsorge realisiert wird, der auf die Ein- 
bindung in das System der Lohnarbeit abzielt bzw. die Absiche- 
rung im Fall der Erwerbsunfähigkeit oder Verrentung an dieses 
System bindet. 

Bezieht man diese Analysen eines sekundären Integrati- 
onsmodus auf die neue Mitleidsökonomie, lässt sich schluss- 
folgern, dass auch mit ihren Angeboten ein - wenn auch an- 
ders gelagerter - Integrationsmodus etabliert wird. Auch hier 
wird ein primärer Integrationsmodus simuliert, allerdings 
nicht im Modus der Erwerbsarbeit, sondern im Modus des 
Konsums. Aufgrund der fehlenden monetären Tauschmittel 
infolge eines unzureichenden Haushaltseinkommens sehen 
sich die Nutzer*innen auf die neu entstandene alternative Ga- 
benökonomie verwiesen. Während die von Land und Willisch 
für die Arbeitsmarktpolitik beschriebene sekundäre Integra- 
tion durch eine massive sozialstaatliche Intervention charak- 
terisiert ist, basiert der sekundäre Integrationsmodus im Fall 
der neuen Mitleidsökonomie vornehmlich auf ihrer zivilge- 
sellschaftlichen Organisation, also einer nicht-staatlichen An- 
gebotsstruktur. Zugleich weist auch die neue Mitleidsökono- 
mie vielfältige Bezüge zum sozialstaatlichen Sicherungs- und 
Dienstleistungssystem auf, so insbesondere durch ihre enge 
Kopplung an institutionalisierte soziale Hilfen und professio- 
nelle Beratungsangebote, häufig in wohlfahrtsverbandlicher 
Verantwortung (Oechler/Schröder 2015). Hinzu kommt, dass 
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Nutzer*innen immer wieder von Vertreter*innen der institu- 
tionalisierten Träger auf die Angebote der Mitleidsökonomie 
verwiesen werden (Schoneville 2013). Nutzer*innen berichten 
zum Beispiel, dass sie wahrend eines Beratungsgesprachs im 
Jobcenter auf die Angebote der lokalen Tafel oder des örtli- 
chen Sozialkaufhauses hingewiesen werden. 

Aus armuts- und ausgrenzungstheoretischer Perspektive 
verdichten sich hier die Hinweise auf veranderte gesellschaft- 
liche Beziehungsgeftige von Menschen, die unter den Bedin- 
gungen von Armut (iiber)leben miissen und durch die Hilfs- 
angebote zugleich gesellschaftlich adressiert und somit zu- 
gleich integriert wie auch ausgegrenzt werden. 

Die neue Mitleidsökonomie sorgt dabei für eine neue 
Sichtbarkeit von Armut und Ausgrenzung gerade in den grof- 
städtischen Kontexten vieler OECD-Staaten. Symptomatisch 
dafür ist das Bild der Schlangen von wartenden Menschen vor 
einer Lebensmittelausgabe resp. Tafel, das noch in den 1990er 
Jahren die Mehrheit der Gesellschaftsangehörigen nicht hätte 
identifizieren können. Inzwischen ist dieses Bild aber gera- 
dezu zum Sinnbild für diejenigen Menschen geworden, die - 
in den Augen der Öffentlichkeit in teilweise legitimer Weise 
und teilweise in nicht legitimer Weise (deserving/undeserving 
poor) - auf Armutshilfe zur täglichen Existenzsicherung an- 
gewiesen sind. 


6 Eine emotionstheoretische Reflexion 
der neuen Mitleidsökonomie 


Mit der Rede von der Mitleidsökonomie werfen wir auch eine 
grundlegende emotionstheoretische Frage auf, in welchen so- 
zialen Konstellationen das Gefühl des Mitleids wirkmächtig 
ist. Zur Bearbeitung dieser Frage ist unseres Erachtens erstens 
eine begriffstheoretische Vergewisserung und zweitens ein 
Rückgriff auf die Problemgeschichte hilfreich. 

Wendet man sich der begriffstheoretischen Bestimmung 
von Mitleid zu, lassen sich insbesondere folgende prägende 
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Momente herausarbeiten. Erstens weist die Durchsicht durch 
unterschiedliche europäische Sprachen eine uneinheitliche 
Verwendung des Begriffs des Mitleids auf. Das Englische un- 
terscheidet zwischen compassion, sympathy und pity. Das 
Französische zwischen la compassion und la pitie. Im Deut- 
schen dagegen finden sich die Begriffe des Mitleids und des 
Mitgefiihls. Zweitens schreiben sich etymologisch in allen die- 
sen Fällen das lateinische compassio (‚Mitempfindung‘) bzw. 
compati (‚zugleich leiden‘) und das griechische ouunadeia 
(‚gleiche Empfindung‘, ‚Teilnahme‘) bzw. ouunadeiv (‚mit/zu- 
gleich empfinden‘) ein. Semantisch sind diese etymologischen 
Spuren im Englischen und Französischen auch noch sichtbar, 
im Deutschen sind sie - durch die Übersetzung ins Mittel- 
hochdeutsche - überschrieben. Bereits diese etymologischen 
Hinweise können damit drittens verdeutlichen, dass die Un- 
einheitlichkeit der Begriffsverwendung nicht nur ein Aus- 
druck unterschiedlicher sprachlicher Entwicklungen und ei- 
nes differenten sprachlichen Gebrauchs darstellt, sondern 
auch dem Begriff des Mitleids bereits eingeschrieben ist. Auf 
der einen Seite stellen das lateinische compassio und das grie- 
chische ovunadeiv faktisch Synonyme dar. In der wissen- 
schaftlichen Diskussion wird sich deshalb manches Mal für 
eine schlichte Doppel- oder Mehrfachnennung entschieden 
(vgl. dazu Poferl 2012, S. 279). Es ist also von ‚compassion and 
pity‘ oder ‚Mitleid/Mitgefühl‘ die Rede. Zugleich konnten sich 
Versuche der systematischen begrifflichen Vereinheitlichung, 
wie sie etwa im Kantischen Denken zu finden sind (Wehofsits 
2017, S. 832 f.), nicht durchsetzen. Auf der anderen Seite wer- 
den begriffshistorische Differenzen ausgemacht, mit denen 
bestimmte Konzeptionen des Begriffs begründet werden. So 
nutzen Dalferth und Hunziker (2007, S. XII) die deutschspra- 
chige Differenz von Mitleid und Mitgefühl für eine Begrün- 
dung einer christlichen Lesart. Als „Übersetzungslehnwort“ 
für ovunddeıa bedeute Mitleid „nicht mehr bloss Mitgefühl, 
sondern stärker handlungsbezogen ein Mitleiden mit der Not 
und dem Schmerz anderer, das sich in tätiger Hilfe äussert“ 
(ebd.). Etymologisch ist also weder eine Vereinheitlichung der 
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unterschiedlichen Begriffe noch eine systematische Verein- 
deutigung der Begriffsdifferenzen überzeugend. Vielmehr 
drückt sich in diesem Ringen aus, dass Mitleid als Emotion ei- 
nen historischen und sozialen Kontext aufweist - und inso- 
fern, zumindest aus einer sozial- und kulturtheoretischen 
Perspektiven, keine Universalität behauptet werden kann. 
Entgegen mancher neurowissenschaftlicher Ansicht lassen 
sich Emotionen aus einer historischen und sozialwissenschaft- 
lichen Perspektive nicht als überhistorische menschliche Af- 
fekte fassen (vgl. Hitzer 2020). Insofern lässt sich die emoti- 
onstheoretische Reflexion von Mitleid nur angemessen 
bearbeiten, wenn konkrete historische Phänomene, wie die 
neue Mitleidsökonomie, fokussiert werden. Dabei hilft aller- 
dings die Klärung des problemgeschichtlichen Horizonts, vor 
dem das Phänomen in den Blick genommen wird. 

Sortiert man daher die theoriegeschichtlichen Debatten 
um Mitleid, lassen sich im ersten Schritt zwei Traditionslinien 
ausmachen (Scholz 2012, S. 76 ff.; Poferl 2012): eine eher affir- 
mativ-hoffende Lesart gegenüber einer eher kritisch-skepti- 
schen Lesart von Mitleid. Bezieht man diese problemge- 
schichtlichen Traditionslinien im zweiten Schritt auf das 
konkrete Phänomen der neuen Mitleidsökonomie, erweist 
sich eine solche Gegenüberstellung allerdings als zu schlicht.” 

Die affirmativ-hoffende Lesart ist die historisch jüngere 
Traditionslinie - sie findet sich vor allem in theologischen und 
ethischen, aber auch in pädagogisch-erziehungswissenschaft- 
lichen Fachdebatten. Dalferth und Hunziker (2007; vgl. auch 
Brenner 2020; Fischl 2017) beanspruchen zum Beispiel einen 
positiven Bezug auf Mitleid in christlicher Tradition, die 
sie mit einer Universalisierung des Menschseins verbinden. 
Mitleid werde so zu einer „prinzipiellen Lebenshaltung“ 


7 Alternative Sortierungen, wie der instruktive Vorschlag von Scholz 
(2012, S. 87), eine „ethisch[n] und ästhetische[n] Verhandlungsmöglich- 
keit[en]“ zu unterscheiden, der vor allem den letztgenannten Aspekt auf- 
nimmt und diesen für die Gegenwartsgesellschaften hervorhebt, wären 
an anderer Stelle hinsichtlich ihres Aufklärungspotenzials für das Phäno- 
men der neuen Mitleidsökonomie zu reflektieren. 
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(Dalferth/Hunziker 2007, S. XIX). Hier schimmert unter an- 
derem die Deutung Rousseaus durch - wenn auch in theolo- 
gischer Ladung: Rousseau (1755, S. 171) argumentiert in sei- 
ner berühmten Antwort auf die Preisfrage der Académie de 
Dijon fiir den Prix de morale 1755, der Mensch sei Mensch, 
weil ihm ein Widerstreben angeboren sei, den ihm anderen, 
als ihm ahnlichen Menschen leiden zu sehen. Daher betrachtet 
Rousseau das Mitleid als die einzige natiirliche Tugend, die 
der Mensch bereits in sich trage. Eine Deutung, die unter an- 
derem Schopenhauer fiir seine mitleidsethischen Uberlegun- 
gen direkt aufgenommen hat, indem er Mitleid als naturgege- 
ben und damit als anthropologische Grundkonstante 
betrachtet. 

Demgegenüber steht kritisch-skeptischen Mitleidskon- 
zeptionen das aristotelische Denken Pate, das Mitleid aus ver- 
nunfttheoretischen Gründen ablehnt. Schließlich stelle dieses 
nur einen Affekt dar, und stehe daher der notwendigen und 
wünschenswerten Vernunft im Weg. Hannah Arendt ist es, 
die in ihrer politischen Theorie diese Argumentation gegen 
das Mitleid aufnimmt, weil es „die Distanz zwischen den Men- 
schen auslöscht und mit ihr den weltlichen Zwischenraum, in 
dem sich politische Angelegenheiten und alles, was Menschen 
im Verkehr miteinander tun, abspielen, ist es, politisch ge- 
sprochen, ohne Bedeutung und ohne Folgen“ (Arendt 
1963/1974, S. 109 f.). In der kritisch-skeptischen Tradition ste- 
hen auch die mitleidstheoretischen Überlegungen von Käte 
Hamburger, die Mitleid als distanzierte „Teilnahme am Miss- 
geschick oder Unglück anderer“ (Hamburger 1985, S. 7) defi- 
niert. Während Arendt also gerade die Nähe und Distanz- 
losigkeit zum Anderen als das eigentliche systematische Prob- 
lem des Mitleidskonzepts ausmacht, weil es uns für das politi- 
sche Handeln disqualifiziere, sieht Hamburger hingegen die 
Möglichkeit der Empathie, des wirklichen emotionalen Nach- 
vollzugs also, im Fall von Mitleid gerade nicht. Das Herz 
schenke der Barmherzige, die Verantwortung für den Ande- 
ren bringe die Sorgende auf - dem Mitleidenden bleibe die 
Andere dagegen immer unpersönlich, so Hamburger. 
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Führt man sich nun das konkrete historische Phänomen 
der neuen Mitleidsökonomie emotionstheoretisch vor Augen, 
rückt zuerst die Beziehung zwischen Helfer*innen und Nut- 
zer*innen in den Blick. In dieser spiegelt sich die Asymmetrie 
und Distanz, die vor allem in der kritisch-skeptischen Lesart 
in Bezug auf Mitleid ausgemacht wird. Die Menschen, die eine 
Lebensmittelspende in der Tafel annehmen oder gebrauchte 
Kleidung in einer Kleiderkammer, sehen sich in Abhängigkeit 
von den Spender*innen und Helfer*innen - ohne sie gibt es 
die entsprechende Hilfe gar nicht; und einen rechtlichen An- 
spruch auf diese Hilfe haben sie auch nicht. Zugleich ist die 
Beziehung zwischen den Empfänger*innen der Hilfe und den 
Helfenden konstitutiv ungleich, wie die Dankbarkeitserwar- 
tung gegenüber den Nutzer*innen zeigt. Deshalb werden po- 
litische Forderungen oder auch nur eine Kritik an der konkre- 
ten Gabe emotional oft als Undankbarkeit oder sogar als 
Kränkung auf Seiten der Helfenden empfunden. Wie deutlich 
das die soziale Konstellation im Fall der neuen Mitleidsöko- 
nomie prägt, zeigt das empirische Beispiel: In einem nied- 
rigschwelligen Angebot, das auch eine spendenbasierte Le- 
bensmittelausgabe umfasst, kommentiert eine anwesende 
Frau die ablehnende Reaktion einer Nutzerin auf das Angebot 
von Pfirsichen mit den Worten: „Sowas undankbares, ‚die 
nehm ich nicht‘, wie undankbar“. Vorher hatte die Nutzerin 
das Angebot mit dem Hinweis zurückgewiesen: „NÄ, die will 
ich nicht, die sind ja schon matschig“ (Auszug aus einem Be- 
obachtungsprotokoll aus dem Jahr 2014). 

Zugleich beanspruchen die mitleidsökonomischen Ange- 
bote selbst Mitleid als die zentrale Motivation ihres Tuns - 
und schließen hier immanent an die affirmativ-hoffende Les- 
artan. Die eigene Befragung von Anbietern in 45 bundesdeut- 
schen Kommunen zeigte, dass die am meisten genannte Mo- 
tivation zur Gründung eines mitleidsökonomischen Angebots 
die „Wahrnehmung von Armut“ (60,5 Prozent) ist. Es lässt 
sich davon ausgehen, dass die entsprechenden Akteur*innen 
ihrem Engagement ein Gefühl des Mitleidens mit Menschen 
in Notlagen unterlegen. Dieser Bezug auf Mitleid als zentrale 
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Motivation spiegelt sich auch an anderen Stellen, wenn zum 
Beispiel der Vorsitzende des Dachverbandes Tafel Deutsch- 
land e.V. nach seiner Wiederwahl im Juni 2019 mit den Wor- 
ten zitiert wird: „Soziales Engagement gehört zu meinem Le- 
ben. Meine Eltern haben mir die christlichen Werte der 
Nächstenliebe und Mitmenschlichkeit vermittelt. Ich über- 
nehme lieber Verantwortung und gestalte Gesellschaft aktiv 
mit, statt nur zu kritisieren“.® Es ist das Prinzip der „Nächs- 
tenliebe“, in das die theologische Perspektive mündet, wie sie 
zum Beispiel Dalferth und Hunziker (2007, S. XXII) vertreten: 
Mitleid und Mitgefühl als universalisierbare Dimension der 
Mitmenschlichkeit. 

Gerade dieser Hinweis auf die „Mit-Menschlichkeit“ 
(Brenner 2020, S. 232) zeigt nun - auch in einer säkularisier- 
ten Variante -, dass die Gegenüberstellung von affirmativ- 
hoffender und kritisch-skeptischer Lesart aus unterschiedli- 
chen Gründen einer emotionstheoretischen Reflexion des 
Phänomens der neuen Mitleidsökonomie nicht angemessen 
ist. Zwar lässt sich eine „Ethik der Mit-Menschlichkeit“ (ebd.) 
auch weiterhin in der affirmativ-hoffenden Lesart vertreten. 
Doch die politisch-ethischen Überlegungen zu einer konstitu- 
tiven Alterität von Menschen, wie sie zum Beispiel Butler ver- 
tritt, lassen auch einen anderen Anschluss zu. 

Im Unterschied zu mitleidsethischen Positionen, die den 
direkten Mensch-Mensch-Bezug voraussetzen, rückt mit ei- 
ner politisch-ethischen Perspektive die Vulnerabilität nicht 
mehr als individuelles Problem, sondern als politischer Effekt 
(Butler 2016 [2015], S. 190) in den Fokus der Aufmerksamkeit 
(Kessl 2022). Zwar ist jeder Mensch auf die Sorge anderer 
Menschen angewiesen (Butler 2005 [2004], S. 45), ja von die- 
ser abhängig, wie das Beispiel des neugeborenen Menschen 
am deutlichsten zeigt. Doch die konkrete Prekarität, der wir 
ausgesetzt sein können, ist keine anthropologisierbare Kom- 
ponente. Vielmehr ist zum Beispiel die Frage, ob wir in Armut 


8 www.tafel.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilungen-2019/jochen- 
bruehl-als-vorsitzender-im-amt-bestaetigt (28.06.2023). 
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leben müssen oder nicht, davon abhängig, wie gesellschaftlich 
agiert wird, wie „kollektive und institutionelle Möglichkeiten“ 
ersonnen werden, um die Bedrohung der Prekarität mindes- 
tens zu reduzieren oder aber idealerweise weitgehend zu ver- 
meiden (Butler 2016 [2015], S. 33). Politische Ethik ist daher 
auch keine individualisierbare Haltungs- oder Gestaltungs- 
frage des Mitleidens oder des Mitgefühls, sondern eine Frage 
nach den Bedingungen der Möglichkeit politischer Auseinan- 
dersetzung, wie sie sich zum Beispiel in Formaten der „Solida- 
rität unter Fremden“ (Brunkhorst 1997) historisch ausprägt. 


7 Zur Konzeption des vorliegenden Bandes 


Das Phänomen der neuen Armenhilfe, welches im vorliegen- 
den Band als ‚neue Mitleidsökonomie‘ diskutiert wird, basiert 
auf Beobachtungen, Analysen und Reflexionen, die parallel 
zur Konjunktur entsprechender Angebote unternommen und 
formuliert wurden (Riches 2002; Selke 2008; vgl. u. a. Lorenz 
2012). Das Interesse der Herausgeber an der zunehmenden 
Präsenz von Lebensmittelausgaben, Kleiderkammern und So- 
zialkaufhäusern entstand aus der Perspektive der Sozialpäda- 
gogik und Sozialen Arbeit (Kessl/Schoneville 2010): Dass die 
historische Wiederkehr der Armutshilfe in Form der neuen 
Mitleidsökonomie häufig unter dem Dach der institutionali- 
sierten sozialen Dienstleistungsanbieter stattfand (v.a. der 
kirchlichen Wohlfahrtsverbände), schien erklärungsbedürf- 
tig. Fast 30 Jahre nach der Gründung der ersten Tafel im bun- 
desdeutschen Kontext (1995) muss nun nicht mehr nur von 
einer Wiederkehr, sondern von einer Etablierung der neuen 
Mitleidsökonomie ausgegangen werden. Darauf deuten nicht 
zuletzt die Professionalisierungsbestrebungen und staatlichen 
Unterstützungsprogrammen hin (vgl. Dietz/Wegener 2021). 
Das Phänomen der neuen Mitleidsökonomie wirft damit 
grundlegende Fragen auf - zur historischen Genese, zur wohl- 
fahrtsstaatstheoretischen und menschenrechtlichen Kontex- 
tualisierung, hinsichtlich seiner politisch-theoretischen Ein- 
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ordnung und nicht zuletzt in Bezug auf seine internationale 
Dimension. Angesichts dessen ist der vorliegende Band inter- 
disziplinär angelegt: Die beteiligten Autor*innen gehen aus 
unterschiedlichen Perspektiven und vor dem Hintergrund ih- 
rer differenten Expertise dem Phänomen der neuen Mit- 
leidsökonomie nach. 

Tine Haubner und Silke van Dyk (beide Jena) widmen 
sich dem Phänomen der neuen Mitleidsökonomie nicht zu- 
letzt vor dem Hintergrund ihrer Analysen eines „Community- 
Kapitalismus“. Damit beschreiben sie eine Informalisierung, 
gerade auch der bisher öffentlich erbrachten Sorgearbeit in 
jüngerer Vergangenheit. Diese Informalisierung, die van Dyk 
und Haubner als Teil des umfassenden Prozesses einer „Ver- 
zivilgesellschaftlichung der sozialen Frage“ fassen, erkläre 
auch die Dynamik in der Etablierung der neuen Mitleidsöko- 
nomie. Hier sei nicht weniger als ein grundlegender Struktur- 
wandel des Wohlfahrtsstaats zu beobachten, gekennzeichnet 
durch eine Indienstnahme von „Freiwilligenarbeit“. Damit 
ermöglichen die Autorinnen eine Einordnung der neuen Mit- 
leidsökonomie in die multiplen Krisendynamiken der Gegen- 
wart und eine politökonomische Verortung des zivilgesell- 
schaftlichen Engagements, wie es unter anderem von den 
Helfer*innen im Rahmen von Lebensmittelausgaben, Suppen- 
küchen oder Kleiderkammern erbracht wird. 

Die Sensibilisierung für die Positionierung der Helfer*in- 
nen spielt auch eine zentrale Rolle in der politikwissenschaft- 
lichen Reflexion der neuen Mitleidsökonomie von Brigitte 
Bargetz (Kiel) und Markus Griesser (Innsbruck). Sie neh- 
men in ihrem Artikel „Affektive Regierungsweisen. Ausdruck 
und Vehikel der neuen Mitleidsökonomie“ eine emotions- 
resp. affekttheoretische Perspektive ein. Damit blicken sie 
nicht primär auf die emotionstheoretisch relevante Dimen- 
sion des Mitleids, sondern auf die staatlichen Aktivierungs- 
strategien, was das Engagement der Helfer*innen angeht, aber 
auch auf die affektive Praxis der Helfer*innen selbst. So gelingt 
Bargetz und Griesser eine erweiterte Analyse der anhaltenden 
Transformation gegenwärtiger Wohlfahrtsstaaten: Diese er- 
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weisen sich für die Autor*innen als Orte „affektiven Regie- 
rens“, auch weil Politik durch Emotionen in besonderer Weise 
wirksam wird. Die aktivierten und aktivierbaren Affekte und 
Emotionen sind dabei allerdings nicht eindimensional zu ver- 
stehen, auch wenn damit subtile Machtpraktiken verbunden 
sein können, sondern höchst ambivalent. 

Die Diagnose der neuen Mitleidsökonomie beinhaltet not- 
wendigerweise eine historische Dimensionierung des Phäno- 
mens, verweist doch bereits die Rede vom „neuen“ darauf. 
Christine G. Krüger (Bonn) verortet ihre Betrachtungen un- 
ter dem Titel „Hilfe, Almosen, Mitleid. Eine historische Ein- 
ordnung“ in dem noch relativen jungen Forschungsfeld der 
„Voluntary Action History“ bzw. der „Geschichte der Zivilge- 
sellschaft“. Von dieser Position aus diskutiert sie die neue Mit- 
leidsökonomie in dreifacher Weise: Zunächst fragt sie nach 
der Bedeutung eines solchen freiwilligen sozialen Engage- 
ments im 19. und 20. Jahrhundert und nach dem darin ange- 
legten Verhältnis von Staat und Zivilgesellschaft; im An- 
schluss daran ordnet sie das Phänomen der neuen Mit- 
leidsökonomie im Kontext einer Historie der Spenden ein, um 
schließlich die Rolle der (Almosen-)Gebenden und Empfan- 
genden, unter Berücksichtigung einer mitleidstheoretischen 
Perspektive, zu betrachten. 

Die normative Einordnung der neuen Mitleidsökonomie 
spielt in allen Beiträgen des Bandes eine implizite oder expli- 
zite Rolle. Franz Segbers (Marburg) geht ihr in seinem Bei- 
trag von einer menschenrechtstheoretischen Position explizit 
nach. Unter dem Titel „Am Ende der Armutsbekämpfung? 
Eine menschenrechtliche Kritik der Mitleidsökonomie“ re- 
flektiert er die zentrale Bedeutung sozialer Rechte für die Ar- 
mutsbekämpfung und skizziert die Idee einer „Freiheit von 
Furcht und Not“ als Leitmotto einer sozialen Menschen- 
rechtsarchitektur. Vor diesem Hintergrund erweist sich die 
neue Mitleidsökonomie für Segbers als Teil einer umfassen- 
den neoliberalen Transformation des Sozialstaats, mit der e- 
her eine Reduktion und Verletzung sozialer Rechte einher- 
geht. Die mitleidsökonomischen Angebote kategorisiert er 
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dementsprechend als Form der Armutslinderung, in Diffe- 
renz zu einer menschenrechtlich begriindeten Notwendigkeit 
sozialer Rechte, die eine Politik der Armutsbekämpfung nach 
sich ziehen müsste. 

Das Phänomen der neuen Mitleidsökonomie ist ein inter- 
nationales, auch wenn seine jeweiligen Ausprägungen, zum 
Beispiel im europäischen oder nordamerikanischen Raum, 
unterschiedlich ausfallen. Dies verdeutlicht der Beitrag von 
Graham Riches (Vancouver), der unter dem Titel „Unter- 
nehmerische Lebensmittelhilfe. Das falsche Versprechen der 
Solidarität“ vor allem die Entwicklungen in den USA analy- 
siert. Riches weist dabei auf die Widersprüche zwischen einer 
Thematisierung von Solidarität im Kontext der neuen Mit- 
leidsökonomie und den Interessen der beteiligten (Nahrungs- 
mittel-)Unternehmen hin. So kann er insbesondere zeigen, 
wie die Mitleidsökonomie nicht jenseits der Gewinninteressen 
von Unternehmen platziert, sondern vielmehr eng mit dem 
kapitalistischen Gewinninteresse verbunden ist. Daher be- 
trachtet Riches die Entstehung und Etablierung von Lebens- 
mittelausgaben auch als eine Entpolitisierung von Armut, die 
mit falschen Versprechen der Solidarität einhergehen. Vor 
diesem Hintergrund plädiert er schließlich für eine stärkere 
Verantwortungsübernahme staatlicher Akteure für die erfor- 
derliche Armutsbekämpfung. 

Der Band schließt mit einem Gespräch zum Phänomen 
der neuen Mitleidsökonomie, das die Herausgeber mit Ute 
Frevert (Berlin) und Greta Wagner (Frankfurt am Main) ge- 
führt haben. Hier diskutieren die Gesprächspartner*innen die 
Relevanz der Deutung, die mit der Beschreibung neuer Ar- 
mutshilfe als „Mitleidsökonomie“ vorgelegt wird. Frevert und 
Wagner weisen dabei einerseits auf die historischen Linien in 
Bezug auf das private Engagement für Notleidende hin; ande- 
rerseits vermerken sie die historische Differenz zwischen vor- 
wohlfahrtsstaatlichen Vergesellschaftungsformen und der or- 
ganisierten Hilfe in funktional differenzierten Gesellschaften. 
Während Frevert dabei infragestellt, ob die gegenwärtige Dy- 
namik wohlfahrtsstaatlicher Transformation eine grundle- 
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gende Dimension aufweist oder nicht eher einen Anschluss an 
die Gleichzeitigkeit von privater und öffentlicher Wohlfahrt 
zeigt, so sieht Wagner durchaus eine grundlegendere Verän- 
derung hin zu einem neosozialen oder Community-Kapitalis- 
mus. Frevert wie Wagner weisen schließlich auf die Notwen- 
digkeit der wissenschaftlichen, vor allem empirischen, und 
politischen Auseinandersetzung mit dem Phänomen der 
neuen Mitleidsökonomie hin. 


Literatur 


Arendt, Hannah (1963/1974): Über die Revolution (Vol. 4). München: Piper. 
Aulenbacher, Brigitte/Riegraf, Birgit (2009): Postfordistische Reproduktions- 
weise und soziale Ungleichheiten. Über die Erklärungspotenziale von 
Regulationstheorie, feministischer Gesellschaftsanalyse und Intersektio- 

nalitätsforschung. Vortrag auf der Tagung „Kapitalismustheorien“: 
Wien. 

Bareis, Ellen/Cremer-Schäfer, Helga (2013): Empirische Alltagsforschung als 
Kritik. Grundlagen der Forschungsperspektive der „Wohlfahrtsproduk- 
tion von unten“. In: Gunter Graßhoff (Hrsg.): Adressaten, Nutzer, 
Agency. Akteursbezogene Forschungsperspektiven in der sozialen Arbeit 
(S. 139-159). Wiesbaden: Springer VS. 

Boemke, Laura/van Dyk, Silke/Haubner, Tine (2021): Freiwilligenarbeit als 
Ressource. Die Indienstnahme von Engagement und die subjektiven 
Perspektiven der Engagierten. WSI Mitteilungen, (05), S. 374-384. 

Bohlender, Matthias (2007): Metamorphosen des liberalen Regierungsden- 
kens. Politische Ökonomie, Polizei und Pauperismus. Weilerswist: 
Velbrück. 

Brenner, Andreas (2020): Mitleid. In: Gabriele Weiß/Jörg Zirfas (Hrsg.): 
Handbuch Bildungs- und Erziehungsphilosophie (S. 225-233). 
Wiesbaden: Springer VS. 

Brunkhorst, Hauke (1997): Solidarität unter Fremden. Frankfurt am Main: 
Fischer. 

Butler, Judith (2005 [2004]): Gefährdetes Leben. Frankfurt am Main: 
Suhrkamp. 

Butler, Judith (2016 [2015]): Anmerkungen zu einer performativen Theorie 
der Versammlung. Berlin: Suhrkamp. 

Butterwegge, Christoph (2010): Gerechtigkeit auf dem Rückzug. Vom 
bismarckschen Sozialstaat zum postmodernen Suppenküchenstaat? In: 
Stefan Selke (Hrsg.): Kritik der Tafeln in Deutschland: 
Standortbestimmungen zu einem ambivalenten sozialen Phänomen 
(S. 73-89). Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften. 

Casale, Rita (2012): Die Krise des Sozialstaates und die neue Bestimmung 
der Sozialpädagogik. In: Johannes Angermüller/Sonja Buckel/Margit 


39 


Rodrian-Pfenning (Hrsg.): Solidarische Bildung. Crossover. Experimente 
selbstorganisierter Wissensproduktion (S. 236-241). Hamburg: VSA. 

Clarke, John/Newman, Janet/Smith, Nick/Vidler, Elizabeth/Westmarland, 
Louise (2007): Creating citizen-consumers: Changing Publics and 
changing public services. London: Sage. 

Crouch, Colin (2008): Postdemokratie. Frankfurt am Main: Suhrkamp. 

Dalferth, Ingolf U./Hunziker, Andreas (2007): Mitleid: Konkretionen eines 
strittigen Konzepts. Tübingen: Mohr Siebeck. 

Dietz, Andreas/Wegener, Daniel (2021): Professionalisierung oder Kommer- 
zialisierung in der Tafelarbeit? In: Andreas Dietz/Stefan Jung/Daniel 
Wegner (Hrsg.): Zwischen Mitleidsökonomie und Professionalisierung - 
Tafeln in wirtschaftsethischer Perspektive (S. 19-63). Berlin: Lit. 

Eberle, Hannah/Kessl, Fabian (2021): Alternativen für soziale Teilhabe. Das 
Potential spendenbasierter und freiwilliger Versorgungsangebote. WSI- 
Mitteilungen, (5). 

European Commission (2019): FEAD mid-term evaluation report: final 
report. http://publications.europa.eu/resource/cellar/51421b36-54f8- 
11e9-a8ed-01aa75ed71a1.0001.01/DOC_1 

Evers, Adalbert/Nowotny, Helga (1987): Uber den Umgang mit Unsicherheit. 
Die Entdeckung der Gestaltbarkeit von Gesellschaft. Frankfurt am Main: 
Suhrkamp. 

Fischl, Thomas (2017): Mitgefühl - Mitleid - Barmherzigkeit. Ansätze von 
Empathie im 12. Jahrhundert. München: Herbert Utz. 

Grabka, Markus M./Schrupp, Jürgen (2022): Etwa 1,1 Millionen Menschen 
in Deutschland besuchen Tafeln - vor allem Alleinerziehende und 
Getrenntlebende überdurchschnittlich häufig. DIW Wochenbericht, 
(39), S. 449-510. 

Greiss, Johanna/Cantillon, Bea/Penne, Tess (2021): The Fund for European 
Aid to the Most Deprived: A Trojan horse dilemma? Social Policy & 
Administration, 55(4), S. 622-636. 

Greiss, Johanna/Schoneville, Holger (2023): The Fund for European Aid to 
the Most Deprived and social citizenship: Case study research in Belgi- 
um, Lithuania and Portugal? Journal of European Social Policy, S. 1-15. 

Greiss, Johanna/Schoneville, Holger/Adomaviciene, Aiste/Baltute, Rimgaile/ 
Bernat, Aniko/Cantillon, Bea/Alvarez, Elena C./Delanghe, Heleen/ 
Goderis, Benedikt/Hermans, Karen/van der Horst, Hilje/Michon, Piotr/ 
Leite de Freitas Pereira, Elvira Sofia/Pereirinha, Jose Antonio Correia 
(2022): Food aid in Europe in times of the Covid-19 crisis An inter- 
national survey project. CSB Working Paper. University of Antwerp 05 
(22). 

Groenemeyer, Axel/Kessl, Fabian (2013): Die „neue Almosenökonomie“ - 
ein neues System der Armutshilfe? In: Karin Böllert/Nicole Alfert/Mark 
Humme (Hrsg.): Soziale Arbeit in der Krise (Vol. 2, S. 17-34). 
Wiesbaden: Springer Fachmedien. 

Groh-Samberg, Olaf/Hurch, Nepomuk/Waitkus, Nora (2018): Status- 
konkurrenzen und soziale Spaltungen: Zur Dynamik sozialer Ungleich- 
heiten. WSI-Mitteilungen, 71(5), S. 347-357. 

Hamburger, Kate (1985): Das Mitleid. Stuttgart: Klett-Cotta. 


40 


Hellmann, Bernadette (2014): Viele vermögen mehr: Wie Bürgerstiftungen 
die Geld-, Zeit- und Ideenreichen zusammenbringen. In: Wolfgang 
Lauterbach/Michael Hartmann/Miriam Ströing (Hrsg.): Reichtum, 
Philanthropie und Zivilgesellschaft (S. 269-288). Wiesbaden: Springer 
VS. 

Hirschman, Albert O. (1970): Exit, voice, and loyalty. Responses to decline in 
firms, organizations, and states. Cambridge, Mass.: Harvard University 
Press. 

Hitzer, Bettina (2020): Krebs fiihlen. Eine Emotionsgeschichte des 20. Jahr- 
hunderts. Stuttgart: Klett-Cotta. 

Kaufmann, Franz-Xaver (2002): Sozialpolitik und Sozialstaat: Soziologische 
Analyse. Opladen: Leske und Budrich. 

Kessl, Fabian (2022): ‚Politik der Schwäche‘: Zur politisch-ethischen Veror- 
tung sozialpädagogischer Grenzbearbeitung. In: Denise Bergold- 
Caldwell/Wiebke Dierkes/Eva Georg/Lea Spahn/Jakob Will (Hrsg.): 
(Denk)Bewegungen zwischen Kritik, Norm und Utopie (S. 35-48). 
Königstein/Taunus: Ulrike Helmer. 

Kessl, Fabian (2023): Der aktivierende Sozialstaat: Zur Wirkmächtigkeit 
eines dethematisierten Programms. In: Roland Atzmüller/Fabienne 
Decieux/Benjamin Ferschli (Hrsg.): Ambivalenzen in der Transfor- 
mation von Sozialpolitik und Wohlfahrtsstaat: Soziale Arbeit, Care, 
Rechtspopulismus und Migration (S. 54-69). Weinheim/Basel: Beltz 
Juventa. 

Kessl, Fabian/Lorenz, Stephan/Schoneville, Holger (2020): Social exclusion, 
food assistance and welfare deficits in affluent Germany. Charity 
economy undermining the right-based welfare state. In: Hannah 
Lambie-Mumford/Tiina Silvasti (Hrsg.): The Rise of Food Charity in 
Europe (S. 49-78). Bristol: Policy Press. 

Kessl, Fabian/Oechler, Melanie/Schoneville, Holger (2021): Mitleidsökono- 
mie und soziale Ausschließung. In: Roland Anhorn/Johannes Stehr 
(Hrsg.): Handbuch Soziale Ausschließung und Soziale Arbeit (S. 739- 
754). Wiesbaden: Springer Fachmedien. 

Kessl, Fabian/Schoneville, Holger (2010): Soziale Arbeit und die Tafeln - 
Von der Transformation der wohlfahrtsstaatlichen Armutsbekämpfung. 
In: Stephan Lorenz (Hrsg.): Tafeln und Gesellschaft. Zum neuen Umgang 
mit Überfluss und Ausgrenzung (S. 35-48). Bielefeld: transcript. 

Kessl, Fabian/Schoneville, Holger (2013a): Tafeln & Co. - Soziale Arbeit in 
der Mitleidsökonomie. Sozial Extra. Zeitschrift für Soziale Arbeit und 
Sozialpolitik, (05/06), S. 13-14. 

Kessl, Fabian/Schoneville, Holger (2021): Die „neue Mitleidsökonomie“ - 
Symptom des wohlfahrtsstaatlichen Strukturwandels. WSI-Mitteilungen, 
(5). 

Kessl, Fabian/Schoneville, Holger (Hrsg.) (2013b): Schwerpunktheft: Tafeln 
& Co. - Soziale Arbeit in der Mitleidsökonomie. SozialExtra. Zeitschrift 
fiir Soziale Arbeit 37 (5). 

Kessl, Fabian/Wagner, Thomas (2011): „Was vom Tisch der Reichen fällt 
...“ Zur politischen Ökonomie des Mitleids. Widersprüche. Zeitschrift 


41 


fiir sozialistische Politik im Bildungs-, Gesundheits- und Sozialbereich, 
31(1/2), S. 55-76. 

Klenk, Tanja (2015): Zur Ambivalenz der neuen Subsidiarität. Sozialer 
Fortschritt, 64(6), S. 144-149. 

Lambie-Mumford, Hannah/Silvasti, Tiina (Hrsg.) (2020): The Rise of Food 
Charity in Europe. Bristol: Policy Press. 

Land, Rainer/Willisch, Andreas (2006): Die Probleme mit der Integration. 
Das Konzept des „sekundären Integrationsmodus“. In: Heinz Bude/ 
Andreas Willisch (Hrsg.): Das Problem der Exklusion. Ausgegrenzte, 
Entbehrliche, Überflüssige (S. 70-93). Hamburg: Hamburger Edition. 

Lanz, Stephan (2000): Der Staat verordnet die Zivilgesellschaft. Wider- 
sprüche, 20(78), S. 39-52. 

Lessenich, Stephan/Möhring-Hesse, Matthias (2005): Ein neues Leitbild für 
den Sozialstaat. In: Stephan Lessenich/Andrea Nahles/Jürgen 
Peters/Barbara Stolterfoht/u. a. (Hrsg.): Den Sozialstaat neu denken 
(S. 87-156). Hamburg: VSA. 

Lorenz, Stephan (2012): Tafeln im flexiblen Überfluss. Ambivalenzen sozialen 
und ökologischen Engagements. Bielefeld: transcript. 

Mauss, Marcel (1968): Die Gabe. Form und Funktion des Austauschs in 
archaischen Gesellschaften. Frankfurt am Main: Suhrkamp. 

Neckel, Sighard (2016): Die Refeudalisierung des modernen Kapitalismus. 
In: Heinz Bude/Philipp Staab (Hrsg.): Kapitalismus und Ungleichheit: 
Die neuen Verwerfungen (S. 157-174). Frankfurt am Main: Campus. 

Oechler, Melanie/Schröder, Tina (2015): Die Neue Mitleidsökonomie - 
Armutsbekämpfung jenseits des Sozialstaates? Befunde zu Organisa- 
tions- und Nutzungsstrukturen spendenbasierter Angebote. Neue 
Praxis, 45, S. 572-592. 

Poferl, Angelika (2012): Zur Wahrnehmung von Leiden. Emotionen und 
Sozialität am Beispiel von ‚Mitleid‘. In: Annette Schnabel/Rainer 
Schützeichel (Hrsg.): Emotionen, Sozialstruktur und Moderne. Wies- 
baden: VS Verlag für Sozialwissenschaften. 

Poppendieck, Janet (1998): Sweet Charity? Emergency Food and the End of 
Entitlement. New York: Penguin Books. 

Riches, Graham (1986): Food Banks and the Welfare Crisis. Ottawa: 
Canadian Council on Social Development. 

Riches, Graham (2002): Food Banks and Food Security: Welfare Reform, 
Human Rights and Social Policy. Lessons from Canada? Social Policy & 
Administration, 36(6), S. 648-663. 

Riches, Graham (2018): Food Bank Nations: Poverty, Corporate Charity, and 
the Right to Food. London/New York: Routledge. 

Rohrmann, Eckhard (2011): Tafeln und der Abbau des Sozialstaats. In: Selke 
Stefan (Hrsg.): Tafeln in Deutschland. Aspekte einer sozialen Bewegung 
zwischen Nahrungsmittelumverteilung und Armutsintervention (S. 137- 
156). Wiesbaden: Springer VS. 

Rose, Nikolas (1996): The death of the social? Re-figuring the territory of 
government. Economy and Society, 25(3), S. 327-356. 

Rousseau, Jean Jaques (1755): Uber den und die der Ungleichheit unter den 
Menschen. 


42 


Sache, Christoph/Tennstedt, Florian (1980): Geschichte der Armenfürsorge 
in Deutschland, Band I: Vom Spätmittelalter bis zum 1. Weltkrieg. 
Stuttgart: Kohlhammer. 

Scholz, Tobias (2012): Distanzierte Mitleid. Mediale Bilder, Emotionen und 
Solidarität angesichts von Katastrophen. Frankfurt am Main/New York: 
Campus. 

Schoneville, Holger (2013): Armut und Ausgrenzung als Beschamung und 
Missachtung. Soziale Passagen. Journal für Empirie und Theorie sozialer 
Arbeit, 5(1), S. 17-35. 

Schoneville, Holger (2023): Armut, Ausgrenzung und die Neugestaltung des 
Sozialen: Die Lebensmittelausgaben der ,Tafeln‘ in Deutschland. 
Wiesbaden: Springer Fachmedien. 

Segbers, Franz (2011): Pflaster auf einer Wunde, die zu grof ist. Tafeln, 
Sozialkaufhäuser und andere Dienste zwischen Armutslinderung und 
Armutsüberwindung. In: Florian Barth/Klaus Baumann/Johannes 
Eurich/Gerhard Wegner (Hrsg.): Kirchen aktiv gegen Armut und 
Ausgrenzung (S. 485-497). Stuttgart: Kohlhammer. 

Selke, Stefan (2008): Fast ganz unten. Wie man in Deutschland durch die 
Hilfe von Lebensmitteltafeln satt wird. Münster: Westfälisches Dampf- 
boot. 

Selke, Stefan (2013): Schamland: Die Armut mitten unter uns. Berlin: Econ. 

Simmel, Georg (1906/1993): Zur Soziologie der Armut. In: Allesandro 
Cavalli/Volkhard Krech (Hrsg.): Georg Simmel. Aufsätze und Abhand- 
lungen 1901-1908. Band II (S. 24-57). Frankfurt am Main: Suhrkamp. 

Simmel, Georg (1908/1983): Der Arme. In: Georg Simmel (Hrsg.): Soziolo- 
gie. Untersuchungen über die Formen der Vergesellschaftung (S. 345- 
374). Berlin: Duncker & Humbold. 

Tafel Deutschland (2019): Zahlen und Fakten. 

Tafel Deutschland (2022a): Die Tafeln in aktuellen Zahlen - Sommer 2022. 
www.tafel.de/fileadmin/media/Presse/Hintergrundinformationen/2022- 
08-23_Faktenblatt_Sommer_22.pdf (28.06.2023). 

Tafel Deutschland (2022b): Hintergrundinformation: Zahlen & Fakten. 

van Dyk, Silke (2019): Community-Kapitalismus. Die Rekonfiguration von 
Arbeit und Sorge im Strukturwandel des Wohlfahrtsstaats. In: Klaus 
Dörre/Hartmut Rosa/K. Becker/S. Bose/B. Seyd (Hrsg.): Große 
Transformation? Zur Zukunft moderner Gesellschaften (Sonderband des 
Berliner Journals für Soziologie (S. 279-295). Wiesbaden: Springer VS. 

van Dyk, Silke/Haubner, Tine (2021): Community-Kapitalismus. Hamburg: 
Hamburger Edition HIS. 

Vellay, Irina (2010): Die Parallelgesellschaft der Armut. Niedrigschwellige 
existenzunterstützende Angebote in Dortmund. Dortmund: Fachhoch- 
schule Dortmund. 

Vogel, Berthold (2004): Der Nachmittag des Wohlfahrtsstaats. Zur poli- 
tischen Ordnung gesellschaftlicher Ungleichheit. Mittelweg 36, 13(4), 
S. 36-55. 

Wehofsits, Anna (2017): Mitgefühl in Kants Ethik. Die Kultivierung emo- 
tionaler Dispositionen. Deutsche Zeitschrift für Philosophie, 65(5), 

S. 830-850. 


43 


Wohlfahrt, Norbert (2017): Strategische Neuausrichtung der Freien Wohl- 
fahrtspflege in Folge von Ökonomisierung. In: Rauf Ceylan/Michael 
Kiefer (Hrsg.): Ökonomisierung und Säkularisierung: Neue Herausfor- 
derungen der konfessionellen Wohlfahrtspflege in Deutschland (S. 211- 
237). Wiesbaden: Springer. 


44 


Die Verzivilgesellschaftlichung 
der sozialen Frage 


Freiwillige und Hilfebedurfte im Strukturwandel 
des Wohlfahrtsstaats 


Tine Haubner und Silke van Dyk 


1 Einleitung 


Almosen, Spenden, Mitleid und Hilfe waren in den Wohl- 
fahrtsstaaten des globalen Nordens lange Zeit Konzepte, die 
vor allem im Rahmen der globalen sogenannten Entwick- 
lungshilfe verwendet wurden, nicht aber zur Beschreibung so- 
zialer Versorgungsleistungen im eigenen Land dienten. Dies 
hat sich durch den wohlfahrtsstaatlichen Wandel der vergan- 
genen Jahrzehnte grundlegend gewandelt, geht der Paradig- 
menwechsel hin zum aktivierenden Sozialstaat (Lessenich 
2008) doch mit signifikanten Leistungskürzungen, der Ero- 
sion sozialer Rechte und einer neuen Steuerungslogik der An- 
reizung von Eigenverantwortung einher. Unter Bedingungen 
wachsender Armutsgefährdung und sozialer Ungleichheit so- 
wie der Verfestigung bestehender Armutslagen (vgl. Paritäti- 
scher Gesamtverband 2023; BMAS 2021, S. 479 f.) ist ein grö- 
ßer werdender Teil der Bevölkerung auf Güterspenden und 
‚Almosen‘ angewiesen, während vulnerable Bevölkerungs- 
gruppen wie Pflegebedürftige, altersarme Rentner*innen oder 
Geflüchtete in Ermangelung ausreichender öffentlicher Ange- 
bote auf die sozialen Dienste von Freiwilligen zurückgreifen 
müssen. 

Die hier umrissene Dynamik betrifft zwar vulnerable Be- 
völkerungsgruppen in besonderer Weise, sie verweist aber auf 
eine strukturelle, gesamtgesellschaftliche Krisendynamik: 
Jahrzehnte der Privatisierung, Deregulierung und Kommodi- 
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fizierung haben öffentliche Sorgekapazitäten erodieren lassen 
und zugleich die finanzielle Situation vieler Haushalte signifi- 
kant verschlechtert, was den - kompensierenden - Erwerb 
von Gütern und Dienstleistungen auf dem Markt erschwert. 
Diese Krisendynamik wird zusätzlich vom Wandel der Fami- 
lien- und Geschlechterverhältnisse sowie der Alterung der Ge- 
sellschaft vorangetrieben und schlägt sich in Zeiten, da immer 
weniger Frauen ganztägig als „heimliche Ressource der Sozi- 
alpolitik“ (Beck-Gernsheim 1991, S. 66) zur Verfügung ste- 
hen, in wachsenden Sorgeengpässen nieder. Analysen zur 
„neuen Mitleidsökonomie“, die im Zentrum dieses Bandes 
stehen, haben sich vor diesem Hintergrund mit Hilfsangebo- 
ten „im Schatten des Sozialstaats“ beschäftigt (vgl. Kessl/Scho- 
neville in diesem Band, S. 21), die durch die Verteilung von 
Elementargütern als Gaben in Tafeln, Kleiderkammern oder 
Suppenküchen charakterisiert sind (Kessl/Schoneville 2021; 
Selke 2009). Komplementäre Analysen, die von einer „Repro- 
duktionskrise“ (Jürgens 2010) oder „Care-Krise“ (Villa 2020) 
ausgehen, werfen daneben die Frage auf, wer für soziale Sorge- 
dienstleistungen - etwa im Bereich der Pflege, Kinderbetreu- 
ung, Familienhilfe oder der Unterstützung von Geflüchteten - 
verantwortlich zeichnet, wenn öffentliche und private Ange- 
bote und Arrangements der Nachfrage und dem Bedarf nicht 
mehr entsprechen. Während die Care-Forschung vor diesem 
Hintergrund bislang unter anderem die Vermarktlichung von 
Sorgearbeit im Besonderen adressiert hat (vgl. Aulenbacher/ 
Decieux/Riegraf 2018), lenkt unsere Forschung den Blick auf 
zivilgesellschaftliche Akteure und ihr Engagement - als zent- 
rale Entlastungsressource unter reproduktiven Krisenbedin- 
gungen in den Grauzonen jenseits von Staat und Markt. 
Lange standen empirische Arbeiten zur sogenannten Mit- 
leids- und Almosenökonomie und das weite Feld der For- 
schung zu zivilgesellschaftlichem Engagement und Freiwilli- 
genarbeit eher unverbunden nebeneinander - was komple- 
mentäre Leerstellen produzierte: wo erstere vor allem die Nut- 
zer*innen und Hilfebedürftigen im Blick hatten, konzentrierten 
sich Letztere auf die Freiwilligen und ihr Engagement, wobei die 
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Motive Freiwilliger meist im Zentrum standen und die ökono- 
mischen Aspekte des Engagements überwiegend unterbelichtet 
blieben. Die Zusammenführung dieser Perspektiven (vgl. jüngst 
van Dyk/Kessl 2021) ermöglicht eine doppelte Erweiterung des 
Blicks - auf den Zugang zu Elementargütern und sozialen 
Dienstleistungen, auf Engagierte und Nutzer*innen - und gibt 
eine übergreifende Dynamik zu erkennen, die wir als „Verzivil- 
gesellschaftlichung der sozialen Frage“ beschrieben haben (van 
Dyk/Haubner 2021, S. 112-115). Dabei geht es um die Verlage- 
rung der Verantwortung für den Zugang zu Elementargütern 
und teilhabesichernden Dienstleistungen in die Zivilgesellschaft 
und ihre informellen Unterstützungsstrukturen, realisiert 
durch unbezahlte bzw. nicht regulär entlohnte Arbeit in Verei- 
nen, Initiativen, Freiwilligenagenturen und -diensten, Nachbar- 
schaften und Wohlfahrtsverbänden. 

Diese Diagnose ermöglicht, so die zentrale These des Bei- 
trags, eine Einbettung der neuen Mitleidsökonomie in die 
multiplen Krisendynamiken der Gegenwart und lenkt den 
Blick auf die politökonomische Bedeutung des zivilgesell- 
schaftlichen Engagements, das die angesichts gewandelter Ge- 
schlechter- und Familienverhältnisse knapper werdende Res- 
source unbezahlter Arbeit im Privathaushalt ergänzt. In 
diesem Zusammenhang ist es unser Anliegen, freiwilliges 
Engagement auch als Form von (Dienstleistungs-)Arbeit 
zu begreifen und die Perspektive auf die Nutzer*innen und 
Hilfsbedürftigen, die in empirischen Arbeiten zu zivilgesell- 
schaftlichem Engagement und Freiwilligenarbeit bislang 
randständig bleibt, zu adressieren. Ziel dieser Doppelperspek- 
tive ist es folglich, einen Beitrag zur systematischen Erkun- 
dung der veränderten Erbringungsverhältnisse zwischen Hel- 
fer*innen/Engagierten und Hilfebedürftigen/Nutzer*innen 
unter den Bedingungen der Verzivilgesellschaftlichung der 
sozialen Frage zu leisten. Damit schließen wir in diesem Bei- 
trag die Leerstelle der Nutzer*innenperspektive in der For- 
schung zu Engagement und Freiwilligenarbeit, während das 
komplementäre Desiderat der Analyse freiwilliger Arbeit in 
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der ‚Mitleidsökonomie‘ in den Beiträgen von Bargetz/Griesser 
und Segbers in diesem Band adressiert wird. 

Das Argument wird in drei Schritten entwickelt: Im ersten 
Schritt steht die Diagnose der Verzivilgesellschaftlichung der 
sozialen Frage im Kontext der skizzierten multiplen gesell- 
schaftlichen Krisendynamiken im Zentrum und es wird die 
wachsende Bedeutung von Freiwilligenarbeit fiir die Erbrin- 
gung notwendiger und teilhabesichernder sozialer Leistungen 
durch die Zivilgesellschaft erörtert (Kapitel 2). Im zweiten 
Schritt wird die Perspektive der Nutzer*innen und Hilfebe- 
dürftigen konzeptuell - unter anderem im Rückgriff auf 
Arbeiten zur neuen Mitleidsökonomie - fundiert und für die 
Felder der Altenpflege, der Sozialen Arbeit und der Flücht- 
lingshilfe empirisch unterfüttert. In diesem Zusammenhang 
legen wir auch dar, warum die Verzivilgesellschaftlichung der 
sozialen Frage ein Outsourcing zentraler Aufgaben der Da- 
seinsvorsorge darstellt und nicht per se als Zugewinn an Par- 
tizipation und Gestaltungsmacht durch zivilgesellschaftliche 
Akteure oder als Teilhabesteigerung der Nutzer*innen freiwil- 
liger Unterstützungsleistungen zu begreifen ist (Kapitel 3). Im 
dritten Schritt widmen wir uns resümierend den Kehrseiten 
der Verzivilgesellschaftlichung unter besonderer Berücksich- 
tigung der Perspektive vulnerabler Nutzer*innen und fragen 
nach Ansatzpunkten, um die hier entstehenden Hierarchien 
und Abhängigkeiten zu überwinden (Kapitel 4).' 


1 Die empirischen Beispiele des Beitrags stammen aus dem von der Hans- 
Böckler-Stiftung geförderten Forschungsprojekt „Schattenökonomie o- 
der neue Kultur des Helfens? Engagement und Freiwilligenarbeit im 
Strukturwandel des Wohlfahrtsstaats“, das von 2017 bis 2020 am Institut 
für Soziologie der Universität Jena angesiedelt war und gemeinsam von 
Silke van Dyk, Tine Haubner, Emma Dowling und Laura Boemke bear- 
beitet wurde. Im Rahmen des Projekts wurden 46 biografisch-narrative 
Interviews mit Engagierten sowie 80 leitfadengestützte Interviews mit Ex- 
pert*innen in jeweils zwei Mittelstädten und Landkreisen in Branden- 
burg und Baden-Württemberg geführt. Die Perspektive der Nutzer*in- 
nen und Hilfebedürftigen war ein zentrales Erkenntnisinteresse im 
Rahmen der Auswahl, Konzeption und Auswertung der Expert*innenin- 
terviews. Alle Namen von Interviewten sind Pseudonyme und auch die 
Erhebungsorte wurden anonymisiert. 
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2 Freiwilligenarbeit und die Verzivilgesellschaft- 
lichung der sozialen Frage 


Bevor wir die Dynamik der Verzivilgesellschaftlichung in den 
Blick nehmen, gilt es ihren Gegenstand - die soziale Frage - 
genauer zu bestimmen. Der Begriff der sozialen Frage zielt ty- 
pischerweise auf das Konglomerat „neuer Lebensformen“ in 
modernen Gesellschaften ab, die soziale Risiken und Ver- 
wundbarkeiten (wie Armut, Ausbeutung, Wohnungs- oder 
Arbeitslosigkeit) für breite Teile der Bevölkerung zur Folge 
hatten. Hier liegt Ende des 19. Jahrhunderts der Ausgangs- 
punkt der Sozialpolitik als Bearbeitungsweise der sozialen 
Frage (vgl. Achinger 1958, S. 23). Obgleich die soziale Frage 
die Kontingenz des Lebens in modernen Gesellschaften und 
die damit verbundenen Lebensverlaufsrisiken adressiert, blieb 
der Aspekt der gesellschaftlichen Sorgebedürftigkeit dabei 
ausgespart und die überwiegend von Frauen geleistete, unbe- 
zahlte Sorgearbeit als „heimliche Ressource der Sozialpolitik“ 
lange unbeachtet. An die Erkenntnisse der Forschung zu Care 
und Sorge anschließend (vgl. Aulenbacher/Dammayr 2014), 
muss die Kontingenz und Sorgebedürftigkeit menschlichen 
Lebens als elementarer Bestandteil der sozialen Frage gelten. 
Aus diesem Grund, und mit Blick auf das soziale Engagement 
der professionellen Sorgearbeit, verwenden wir den Begriff 
der sozialen Frage in einem erweiterten Sinn, der sowohl 
menschliche Sorgebedürftigkeit als auch darüber hinauswei- 
sende typische Lebensverlaufsrisiken und ihre politische Bear- 
beitung in modernen Wohlfahrtsstaaten umfasst. 

Um die Diagnose der Verzivilgesellschaftlichung der sozi- 
alen Frage empirisch und konzeptuell plausibilisieren zu kön- 
nen, müssen zunächst die Felder konkretisiert werden, an- 
hand derer wir den sich vollziehenden Wandel in den Blick 
nehmen. In einem zweiten Schritt gilt es dann zu klären, wie 
freiwillige, nicht entlohnte Arbeit als zentrale Ressource im 
Prozess der Verzivilgesellschaftlichung angerufen und ange- 
reizt wird. Da unsere empirische Untersuchung auf kommu- 
naler Ebene angelegt ist, operieren wir mit dem Begriff der Da- 
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seinsvorsorge, der durch die Gemeinde erbrachte, wirtschaft- 
liche, soziale und kulturelle Dienstleistungen für die Bür- 
ger*innen, technische Infrastrukturen sowie Brand und Kata- 
strophenschutz bezeichnet und damit Infrastrukturen wie 
Dienstleistungen umfasst (Steinführer 2015, S. 6). Während 
kulturelle Angelegenheiten (z. B. Bibliotheken, Museen, The- 
ater), der Betrieb von Schwimmbädern und Sportanlagen und 
die Organisation des öffentlichen Verkehrs in den meisten 
Bundesländern zu den freiwilligen kommunalen Aufgaben 
zählen, gehören die Einrichtung und der Betrieb von Kinder- 
gärten, der Unterhalt allgemeinbildender Schulen, Jugend- 
hilfe, Feuerwehr und Versorgungseinrichtungen zu den 
pflichtigen Aufgaben. Die grundsätzliche Schwierigkeit des 
Begriffs der Daseinsvorsorge liegt darin begründet, dass er auf 
kommunaler Ebene eine rechtliche Bestimmung enthält, aus 
dem Ansprüche der Bürger*innen und Verpflichtungen für 
die Kommune abgeleitet werden können. Zugleich wird der 
Begriff aber in einem weiteren Sinne als politischer Begriff zur 
Bezeichnung der Bereitstellung lebensnotwendiger Güter und 
Infrastrukturen verwendet, die nicht abschließend bestimmt 
und Gegenstand (sozial-)politischer Kontroversen sind (Neu 
2009; Steinführer 2015). Wir verwenden den Begriff in seinem 
weiteren Sinne und betrachten damit auch freiwillige Aufga- 
ben der kommunalen Daseinsvorsorge wie Altenhilfe, Biblio- 
theken, Schwimmbäder und Museen als zentrale Infrastruktu- 
ren, die Teilhabesicherung garantieren sollen. Mit dem Fokus 
auf die Bedeutung von freiwilligem Engagement in der sozia- 
len Daseinsvorsorge schließen wir an Arbeiten an, die die 
etablierte Verwaltungsperspektive um einen Fokus auf neue 
Akteurskonstellationen und die Eigentätigkeit von Bürger*in- 
nen als Nutzer*innen und wohlfahrtspolitische Ko-Produ- 
zent*innen in diesen Bereichen ergänzen (vgl. etwa: Butzin/ 
Gärtner 2017). Während die Arbeiten zur Mitleidsökonomie 
vor allem armutsbetroffene Nutzer*innen adressieren, geht 
unsere Analyse über Formen einer neuen „Armutsökonomie“ 
(Selke 2016) hinaus und nimmt auch Nutzer*innen in den 
Blick, die zwar vulnerabel, aber nicht von Armut betroffen 
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sind. Auf diese Weise geraten weitere Fallstricke des Helfens 
in den Blick, die aus verschiedenen Dimensionen sozialer Vul- 
nerabilitat von Nutzer*innen resultieren. 


3 Politischer Diskurs und lokale Praxis: 
Freiwilligenarbeit im Wohlfahrtsmix 


In den vergangenen Jahrzehnten sind drei diskursive und po- 
litische Konjunkturen des zivilgesellschaftlichen Engagements 
und der Freiwilligenarbeit? zu beobachten, deren Rekonstruk- 
tion zeigt, wie die Zivilgesellschaft in Zeiten des wohlfahrts- 
staatlichen, demografischen und familialen Wandels sukzes- 
sive zur gesellschaftlichen Ressource wurde. Die erste dieser 
Konjunkturen stellt das Aufkommen der Neuen Sozialen 
Bewegungen in den 1970er und 1980er Jahre dar, durch die 
zentrale Normalitätsmuster des fordistisch-keynesianischen 
Wohlfahrtsstaats herausgefordert wurden. Immer mehr Men- 
schen wehrten sich gegen eine bürokratische, als entmündi- 
gend empfundene Expertenkultur und protestierten gegen ein 
Sicherheitsversprechen, das an die Institutionalisierung von 
‚Normalarbeitsverhältnis‘, ‚Normalbiografie‘ und heterosexu- 
eller ‚Normalfamilie‘ gebunden war (z. B. Héritier 1982). 
Angesichts zunehmender Arbeitslosigkeit und einer Poli- 
tik der Frühverrentung wurde in den 1980er Jahren ein neuer 
Debattenstrang einflussreich: Nimmt das Engagement wäh- 
rend der ersten Welle noch die Rolle einer zivilgesellschaftli- 
chen Gegenmacht ‚von unten‘ ein, wechselt es seine Gestalt 
hin zu einem ‚Krisenabsorber‘. Zivilgesellschaftlichem Enga- 
gement wurde nun das Potenzial zugeschrieben, die schrump- 
fende Aufnahmekapazität des Arbeitsmarktes zu kompensie- 
ren und gemeinnützige Betätigung für Arbeitslose und 


2 Freiwilligenarbeit und (zivilgesellschaftliches/bürgerschaftliches) Enga- 
gement werden dadurch charakterisiert, dass sie freiwillig, mit gemein- 
nützigem Anliegen und ohne Erwerbszweck ausgeführt werden (Deut- 
scher Bundestag 2002, S. 24 f.). 
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Frühverrentete zu bieten. Im Lichte dieser Entwicklung ver- 
mischen sich die zuvor dominierenden demokratietheoreti- 
schen Implikationen der Zivilgesellschaftsdebatte zunehmend 
mit Überlegungen zur Lösung der Krise der Erwerbsgesell- 
schaft. 

Ab Ende der 1990er Jahre findet mit der dritten und aktu- 
ellen Welle eine weitere Neubestimmung zivilgesellschaft- 
licher Aktivitäten statt, die diese nun weniger als Hort der Be- 
schäftigung Nicht-Erwerbstätiger, denn als ertragreiche öko- 
nomische Ressource betrachtet (vgl. kritisch: Dahme/Wohl- 
fahrt 2009; affirmativ: Nitschke 2005). In einer empirischen 
Untersuchung der staatlichen Engagementpolitik rekonstru- 
iert Daniela Neumann für die 2000er Jahre eine Entwicklung 
hin zu „Freiwilligkeit als gesellschaftliche Produktivitätsres- 
source“ (Neumann 2016, S. 137), mit der eine „Aufwertung 
der helfenden und karitativen Formen des freiwilligen Enga- 
gements zulasten ihrer demokratischen Protest- und Kritik- 
funktion“ (ebd., S. 442) einhergeht. Diese Entwicklung ist ein- 
gebettet in den Aufstieg des „aktivierenden Sozialstaats“ 
(Lessenich 2008), der eine neue Logik sozialpolitischer Inter- 
ventionen etabliert: weg vom fürsorglichen Schutz seiner Bür- 
ger*innen vor den Risiken der Marktexistenz, hin zu deren 
Empowerment zur eigenständigen Nutzung ihrer Marktchan- 
cen. 


3.1 Der Staat als Treiber der Freiwilligengesellschaft 


Der Staat treibt den Ausbau der Freiwilligengesellschaft dabei 
in dreifacher Hinsicht voran: erstens in diskursiver und pro- 
grammatischer Hinsicht durch die moralische Aufwertung 
ehrenamtlichen Engagements, zweitens durch (materielle) 
Förderprogramme und Policy-Instrumente, die den Ausbau 
ehrenamtlicher Arbeit zum Ziel haben sowie drittens durch 
eine Politik des Unterlassens. Was programmatische Aufrufe 
und Aufforderungen zum Engagement betrifft, durchzieht 
eine Diktion der Bürgerpflicht einschlägige Verlautbarungen 
seit Anfang der 2000er Jahre: „Unter dem Stichwort einer 
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neuen Verantwortungsteilung wird in der Bürgergesellschaft 
mehr bürgerschaftliche Verantwortung von den Bürgerinnen 
und Bürgern erwartet - ohne dass dies vom Staat erzwungen 
wird. [...]. Formen der Selbstverpflichtung werden umso not- 
wendiger, je stärker sich der Staat von geltenden Regelungsan- 
sprüchen zurückzieht und Aufgaben, die nicht staatlich gere- 
gelt werden müssen, bürgerschaftlichen Akteuren überant- 
wortet“ (Deutscher Bundestag 2002, S. 33). Die Rede von En- 
gagement und Freiwilligenarbeit als „sozialer Kitt“ (Robert 
Bosch Stiftung 2016, S. 3) und „Rückgrat des Gemeinwesens“ 
(MSGIV 2013, S. 3) findet sich dabei gleichermaßen in politi- 
schen, wohlfahrtsverbandlichen, kirchlichen und medialen 
Beiträgen. 

Parallel zur (diskurs-)politischen Akzentuierung von En- 
gagement und Freiwilligenarbeit durch die Enquete-Kommis- 
sion „Zukunft des bürgerschaftlichen Engagements“ (1999), 
die Nationale Engagementstrategie (2010) sowie symbolische 
Würdigungen in Gestalt von Preisen und Engagementkam- 
pagnen, sind zweitens auch in materieller Hinsicht zahlreiche 
Engagementförderungen auf lokaler, regionaler und bundes- 
weiter Ebene verabschiedet worden. 2011 wurde mit der 
Gründung des Bundesfreiwilligendienstes (BFD) zudem ein 
stark verdienstlichtes Engagement mit monetärer Aufwands- 
entschädigung geschaffen, das erstmals auch Erwachsenen, 
die älter als 27 Jahre sind, offen steht und den vormaligen Zi- 
vildienst ablöst.’ Ein zentrales Feld der Engagementförderung 
mit Vorreiterfunktion ist schließlich und insbesondere das 
Feld der Pflege, in dem gezielt informelle Unterstützung und 
soziale Dienste Engagierter (sozial-)rechtlich und monetär ge- 
fördert werden (vgl. ausführlich: Haubner 2021a). 

Vor allem aber wirken drittens sozialstaatliche Kürzungen, 
ausbleibende Kostenanpassungen sowie die selektive wohl- 
fahrtsstaatliche Bearbeitung neuer Bedarfe (z. B. in der Flücht- 
lingshilfe oder der Kinderbetreuung) als Engagement-Treiber. 


3 www.bundesfreiwilligendienst.de; kritisch zur Verdienstlichung vgl. Ja- 
kob (2013). 
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Freiwillige engagieren sich, wenn das örtliche Schwimmbad 
aus Kostengründen geschlossen werden soll, führen Bibliothe- 
ken weiter, nachdem die professionellen Fachkräfte entlassen 
worden sind, organisieren Nothilfe, Sprachkurse und rechtli- 
che Beratung für Geflüchtete (van Dyk et al. 2021) und die Ta- 
feln springen dort ein, wo immer mehr Menschen durch staat- 
liche Sicherungsnetze fallen (Kessl/Schoneville 2021). In 
diesen Fällen haben wir es mit der Aktivierung von Freiwilli- 
genarbeit durch eine staatliche Politik des Unterlassens - des 
Kürzens und Schließens, aber auch des mangelhaften Ausbaus 
- zu tun, die besonders in strukturschwachen Regionen zu be- 
obachten ist. In einer repräsentativen Befragung des Bundes- 
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ 2014, S. 14) geben fast 60 Prozent der Befragten an, 
mit ihrem Engagement lokale Missstände beheben zu wollen. 

Die staatlicherseits forcierte Verzivilgesellschaftlichung 
der sozialen Frage operiert dabei mit einem sektor- wie sub- 
jektorientierten Zugriff auf zivilgesellschaftliche Ressourcen: 
einmal im Sinne einer Verschiebung bzw. Neuakzentuierung 
der gesellschaftlichen Sektoren, das heißt der Auslagerung von 
Aufgaben, die vorher entweder in der Familie, in staatlicher 
bzw. kommunaler Verantwortung oder durch den Markt or- 
ganisiert waren, in die Zivilgesellschaft. Zum anderen zielt die 
Verzivilgesellschaftlichung als „‚Fitnesstraining‘ der Zivilge- 
sellschaft“ (Kocyba 2004, S. 20) auf die Aktivierung der Bür- 
ger*innen - eben durch die Modi der symbolischen Würdi- 
gung, materiellen Förderung und staatlichen Unterlassens. 
Dieser Zugriff auf die Zivilgesellschaft geht dabei in auffälliger 
Weise mit der De-Thematisierung ihrer politischen Dimen- 
sion einher, was wesentlich darin begründet liegt, dass die Idee 
der (staatlicherseits zu nutzenden) Ressource und das Kon- 
zept der Zivilgesellschaft als Ort der Politisierung und des zi- 
vilgesellschaftlichen, gegenkulturellen Eigensinns in einem 
Spannungsverhältnis zueinanderstehen. 
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3.2 Die lokale Praxis der Freiwilligengesellschaft 


Während in zahlreichen politischen Verlautbarungen der jün- 
geren Vergangenheit vom Eigensinn des Engagements und 
den Gefahren seiner Instrumentalisierung zu lesen ist - zum 
Beispiel in der Engagementstrategie des Bundes (BMFSFJ 
2016, S. 5) -, zeigt unsere Forschung auf kommunaler Ebene 
seine facettenreiche Indienstnahme auf. Ein Treiber dieser 
Entwicklung jenseits anderslautender Bekundungen ist der 
Umstand, dass bundes- und landespolitisch etablierte Rechts- 
ansprüche (z. B. auf einen Kitaplatz oder Ganztagsbetreuung 
in der Schule) umgesetzt und freiwillige Aufgaben der Da- 
seinsvorsorge (z. B. Schwimmbäder, Spielplätze, Altenhilfe) 
unter zunehmend knappen Budgets realisiert werden müssen. 

An dieser Stelle seien nur schlaglichtartig wenige, eindrück- 
liche Beispiele der Indienstnahme von Engagement für Aufga- 
ben der Daseinsvorsorge aus unserer Forschung illustriert: 
Schlaglicht Schule: Die ehrenamtliche Schulmediatorin an einer 
Grundschule im brandenburgischen L, Orla Wehn, und die als 
Jugendbegleiterin und Lesepatin an einer Schule im baden- 
württembergischen C engagierte Karin Leitner berichten je- 
weils, dass der schulische Alltag, insbesondere im Blick auf so- 
zialpädagogische Aufgaben und Einzelförderung ohne die Eh- 
renamtlichen nicht funktionieren würde. Auch fungieren sie als 
Springer*innen, wenn Lehrkräfte oder Sozialarbeiter*innen we- 
gen Krankheit ausfallen.* Karin Leitner, die soziale Gruppenar- 
beit, Sprachförderung für Flüchtlingskinder, Mensa-Betreuung 
und Hausaufgabenbetreuung anbietet und eine Aufwandsent- 
schädigung von 8,50 Euro pro Stunde erhält, im Interview: „Das 
sagen die auch in der Schule immer: Gut, dass wir euch haben als 
Jugendbegleiter. Und dass ihr da seid. Sonst wüssten die ja gar 
nicht, was sie machen sollen“. 


4 In Baden-Württemberg wird das Jugendbegleitprogramm als monetari- 
siertes Engagement umfangreich vom Land gefördert, im Schuljahr 
2018/2019 waren an rund 1950 Schulen über 23.000 Jugendbegleiter*in- 
nen aktiv, die in jeder Schulwoche ca. 45.000 Stunden Bildungsangebote 
durchführen (siehe: www.jugendbegleiter.de/das-programm). 
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Schlaglicht begleiteter Umgang von Kindern: Im Bürgerlichen 
Gesetzbuch (BGB) ist der professionelle, begleitete Umgang 
für solche Trennungs-/Scheidungsfamilien geregelt, in denen 
der Umgang mit einem Elternteil problematisch ist. Rosa 
Bothe vom Kinderschutzbund, zuständig für die ehrenamtlich 
organisierte Umgangsbegleitung im baden-württembergi- 
schen D betont: „Das ist eine gesetzliche Vorschrift, die wir hier 
umsetzen, die an sich vom sozialen Dienst im Landratsamt um- 
gesetzt werden müsste. Deren ureigenste Aufgabe ist eine Hilfe 
zur Erziehung. Und die Landratsämter gliedern diesen Bereich 
häufig aus, weil es ein sehr zeitaufwendiger und sehr intensiver 
Bereich ist, der damit auch sehr viele Kapazitäten binden 
würde. Kostenintensiv wäre, dadurch wird er outgesourct. Und 
es ist bundesweit so, dass es schwerpunktmäßig der Kinder- 
schutzbund übernommen hat“. Die Engagierten erhalten dafür 
eine Aufwandsentschädigung von 7,50 Euro pro Stunde. 


Schlaglicht Rechtsberatung: Ein Engagierter der Refugee Law 
Clinics, die ehrenamtliche Rechtsberatung für Geflüchtete an- 
bieten, erklärt, dass sie faktisch eine rechtliche Vorgabe ehren- 
amtlich einlösen: „Es gibt ja diese Qualifizierungsrichtlinie, die 
besagt, dass jeder Geflüchtete Zugang zu unabhängiger Rechts- 
beratung haben soll. Und die Auslegung momentan der Bun- 
desregierung ist halt, dass das BAMF das intern macht mit ih- 
ren eigenen Beratern. Mit der Auslegung sind wir natürlich 
nicht einverstanden. [...] Verfahrensberatung sollte was ganz 
anderes sein als ein BAMF-Mitarbeiter oder -Mitarbeiterin, die 
von innen Beratung gibt. Sollte so nicht funktionieren“. 


Schlaglicht Pflege: Mit der 1995 implementierten Pflegeversi- 
cherung werden gemeinnützige Leistungsanbieter auf dem 
entstehenden Wohlfahrtsmarkt Pflege zu privatwirtschaftli- 
chen Trägern in Konkurrenz gesetzt, begleitet von der Einfüh- 
rung einer Finanzierungsgrundlage für monetär entschädigtes 
Engagement. Infolgedessen werden aus Laien beispielsweise 
semi-professionalisierte ‚Demenz-Lotsen‘, die in mehrwöchi- 
gen Schulungen ausgebildet und für die niedrigschwellige Be- 
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treuung Demenzkranker und Pflegebediirftiger eingesetzt 
werden (Haubner 2017). Barbel Abendroth, stellvertretende 
Pflegedienstleiterin einer Sozialstation der Volkssolidaritat 
berichtet: ,,Bei den Menschen [mit Demenz], da ist der Bedarf 
hoch an Betreuung. Täglich mindestens ein paar Stunden, das 
wird ja teuer. Dass wir gesagt haben: Wir nehmen Ehrenamt 
gegen eine kleine Aufwandsentschädigung und sehen: So klein 
kann auch der Preis dann sein, dass die versorgt werden“. 


3.3 Forschung zu Freiwilligenarbeit und die gesellschaft- 
liche Sakralisierung der Engagierten 


Die wissenschaftlichen, politischen, wie zivilgesellschaftlichen 
Perspektiven auf Freiwilligenarbeit sind heterogen, zugleich 
aber mehrheitlich getragen von einer Affirmation des Gegen- 
standes: Nahezu unisono wird die Bedeutung von Engage- 
ment für den gesellschaftlichen Zusammenhalt hervorgeho- 
ben und das Potenzial für mehr Bürgerbeteiligung und die 
gesellschaftliche Ko-Produktion von Sorge und Absicherung 
unterstrichen. Auch in der wissenschaftlichen Engagement- 
forschung gehen Analysen oft mit einer „idealistische[n] Un- 
terstellung“ (Dahme/Wohlfahrt 2009, S. 245) einher, indem 
die Gemeinwohlorientierung des Engagements ohne Prüfung 
vorausgesetzt wird. 

Der gesellschaftliche Diskurs ist geprägt von einer Sakrali- 
sierung der Engagierten, die wiederholt als „Alltagshelden“ 
(Deutscher Bundestag 2017, S. 393) und „Engel“ (Paritätischer 
Rundbrief 2014, S. 33) adressiert werden. Verbunden ist dies 
mit einer Rahmung des ehrenamtlichen Einsatzes als unbe- 
zahlbarem „Liebesdienst“, dessen Wert sich der ökonomi- 
schen Berechnung und statistischen Erfassung ebenso ent- 
ziehe wie es unmöglich sei, diese Aufgaben regulär bezahlt 
und professionell ausführen zu lassen. So ist nicht nur, wie zu- 
vor gezeigt, eine Abspaltung des Politischen, sondern auch 
eine Abspaltung der ökonomischen Aspekte des Engagements 
zu konstatieren. Diese Abspaltung macht sich im dominanten 
Rekurs auf Engagementzuschreibungen geltend, die tradierte 
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(und hochgradig feminisierte) Merkmale des alten Ehrenam- 
tes wie Altruismus, Fürsorge und Sinnstiftung hervorheben 
und die gewachsene ökonomische und sozialpolitische Bedeu- 
tung des Engagements im sozialstaatlichen Strukturwandel 
ausblenden. Diese affirmative Rahmung hat für die Analyse 
von Freiwilligenarbeit weitreichende Konsequenzen, bleiben 
doch nicht nur die geschlechtsspezifischen Implikationen, 
sondern auch die arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Kehrsei- 
ten weitgehend unerforscht: Dies betrifft vor allem die Frage 
der Informalisierung von (Sorge-) Arbeit durch die Förderung 
von Freiwilligenarbeit, die wir an anderer Stelle ausführlich 
dargelegt haben (van Dyk 2021; van Dyk/Haubner 2021, 
S. 41-58). In sozialen Bereichen, die seit Jahren unter Fach- 
kräftemangel, Kostendruck und unzureichender Infrastruktur 
bei steigenden Bedarfen leiden, werden mithilfe von Moneta- 
risierung und Semi-Professionalisierung hybride und infor- 
melle Tätigkeitsformen zwischen Niedriglohnsektor und mo- 
netär entschädigtem Engagement für all jene geschaffen, 
denen der Zugang zu regulärer Beschäftigung erschwert ist - 
insbesondere prekäre Ruheständler*innen, Hausfrauen, Ar- 
beitslose und Aufstocker*innen. Jenseits von Mindestlohn, ar- 
beitsrechtlichen Standards und Strukturen der Mitbestim- 
mung kompensieren diese mitunter auch jene Leistungen, für 
die nicht genug ausgebildetes Personal zur Verfügung steht 
und tragen damit nolens volens auch zur Deprofessionalisie- 
rung von Facharbeit bei (Haubner 2021b). Das hat gravie- 
rende Konsequenzen für diejenigen, die auf diese Hilfe ange- 
wiesen sind und die anders als die Engagierten selbst, kaum 
sichtbar werden in den aktuellen Debatten. Im Folgenden 
richtet sich unser Blick deshalb nicht nur auf die Engagierten, 
sondern auch auf die von uns sogenannten „Nutzer*innen“, 
also all diejenigen, die freiwillige Hilfe und Unterstützung in 
den unterschiedlichsten Bereichen in Anspruch nehmen bzw. 
auf diese angewiesen sind. 

Dass die Perspektive der Nutzer*innen in der Engage- 
mentforschung bislang kaum Beachtung findet, ist auch des- 
halb erstaunlich, weil seit den ausgehenden 1990er Jahren im 
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Zuge von Individualisierungs- und Emanzipationsprozessen 
ein „Strukturwandel des Ehrenamts“ diagnostiziert wird, im 
Zuge dessen sich die Motive und bevorzugten Einsatzformen 
der freiwillig Engagierten gewandelt haben (Braun 2001): Statt 
langjähriger Vereinsmitgliedschaft auf der Basis eines traditi- 
onell verankerten christlich-humanistischen Altruismus wer- 
den nun kurzfristige, zu den jeweiligen biografischen Lebens- 
und Erwerbsphasen passende Einsätze bevorzugt. Der Struk- 
turwandel des Ehrenamtes und seine zunehmende ökonomi- 
sche Bedeutung als Ressource stehen dabei in einem span- 
nungsreichen Verhältnis zueinander: Die gewandelten 
Ansprüche an zivilgesellschaftliches Engagement, die mit ei- 
ner gesteigerten Unverbindlichkeit und Spontaneität einher- 
gehen, und die wachsende Nachfrage lassen aus Sicht politi- 
scher Verantwortungsträger eine neue symbolische und 
materielle Anreizstruktur und Förderpolitik erforderlich wer- 
den. Das klassische Ehrenamt sei, so die an Einfluss gewin- 
nende Diagnose, nicht länger unbezahlt zu haben (vgl. Braun 
2001, S. 101; Müller/Rauschenbach 1992). Welche Folgen aber 
hat die zunehmende Verdienstlichung und Monetarisierung 
von Engagement für die Freiwilligen selbst und diejenigen, die 
auf langfristige und verbindliche Unterstützung angewiesen 
sind? 


4 Zivilgesellschaftliches Engagement 
als Dienst am Menschen? Die Perspektive 
der Nutzer*innen und die besondere Qualität 
freiwilliger Unterstützungsleistungen 


Arbeiten zur „neuen Mitleids-“ (Kessl/Oechler/Schröder 2015; 
Oechler/Schröder 2016; Groenemeyer/Kessl 2013) und „Ar- 
mutsökonomie“ (Selke 2016) sowie kritische Analysen der Ta- 
feln (Selke 2013; Schoneville 2013; Lorenz 2012, 2010) stellen 
die Perspektive der Nutzer*innen von Angeboten einer neuen 
spenden- und almosenbasierten Armutskultur ins Zentrum 
ihrer Analysen. In der Forschung zu Engagement und Zivilge- 
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sellschaft ist dies hingegen nicht der Fall. Eine wesentliche Ur- 
sache dieser Leerstelle ist aus unserer Sicht der überwiegend 
affirmative Fokus auf die Handlungsmotive der „sakralisier- 
ten“ freiwilligen Helfer*innen, durch den Probleme und Her- 
ausforderungen aus dem Blick geraten. Zudem wird das En- 
gagement überwiegend nicht als Arbeit oder Dienstleistung 
angesehen, obwohl sich sein Charakter seit Ende der 1990er 
Jahre strukturell gewandelt hat. Vor diesem Hintergrund ist 
kaum verwunderlich, dass selbst dann, wenn die Effektivität 
ehrenamtlicher Unterstützungsleistungen anhand von Nut- 
zer*innenbefragungen evaluiert wird (was selten geschieht), 
Fragen zur Beurteilung der Leistungsqualität nicht explizit ge- 
stellt werden (vgl. Philippi/Luderer/Altenhöner 2015). Die 
Perspektive der Nutzer*innen in den Blick zu nehmen und 
die Frage nach der Qualität der Leistungen durch Freiwillige 
aufzuwerfen, ist aber hilfreich um die veränderte Rolle von 
Engagement als zunehmend dienstleistungsförmigem Kopro- 
duzenten wohlfahrtsstaatlicher Versorgungsleistungen auszu- 
leuchten. Dabei sind sowohl der besondere Charakter des En- 
gagements als auch die spezifischen Bedarfe der Nutzer*innen 
zu berücksichtigen. 

Zu den Nutzer*innen des sozialen Engagements” gehören 
sorgebedürftige, vulnerable Bevölkerungsgruppen, die wach- 
sende Versorgungsbedarfe weder über staatliche Leistungen 
noch über den Markt (oder die Familie) in ausreichendem 
Umfang abdecken können und kompensierend die Hilfe Frei- 
williger in Anspruch nehmen (müssen). Dazu zählen bei- 
spielsweise Pflegehaushalte, in denen Freiwillige Angehörige 
entlasten, was häufig die anspruchsvolle Betreuung demenz- 
kranker und hochaltriger Pflegebedürftiger einschließt. Frei- 


5 Der Begriff soziales Engagement bezieht sich hier auf die für das Ehren- 
amt typische Unterscheidung zwischen „sozialem Ehrenamt“, das im Un- 
terschied zum „politischen Ehrenamt“ (womit zumeist das Engagement 
in Parteien oder anderen politischen Institutionen bezeichnet wird) in 
der „nahen Lebenswelt“ und in den Sorge-Bereichen Gesundheit, Pflege 
und Erziehung lokalisiert ist und mehrheitlich von Frauen ausgeübt wird 
(vgl. Fringer 2011, S. 22). 
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willige kommen aber auch, wie gesehen, im Bereich der schu- 
lischen Ganztagsbetreuung zum Einsatz und entlasten hier das 
unterbesetzte Fachpersonal bei der Betreuung von Kindern 
mit Lernschwierigkeiten. Daneben stellt die Nachbarschafts- 
hilfe ein kostengiinstiges Angebot fiir hauswirtschaftliche 
Dienste bereit, das in den Haushalten Suchtkranker, so zeigen 
unsere Befunde, zudem Betreuungsaufgaben der Sozialen Ar- 
beit übernimmt. Und auch in der Unterstützung für Geflüch- 
tete übernehmen Freiwillige humanitäre Beratungs- und Hil- 
feleistungen, die nicht von öffentlicher Seite abgedeckt 
werden. 

Die Beispiele machen Folgendes deutlich: die Unterstüt- 
zung durch Engagierte wird vor allem von sozial verwundba- 
ren das heißt hochgradig (sorge-)abhangigen bzw. schutzbe- 
dürftigen Bevölkerungsgruppen in Anspruch genommen. 
Dieser Aspekt ist, wie noch zu zeigen sein wird, für die Beur- 
teilung der Qualität der Leistungserbringung von zentraler 
Bedeutung. Darüber hinaus rückt der Blick auf die Nutzer*in- 
nen aber auch weitere relevante Aspekte in den Fokus, die 
nicht nur die Leistungsqualität im engeren Sinne, sondern 
auch das besondere Beziehungsgefüge zwischen Nutzer*innen 
und Freiwilligen im Engagement betreffen. So ist im Unter- 
schied zu professionellen sozialen Diensten im Engagement 
nicht immer eindeutig zu bestimmen, wer Nutzer*in und wer 
Leistungsanbieter*in ist. Das Engagement zeichnet sich viel- 
mehr durch ein Spektrum verschiedener Beziehungskonstel- 
lationen zwischen Nutzer*innen und Leistungserbringer*in- 
nen aus, verstehen sich Freiwillige doch oftmals auch als 
Nutznießer ihres Engagements. Unser Material zeigt hier, dass 
Freiwillige mit dem Engagement und sich darin herausbilden- 
den freundschaftlichen oder quasi-familiären Beziehungen zu 
den Nutzer*innen mitunter den eigenen Mangel an freund- 
schaftlichen oder familiären Kontakten kompensieren. Auf 
diese Weise werden Freiwillige selbst zu Nutzer*innen des En- 
gagements (und dies trifft noch deutlicher für die Tafeln zu, 
wenn Freiwillige sich dort nicht nur engagieren, sondern 
selbst „Kund*innen“ sind). Unabhängig davon gewinnt der 
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Aspekt, dass das Engagement auch fiir die Freiwilligen selbst 
von Nutzen ist, im Kontext des ,,Strukturwandels des Engage- 
ments“ insgesamt an Bedeutung, weil neben karitativ-altruis- 
tischen Motiven die Bedeutung individueller Nutzenmotive 
wächst (vgl. Beher/Liebig/Rauschenbach 2000). 

Soziales Engagement ist zudem nicht nur unbezahlte (Frei- 
willigen-)Arbeit, sondern kann auch als personenbezogene 
Sozialdienstleistung gelten (vgl. Haubner 2021a). Dafür 
spricht sowohl der Strukturwandel als auch der Umstand, wo- 
nach das Engagement nützliche Leistungen für andere er- 
bringt (vgl. Böhle/Kratzer 1999, S. 275). Theorien personen- 
bezogener Dienste zufolge weisen diese außerdem spezifische 
Merkmale auf (vgl. Badura/Gross 1977), die auch für das En- 
gagement zutreffen (vgl. von Ferber 1986; Pott 2003): Wenn 
sie bezahlt oder unbezahlt, personenbezogen (und nicht sach- 
oder produktionsbezogen) erfolgen, sind sie nicht standardi- 
sierbar, nur schwer rationalisierbar, nicht transportierbar und 
auch nicht lagerbar. Zudem gilt sowohl für professionell von 
Fachkräften wie für freiwillig von Laien erbrachte soziale 
Dienste das „uno-actu-Prinzip“, demzufolge Leistungserbrin- 
gung und Leistungskonsum, im Unterschied zur industriellen 
Güterproduktion, zeitlich und räumlich zusammenfallen.® 

Abgesehen davon ist mit Blick auf ein weiteres Merkmal 
besonders erklärungsbedürftig, warum die Nutzer*innenper- 
spektive in der Engagementforschung so wenig Beachtung fin- 
det: Personenbezogene Dienste wie auch freiwillige Unterstüt- 
zungsleistungen zeichnen sich zentral durch ihre „Klienten- 
intensität“ und „Klientensteuerung“ aus. Sie werden dezentral 


6 Die zeitliche Intensität der jeweiligen Leistung variiert dabei nach Ver- 
sorgungsart: Während bei der mitleidsökonomischen Versorgung mit 
Elementargütern (etwa in den Tafeln) das Zusammenfallen von Leis- 
tungserbringung und Konsum in relativ kurzen zeitlichen Intervallen 
stattfindet, zeichnen sich die von uns untersuchten Sorgebeziehungen im 
sozialen Engagement durch längerfristige Interaktionen aus, die wie be- 
reits angeführt, zudem stärker emotional aufgeladen sind und häufig den 
Charakter von engeren sozialen Beziehungen bis hin zu Freundschaften 
annehmen. 
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in Koproduktion, das heißt in der konkreten Interaktion mit 
den Klient*innen erbracht (vgl. Badura/Gross 1977, S. 363- 
366; Baethge-Kinsky et al. 2007, S. 10). Weil die konkrete Aus- 
gestaltung und das Ziel der Dienstleistung einen interaktiven 
Prozess mit offenem Ausgang darstellen, sind Verständi- 
gungs- und handlungsrelevante Aushandlungsprozesse zwi- 
schen den beteiligten Akteuren für die Zielerreichung not- 
wendig. Die Nutzer*innen sozialer Dienstleistungen sind 
deshalb von zentraler Bedeutung, sind doch neben ihrer zeit- 
lichen und physischen Präsenz auch ihre praktische Mitwir- 
kung, ihre mehr oder weniger aktive Beteiligung (in Form von 
Interaktion und Kommunikation) essenziell für die Leistungs- 
erbringung. 

Zugleich weist freiwilliges Engagement Merkmale auf, die 
es grundsätzlich von professionellen sozialen Dienstleistun- 
gen unterscheidet. Erstens zeichnet es sich durch die Freiwil- 
ligkeit der Leistungserbringung und eine relative Autonomie 
der Engagierten aus. Dies führt in Bezug auf Nutzer*innen 
und die Leistungsqualität spezifische Vor- aber auch Nachteile 
im Schlepptau. Zweitens ist das Engagement aufgrund seines 
informellen Laien-Charakters durch ein erschwertes Grenz- 
management gekennzeichnet: In Abwesenheit von Verträgen 
und professionellem Berufshandeln, finden sich hier Qualifi- 
kationsüberschreitungen und Abgrenzungsprobleme, die sich 
sowohl für die Nutzer*innen als auch die Freiwilligen nachtei- 
lig auswirken können. Auf der Grundlage empirischer Be- 
funde in den drei Bereichen der Altenpflege, Sozialen Arbeit 
und Flüchtlingshilfe werden im Folgenden die Spezifika des 
Engagements als soziale Dienstleistung sui generis hinsichtlich 
der Perspektive von Nutzer*innen und Freiwilligen sowie die 
spezifische Qualität der Leistungserbringung vorgestellt. Un- 
sere Befunde zeigen dabei, dass die sozialpolitisch beworbene 
Zielvorstellung vom Engagement als Koproduzenten im 
„Wohlfahrtsmix“ in der Realität nur bedingt aufgeht. 
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4.1 „Kritische Wächter“ oder fahrlässige Helfer? 
Das Engagement zwischen Fürsorge und Sorglosigkeit 
in Pflege und Sozialer Arbeit 


Die Qualität ehrenamtlicher Unterstützungsleistungen lässt 
sich in konkreten Untersuchungskontexten anhand zweier 
Kriterien bestimmen: Zum einen durch die qualitative Rekon- 
struktion subjektiver Erfahrungen beteiligter Akteure in Be- 
zug auf den Erfolg bzw. Misserfolg der Koproduktion zwi- 
schen Leistungserbringer- und Nutzer*innen. Zum anderen 
können freiwillige soziale Dienste anhand der Anforderungen 
guter Sorgearbeit beurteilt werden. Für die meisten der frei- 
willig erbrachten Dienste in unserem Sample gilt nämlich, 
dass es sich um Formen von Sorgearbeit in typischen Sorge- 
kontexten handelt, darunter die Altenhilfe, Altenpflege, Fami- 
lienhilfe, schulische Ganztagsbetreuung und Hauswirtschaft 
bis hin zur Unterstützung für Geflüchtete, die ebenfalls zent- 
rale sorgearbeitsrelevante Anteile (wie psychologische Betreu- 
ung und sozialpädagogische Arbeit) umfasst. 

Die freiwilligen Dienstleistungen sind, wie auch professio- 
nell erbrachte Sorgearbeiten, von der Asymmetrie zwischen 
(freiwilligem) Care-Giver und vulnerablem sowie abhängigem 
Care-Receiver, der Zeit- und Personalintensität in Bezug auf 
die Befriedigung subjektiver Fürsorge-Bedürfnisse und der für 
den Aufbau einer vertrauensvollen Sorgebeziehung zentrale 
Beziehungs- und Emotionsaspekt gekennzeichnet. Kari Waer- 
ness (1984) zufolge unterscheiden sich Sorgearbeiten von per- 
sonenbezogenen Dienstleistungen dadurch, dass sie für Nut- 
zer*innen erbracht werden, die diese Leistungen aufgrund von 
(Sorge-)Bediirftigkeit und Vulnerabilität nicht selbst erbrin- 
gen können. Daraus folgt nicht nur, dass Sorgebeziehungen 
stets durch eine strukturelle Asymmetrie zwischen abhängi- 
gem Care-Receiver und Care-Giver gekennzeichnet sind. 
Dem Credo „The dependent is neither to be overprotected nor 
to be neglected“ (Waerness 1984, S. 189) zufolge, bemisst sich 
gute Sorgearbeit darüber hinaus an der Frage, ob die Autono- 
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mie der Care-Receiver im Kontext der Befriedigung ihrer Sor- 
gebedürfnisse gewahrt bleibt (vgl. Haubner 2022). 

In Bezug auf die Bestimmungen guter Sorgearbeit zeigt 
sich der besondere Charakter des Engagements vor allem in 
der Freiwilligkeit und relativen Autonomie Engagierter. Dabei 
weist das soziale Engagement, gemessen an den Kriterien gu- 
ter Sorgearbeit, im Vergleich zu professionellen Sorgedienst- 
leistungen zunächst besondere Vorzüge auf. In zahlreichen 
Interviews wird sein fürsorglich-emotionaler Charakter von 
befragten Expert*innen wie Freiwilligen positiv hervorgeho- 
ben, insbesondere auch in Abgrenzung von als überlastet 
wahrgenommenen professionellen Diensten. Dieser Aspekt 
wird vor allem im Pflegesektor unter dem Druck von Arbeits- 
zeitverdichtung und Standardisierung virulent, können sich 
Engagierte doch im Unterschied zum Stakkato der Minuten- 
pflege flexibel und mit Zeitwohlstand den Bedürfnissen der 
Nutzer*innen anpassen. 

Einen weiteren Vorzug stellt die relative Autonomie des 
Engagements dar, weil es unabhängig von den Anforderungen 
professionellen Handelns im Auftrag staatlicher Behörden im 
Interesse der Nutzer*innen agieren kann. Etwa bei Familien- 
pat*innenschaften stellt das Engagement ein intermediäres 
Angebot zwischen familiären und hauptamtlichen Strukturen 
dar, bei dem Freiwillige, anders als bei staatlichen Angeboten 
der Sozialämter, nicht mit Angst vor Kontrolle und Überwa- 
chung in Verbindung gebracht werden. Die Ehrenamtskoor- 
dinatorin eines brandenburgischen Netzwerks für die Unter- 
stützung junger Familien meint: „Aber auf der anderen Seite 
ist es mit dem Ehrenamt einfach genau das, was die Eltern wert- 
schätzen. Es ist halt jemand, der nimmt sich Zeit für mich. Es 
ist niemand, der kommt von einer Behörde“. In diesem Zusam- 
menhang wird in zahlreichen Interviews auch die besondere 
Anwaltschaft der Engagierten für die Nutzer*innen im Kon- 
trast zu staatlicher Kontrolle hervorgehoben. Die sich dabei 
vielfach artikulierende Deutung der Rolle Freiwilliger als „kri- 
tische Wächter für Ausgrenzung und soziale Gerechtigkeit“ 
(Pott 2003, S. 352) stößt seitens staatlicher Behörden mitunter 
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auf Skepsis und Ablehnung. Mehrere Expert*innen äußern 
den Eindruck, dass Engagierte etwa in stationären Altenpfle- 
geeinrichtungen nicht erwünscht seien, da sie zu Zeug*innen 
staatlichen und behördlichen Versagens würden. 

Es scheint, als könne das Engagement geradezu als prädes- 
tinierter Kandidat guter Sorgearbeit gelten. Den genannten 
Vorzügen stehen allerdings zwei grundlegende Nachteile ge- 
genüber, die die Kriterien guter Sorgearbeit nicht erfüllen. 
Eine zentrale Kehrseite, die in zahlreichen Interviews proble- 
matisiert wird, stellt die mangelhafte Verbindlichkeit des 
Engagements dar, die konstitutiv mit der Freiwilligkeit der 
Leistungserbringung einhergeht - und im Kontext des Struk- 
turwandels und einer zunehmend kurzfristigeren Projekthaf- 
tigkeit des Engagements - noch einmal verstärkt wird. Gerade 
im Bereich der häuslichen Pflege wird deutlich, dass die Pfle- 
gebedürftigen und Senior*innen essenziell auf die Unterstüt- 
zung der Engagierten angewiesen sind. Wenn Engagierte ih- 
ren Zusagen nicht nachkommen, müssen Termine und 
Verabredungen kurzfristig abgesagt werden. In drastischen 
Fällen kann es so auch zu Versorgungsdefiziten bei den Nut- 
zer*innen kommen.” 

Um zu vermeiden, dass die Anforderungen gelingender 
Koproduktion und guter Sorgearbeit durch die Unverbind- 
lichkeit freiwilliger Leistungen konterkariert werden, kom- 
men Strategien der Personalplanung zum Einsatz: Eine Exper- 
tin aus dem Bereich ehrenamtlicher Seniorenbesuchsdienste 
berichtet, dass sie für die Einschätzung der Tauglichkeit der 


7 Dies trifft in ähnlicher Weise auch auf die sogenannten „Kundinnen“ der 
Tafeln zu, die ebenfalls hochgradig von den Entscheidungen der Spen- 
der*innen und Helfer*innen abhängig sind und die im Fall ausbleibender 
Spenden keine Hilfen erwarten und sich nur moralisch, nicht aber recht- 
lich darüber beklagen können (vgl. Kessl/Schoneville 2020, S. 3). Wie die 
Nutzer*innen der Tafeln sind auch die Nutzer*innen freiwilliger Unter- 
stützung im sozialen Engagement daher keine Kund*innen (auch wenn 
sie bei den Tafeln als solche bezeichnet werden), die ihre Rechte auf be- 
stimmte Leistungen einklagen könnten. Vielmehr entbehren beide den 
Status als Konsument*innen und die damit verbundenen Anrechte (vgl. 
Lorenz 2010, S. 101 f.). 
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Engagierten ein besonderes Gespür entwickeln musste: Wäh- 
rend unzuverlässige Engagierte zu Senior*innen in den statio- 
nären Bereich vermittelt werden (weil hier die Grundversor- 
gung gewährleistet ist), werden verlässliche Engagierte für die 
häusliche Betreuung eingesetzt. Doch auch solche Strategien 
der „Passungsfähigkeit“ ändern letztlich nichts daran, dass „je- 
der Mensch einen anderen Charakter hat“, wie die Befragte 
problematisiert: „Ein Ehrenamtler entscheidet natürlich selber, 
wann er kommt, wie lange er kommt. Und wir haben ja mit 
Menschen zu tun und wenn dann halt so schönes Wetter ist und 
ich weiß, es gibt mehrere Bewohner, die heute gerne mal einkau- 
fen möchten und dann die ehrenamtlichen Helfer aus irgendwel- 
chen Gründen nicht kommen, das ist schon schwierig“. 

Strategien des optimierten Personaleinsatzes ändern au- 
ßerdem nichts daran, dass es sich beim Engagement in der Re- 
gel auch um laienhaft erbrachte Dienste handelt. Neben der 
mangelnden Verbindlichkeit problematisieren die Expert*in- 
nen qualifikatorische Grenzüberschreitungen durch die Frei- 
willigen, bei der die Kombination aus gesteigerter Verantwor- 
tungsübernahme und mangelnder Professionalität sowohl für 
die Nutzer*innen als auch die Engagierten negative Folgen hat. 
Eine Expert*in aus dem Kontext der Seniorenbüros problema- 
tisiert Tendenzen der Selbstüberschätzung und ihre Folgen für 
beide Seiten: „Dass es auch Leute gibt, die dann sozusagen frei- 
schwebend und omnipotent sich erleben. Und ich kann alles. 
Und dann die Leute oft die Senioren auch falsch beraten. Auf der 
anderen Seite überfordern und dann alles hinschmeißen“. Und 
die Leiterin eines Wohlfahrtsverbandes berichtet, dass Frei- 
willige mitunter den Anforderungen, die das soziale Engage- 
ment für besonders vulnerable Bevölkerungsgruppen stellt, 
nicht gewachsen seien: „Dann haben wir natürlich so Ehren- 
ämter, da brauchen wir dann schon ein gewisses Profil. Da müs- 
sen wir sehen, dass die Menschen selber auch gefestigt sind. Also 
wenn die hierherkommen und helfen, um sich selber gut fühlen 
zu können, dann ist es unter Umständen schwierig für die Leute 
dann, die damit konfrontiert werden“. 
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Die spezifische (Sorge-)Abhängigkeit der Nutzer*innen 
stellt sowohl bei der Frage mangelnder Verbindlichkeit als 
auch bei den Konsequenzen des Laienhandelns einen Prüf- 
stein der sorgespezifischen Leistungserbringungsqualität im 
Engagement dar. Und sie verweist auf strukturelle Unter- 
schiede zwischen den Einsatzbereichen der Pflege und der 
Sozialen Arbeit: In der Pflege sind die Adressat*innen meist 
gesundheitlich stärker eingeschränkt, während die Nutzer*in- 
nen in den von uns untersuchten Bereichen Sozialer Arbeit in 
Bezug auf ihren prekären Sozialstatus und limitierte Teilha- 
bechancen besonders vulnerabel sind. Diese unterschiedli- 
chen Vulnerabilitäten bedingen unterschiedliche Abhängig- 
keitsverhältnisse und Schweregrade misslingender Koproduk- 
tion, bei der sich die mangelhafte Unterstützung durch Frei- 
willige in Pflege und Sozialer Arbeit durch eine unterschied- 
liche Temporalität ihrer Folgen auszeichnet. Mangelhafte 
Unterstützung in der Pflege (gemessen an den Standards pro- 
fessioneller bedarfsgerechter Pflege) kann unmittelbare ge- 
sundheitliche Schäden bzw. die Beschleunigung von Krank- 
heitsverläufen und irreversible Schädigungen hervorrufen. 
Mangelhafte Unterstützung in der Sozialen Arbeit kann lang- 
fristig dazu führen, dass prekäre Sozialstatus bestehen bleiben 
und sich soziale Problemlagen noch verstärken bzw. versteti- 
gen. Im Unterschied zur Pflege ist die Angewiesenheit auf gute 
Sozialarbeit nicht unmittelbar existenziell gefährdend. Hier 
machen sich Fehlhandlungen erst vermittelt und über einen 
längeren Zeitraum bemerkbar. Abschließend muss aber auch 
hinzugefügt werden, dass Freiwillige durchaus - zumindest 
indirekt - zur Qualitätssteigerung professioneller Sorgearbeit 
beitragen können. Einige der befragten Expert*innen be- 
obachten, dass sich die Situation etwa in stationären Altenpfle- 
geeinrichtungen durch die Anwesenheit der Ehrenamtlichen 
verbessert, wenn diese gewissermaßen als Anwält*innen der 
Nutzer*innen in Bezug auf Versorgungsstandards fungieren. 
Während mangelnde Verbindlichkeiten und qualifikatorische 
Grenzüberschreitungen fachliche Standards guter Sorgearbeit 
gefährden, können Freiwillige auf diese Weise als Wächter*in- 
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nen für die Einhaltung professioneller Qualitätsstandards 
agieren. 


4.2 Unter dem Brennglas der ehrenamtlichen 
Flüchtlingshilfe: das Verhältnis von Engagierten 
und Hilfebedürftigen 


Die Geflüchtetenhilfe ist im Hinblick auf die Nutzer*innen- 
perspektive ein besonders konfliktträchtiger Bereich des En- 
gagements, in dem sich problematische Entwicklungen ver- 
dichten, während zugleich die Funktion der Engagierten als 
„Kritische Wächter*innen“ eine besonders große Rolle spielt. 
Unsere Erhebung zeigt einerseits, dass Engagierte gerade in 
diesem Feld zu Paternalismus und Kompetenzüberschätzung 
neigen, während andererseits ersichtlich wird, wie staatliches 
Versagen und Versorgungsmängel ein entsprechendes Ver- 
halten strukturell befördern. Zugleich stellen von Hauptamt- 
lichen monierte ‚Grenzüberschreitungen‘ von Engagierten 
nicht selten eine Antwort auf repressives Behördenhandeln 
gegenüber Geflüchteten dar. Angesichts dieser komplexen 
Lage erweisen sich die Grenzen zwischen konsequenter, rebel- 
lischer Anwaltschaft und einer paternalistischen Haltung oft- 
mals als fließend. 

Schon lange weisen geflüchtete Aktivist*innen darauf hin, 
dass die Kultur des Helfens oftmals koloniale Muster der 
Überlegenheit reproduziert: „Die meisten sind zufrieden da- 
mit zu ‚helfen‘. Sie wollen uns nicht als menschliche Wesen 
sehen, die die gleichen Rechte haben. Sie wollen ihre europäi- 
sche Helferidentität aufrechterhalten und uns dadurch abwer- 
ten“ (Byakuleka 2016, S. 18). In Anbetracht der hohen Vulne- 
rabilitat der Nutzer*innen, aufgrund eines ungesicherten 
Aufenthaltes, der abgestuften sozialen Rechte, oftmals trau- 
matischer Fluchterfahrungen sowie eines verbreiteten Alltags- 
rassismus ist der gesellschaftspolitische Horizont, in dem die 
Flüchtlingshilfe agiert, in besonders ausgeprägter Weise durch 
Hierarchien geprägt (vgl. Jungk 2016; van Dyk 2019). Auch 
die von uns Interviewten benennen diese Problematik - oder 
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argumentieren umgekehrt in einer Weise, die Geflüchtete zu 
Objekten der Hilfe und Anleitung macht. Teilnehmer*innen 
einer Fortbildung zum Beziehungsengagement (z. B. Paten- 
schaften oder Sprachtandems) problematisieren, dass viele 
Engagierte dazu neigten, die Geflüchteten zu infantilisieren, 
zu bevormunden und ihnen ihre Individualität abzusprechen. 
Nicht selten würden dabei die Wünsche der Geflüchteten 
übergangen und eigene (normative) Vorstellungen etwa in 
Bezug auf kulturelle Integration durchgesetzt. 

Auch Kompetenzüberschreitungen und aus professionel- 
ler Sicht problematische Angebote durch Engagierte werden 
von verschiedenen Hauptamtlichen und Expert*innen mo- 
niert - hier zeigen sich - ähnlich wie in der Pflege und Sozialen 
Arbeit - die Kehrseiten der Laientätigkeit.’ So maßen sich 
manche Engagierten an, das Wissen und die Expertise über 
einen Gegenstand zu haben, in dem sie nicht einschlägig qua- 
lifiziert sind und ignorieren den fachlichen Rat der Professio- 
nellen. Diese Selbstüberschätzung kann mitunter zu Fehlein- 
schätzungen und -beratungen führen und im hoch sensiblen 
Bereich des Aufenthaltsstatus nachteilige Auswirkungen auf 
die Nutzer*innen haben, wie ein Studierender der Sozialen 
Arbeit mit Schwerpunkt Engagement berichtet: „Also grad wie 
in so den ausländerrechtlichen Sachen, Anträge ausfüllen oder 
irgendwas beantragen, das können einfach viele wirklich gar 
nicht. Und machen es dann halt komplett falsch. Und meinen 
dann, sie meinen es gut“. 

Neben tief verankerten kolonialen Mustern des paternalis- 
tischen Helfens spielt für die breit berichtete Selbstüberschät- 


8 Der Befund der Kompetenzüberschreitung Engagierter im Kontext der 
Geflüchtetenhilfe basiert auf Aussagen von Expert*innen unter anderem 
aus dem Kontext von Kommunalverwaltung, Wohlfahrtspflege oder Lo- 
kalpolitik. Diese Befragten sind für Kompetenzüberschreitungen auf- 
grund ihres professionellen Mandats in besonderer Weise sensibilisiert. 
Die genannten Befunde müssen diese spezifische Sprecher*innenposition 
der Expert*innen sowie Konkurrenzen zwischen Haupt- und Ehrenamt 
vor dem Hintergrund mitunter diffuser Zuständigkeiten daher in Rech- 
nung stellen. 
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zung und Kompetenzüberschreitung von Engagierten auch 
der ausgepragte Mittelschichts-Bias in diesem Engagement- 
feld und die Dominanz von Akademiker*innen mit einem 
großen Zutrauen in die eigenen Fähigkeiten eine zentrale 
Rolle. Zugleich haben Engagierte aber häufig auch zu Recht 
den Eindruck, dass es auf ihre Hilfe entscheidend ankommt - 
selbst wenn es an fachlicher Expertise für eben diese fehlte. Die 
Koordinatorin der Flüchtlingshilfe bei einem Wohlfahrtsver- 
band betont im Interview: „Also es gab wirklich anderthalb 
Jahre, wo jeder Professionelle sagen würde, ohne die Ehrenamt- 
lichen hätten wir es nicht geschafft. Keine Frage, ja. Aber jetzt 
kommen wir in eine Phase [...], dass die Ehrenamtlichen eigent- 
lich wieder was abgeben müssten. Dass es halt auch keine Fehl- 
beratung gibt und dass die professionellen Strukturen eigentlich 
auch besser greifen“. Der Leiter einer Fortbildungsakademie 
für Engagierte unterstreicht, dass es sich als recht konfliktreich 
erweist, die Grenzen zwischen Engagement und professionel- 
ler Expertise in der Verstetigung der Flüchtlingshilfe zu (re- 
)etablieren. Erschwert wird eine konsequente Grenzziehung 
etwa dadurch, dass Verwaltungen auch weiterhin Geflüchtete 
recht selbstverständlich mit rechtlichen Fragen oder medizi- 
nischen Anliegen an ehrenamtliche Strukturen weitervermit- 
teln, wie Engagierte aus den Refugee Law Clinics und den Bü- 
ros für medizinische Flüchtlingshilfe berichten. Fakt ist, dass 
die staatliche Politik der Indienstnahme freiwilliger Hilfe für 
lebensnotwendige Infrastrukturen die - andernorts monier- 
ten - Kompetenzüberschreitungen von Engagierten ,ange- 
reizt‘ hat und ausbeutet. 


5 Fazit 


Die These der Verzivilgesellschaftlichung der sozialen Frage, 
so zeigt unser Beitrag, schließt auf doppelte Weise eine Leer- 
stelle zwischen Engagementforschung und aktuellen Arbeiten 
zur neuen Mitleidsökonomie: Nicht nur wird so die Analyse 
des sozialen Zugangs zu Elementargütern mit einer Analyse 
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der Qualität zivilgesellschaftlicher Dienstleistungen ver- 
knüpft. Auch die Rollen der Freiwilligen und der Nutzer*in- 
nen werden gleichermaßen in den Blick genommen. Indem 
das Engagement in Lücken sozialstaatlicher Versorgung 
springt, ohne selbst ein staatliches Versorgungsangebot dar- 
zustellen, erfüllt es das, was Fabian Kessl und Holger Schone- 
ville (in diesem Band, S. 21ff.) für die Mitleidsökonomie als 
‚Schattenfunktion des Sozialstaats‘ beschreiben: Es bildet die 
Kehrseite einer auf Sozialinvestition und Aktivierung setzen- 
den Sozialpolitik, die sich vom Anspruch einer umfassenden 
Absicherung gegen Marktrisiken verabschiedet hat. Dabei gibt 
sich das Engagement als soziale Dienstleistung sui generis zu 
erkennen, die mitunter weit von der Vorstellung eines wohl- 
fahrtspolitischen Koproduzenten als gleichberechtigtem Part- 
ner im Wohlfahrtsmix entfernt ist. Nicht nur findet der poli- 
tisch forcierte Ausbau des Engagements unter den Bedingun- 
gen sozialstaatlicher Aktivierungs- und Sparpolitiken statt, die 
das Engagement weniger zu einem Partner auf Augenhöhe als 
vielmehr zu einem Ausfallbürgen staatlich induzierter Versor- 
gungsengpässe in traditionell abgewerteten, unterbesetzten 
und kaputtgesparten Bereichen professioneller Sorgearbeit 
machen. Auch die beteiligten Akteure unterscheiden sich in 
der lokalen Praxis vielfach von der Idealvorstellung einer 
gleichberechtigten und freien Austauschbeziehung zwischen 
freiwilligen Helfer*innen und Nutzer*innen. Mit dem Fokus 
auf den zunehmend verbindlichen Einsatz des sozialen Enga- 
gements in Bereichen der professionellen Sorgearbeit zeigen 
wir, dass nicht allein die Angewiesenheit Armutsbetroffener 
auf private Hilfsbereitschaft, Spenden und Almosen den An- 
spruch sozialer Gerechtigkeit als verfassungsrechtlich ge- 
schütztem Gut und Aufgabe des Staates konterkariert (vgl. 
Selke 2016, S. 217 f.). Im Kontext einer Reproduktionskrise 
avanciert das soziale Engagement daneben auch für nicht von 
Armut betroffene Nutzer*innen zu einer prekären Sorge- 
dienstleistung, die qualifikatorische Standards unterschreitet, 
keine Verbindlichkeit gewährleisten kann und von paternalis- 
tischen Grenzüberschreitungen gekennzeichnet ist. 
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Wir leiten aus dieser kritischen Analyse allerdings nicht 
die Forderung einer optimierten Angleichung des Engage- 
ments an die Standards professioneller Dienstleistungen ab - 
worauf sozialpolitische Reformen in der Konsequenz häufig 
abzielen, ohne dies zu explizieren. Dass mangelnde Verbind- 
lichkeiten, qualifikatorische Grenzüberschreitungen und Pa- 
ternalismen im Engagement für die Nutzer*innen und auch 
die Engagierten selbst zum Problem werden können, hat - wie 
unsere Befunde zeigen - weniger mit dem Engagement an sich 
als mit seiner staatlichen Indienstnahme zu tun, beanspruchen 
Engagierte doch in der Regel gar nicht, professionelle Dienst- 
leister*innen zu sein. Die Verzivilgesellschaftlichung der sozi- 
alen Frage anhand der Perspektive von Nutzer*innen freiwil- 
liger Unterstützungsleistungen zu kritisieren, zielt folglich 
nicht daraufab, den Staat gegen das Engagement auszuspielen 
oder seine Bedeutung als solidarische Alltagspraxis geringzu- 
schätzen. Vielmehr machen die aufgezeigten Kehrseiten frei- 
williger Unterstützungsleistungen deutlich, dass die Fürsorge- 
pflicht des Staates erst die Bedingung für die von Engagierten 
wie Expertinnen vielfach positiv hervorgehobene Hand- 
lungsfreiheit im Engagement schafft. 
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Affektive Regierungsweisen 


Ausdruck und Vehikel der neuen 
Mitleidsökonomie 


Brigitte Bargetz und Markus Griesser 


1 Einleitung 


In unserem Beitrag wollen wir der Bedeutung von Affekten für 
das Konzept der neuen Mitleidsökonomie nachgehen. Denn 
obgleich Gefühle hier begrifflich wie thematisch eine Rolle 
spielen, steht deren explizite Theoretisierung bislang noch 
aus. Konkret schlagen wir vor, das Verständnis der neuen Mit- 
leidsökonomie zu erweitern, indem wir die Mitleidsökonomie 
als Ausdruck wohlfahrtsstaatlicher Veränderungsprozesse aus 
affekttheoretischer Perspektive in den Mittelpunkt rücken. 
Wir sprechen hierfür von affektiver Staatlichkeit und wollen 
diese anhand von zwei Thesen genauer ausarbeiten, die mit 
Blick auf Fragen des freiwilligen Engagements im Konzept der 
neuen Mitleidsökonomie bereits implizit angelegt sind. Ers- 
tens schlagen wir vor, die neue Mitleidsökonomie auch als Ge- 
genstand affektiven Regierens zu begreifen, und fokussieren 
damit Affekte im Verhältnis zwischen Staat und Freiwilligen 
im Kontext des aktivierenden Wohlfahrtsstaats. Zweitens be- 
trachten wir Freiwilligenarbeit als affektive Arbeit und verwei- 
sen damit auf die Freiwilligen und ihre affektiven Regierungs- 
weisen zwischen Staat und Nutzer*innen mit Bezug auf 
Armutslinderung.' 


1 Fir ihre kritischen Kommentare zur Erstfassung des Artikels möchten 
wir uns bei den Teilnehmer*innen des Workshops „Die neue Mit- 
leidsökonomie: Transformationen des Helfens“ bedanken, der am 4./5. 
November 2021 an der Bergischen Universität Wuppertal stattgefunden 
hat. 
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Wenn wir von einer affekttheoretischen Perspektive auf 
die neue Mitleidsökonomie sprechen, geht es uns nicht primär 
um Scham und Beschämung als affektive Subjektivierungs- 
weisen und Modi gesellschaftlicher Ausgrenzung. Stattdessen 
sprechen wir von affektiver Staatlichkeit und machen somit 
eine staatstheoretische Perspektive stark. Dabei wiederum ste- 
hen nicht in erster Linie affektive Formen wohlfahrtsstaat- 
licher Stigmatisierung und Demütigung von Leistungsemp- 
fanger*innen in unserem Fokus. Vielmehr rücken wir das frei- 
willige Engagement in den Blick, das wir als Gegenstand affek- 
tiver staatlicher Aktivierungsbemühungen und zugleich als 
(staatlich vermittelte) affektive Aktivierungspraxis fassen, die 
durch grundlegende Ambivalenz gekennzeichnet ist. Ziel ist 
es, durch diese Perspektive auf affektive Staatlichkeit den in 
der neuen Mitleidsökonomie zum Ausdruck kommenden 
wohlfahrtsstaatlichen Wandel umfassender und vor allem die 
mit ihm verknüpften subtilen Machtpraktiken als affektive 
Regierungsweisen zu begreifen. 

Dafür skizzieren wir in einem ersten Schritt die Idee der 
neuen Mitleidsökonomie und gehen auf die darin thematisier- 
ten Gefühle und Gefühlsweisen ein. Wir zeigen auf, dass hier 
bereits zwei Gefühlsachsen angelegt sind, die wir mit unserem 
Beitrag weiter ausarbeiten. Ehe wir jedoch genauer darauf ein- 
gehen, führen wir in einem zweiten Schritt in die aktuellen De- 
batten zum affective turn ein und legen unser Verständnis von 
Affekt und affektiven Politiken dar. Darauf aufbauend ent- 
wickeln wir im dritten Schritt unser doppeltes Verständnis af- 
fektiver Staatlichkeit, das wir im vierten Schritt in ihrer grund- 
legenden Ambivalenz an die Debatten zur neuen Mitleidsöko- 


Der vorliegende Beitrag ist im Rahmen des Forschungsprojekts „Neue 
Mitleidsökonomie und affektive Staatlichkeit“ (21.3.2023-20.3.2026) 
entstanden und wurde teilweise vom Fonds zur Förderung der wissen- 
schaftlichen Forschung (FWF) [P 35463] gefördert. Er stellt den theore- 
tisch-konzeptionellen Ausgangspunkt dar, um in weiterer Folge das 
Selbstverständnis von Freiwilligen, die in Österreich für Tafeln und Sozi- 
alsupermärkte tätig sind, empirisch zu erforschen. 
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nomie rückbinden und in einem fünften Schritt abschließend 
zusammenfassen. 


2 Die neue Mitleidsökonomie und ihre Gefühle 


Das Konzept der neuen Mitleidsökonomie (vgl. z.B. Kessl 
2009; Kessl/Wagner 2011; Groenemeyer/Kessl 2013; Kessl/ 
Oechler/Schröder 2015; Oechler/Schröder 2016; Kessl/Oech- 
ler/Schoneville 2021) verweist auf die Entstehung und Aus- 
breitung von Einrichtungen wie Lebensmitteltafeln, Sozial- 
kaufhäusern oder Kleiderkammern, die in unentgeltlicher 
oder kostenreduzierter Form Elementargüter an als bedürftig 
bzw. arm geltende Personen verteilen. Neu ist dieses Phäno- 
men insofern, als besagte Einrichtungen im Kontext des aktu- 
ellen Um- und Rückbaus des Wohlfahrtsstaats expandieren 
und die Übertragung vormals staatlicher Aufgaben auf die Zi- 
vilgesellschaft indizieren. Um eine Ökonomie handelt es sich, 
weil im Rahmen solcher Angebote Menschen, die nur margi- 
nal am primären ökonomischen Kreislauf der Marktökono- 
mie partizipieren, auf einen sekundären Kreislauf der Vertei- 
lung von als „überflüssig“ geltenden Waren verwiesen werden. 
Der Aspekt des Mitleids schließlich ist zentral, weil diese Ein- 
richtungen wesentlich auf dem freiwilligen Engagement von 
unter anderem Sachspender*innen (z.B. Unternehmen des 
Lebensmitteleinzelhandels) und Zeitspender*innen (z. B. eh- 
renamtlichen Mitarbeiter*innen) basieren. 

Mit der Herausbildung der neuen Mitleidökonomie ver- 
ändert sich also die Arbeitsteilung zwischen Staat, Markt und 
Zivilgesellschaft bei der Bekämpfung bzw. Linderung von Ar- 
mut. Dies hat unter anderem zur Folge, dass im Bereich der 
Armutshilfe auf sozialen Rechten basierende Leistungen des 
Wohlfahrtsstaats durch auf wohltätigen Spenden basierende 
Leistungen der neuen Mitleidsökonomie ergänzt und zum 
Teil ersetzt werden. Die Armutshilfe selbst „wird so aus dem 
öffentlichen Raum des Sozialstaats in einen mindestens teil- 
weise privatisierten Raum der Zivilgesellschaft überführt“ 
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(Kessl/Schoneville in diesem Band). Dies hat weitreichende 
Implikationen für das Verhältnis zwischen den Einrichtungen 
der neuen Mitleidsökonomie bzw. den dort Engagierten einer- 
seits und den (potenziellen) Nutzer*innen andererseits. Denn 
für Letztere besteht weder eine Garantie, dass solche Hilfen in 
kontinuierlicher und adäquater Form erbracht werden, noch 
eine Möglichkeit, gegen die Entscheidungen Ersterer - etwa 
über den (verweigerten) Zugang zu den Angeboten - rechtlich 
vorzugehen. 

Die Rolle, die Gefühle für die neue Mitleidsökonomie spie- 
len, lässt sich dabei auf zwei Achsen verorten: auf der Achse 
„Staat/freiwillig Engagierte“ sowie auf der Achse „freiwillig 
Engagierte/Nutzer*innen“. Auf ersten Achse steht das Gefühl 
des Mitleids insofern im Zentrum, als die neue Mitleids- 
ökonomie wesentlich auf dem Mitleid der Sach- oder Zeits- 
pender*innen basiert. Das heißt, sie hat eine „gezielte Nutzung 
der Erregbarkeit von Mitgefühl“ (Kessl/Schoneville in diesem 
Band; Korf 2007) zur Voraussetzung, das staatlicherseits 
zwecks Schließung von Versorgungslücken mobilisiert und in 
Dienst genommen wird. Mitleid spielt als Gefühl aber auch auf 
der zweiten Achse eine Rolle, weil es die Beziehung zwischen 
Helfer*innen und Hilfeempfänger*innen prägt. In diesem Er- 
bringungsverhältnis „opfern“ auf der einen Seite Freiwillige 
auf der Basis von Mitleid und Empathie ihre (freie) Zeit, um 
überschüssige Lebensmittel zu verteilen und als bedürftig gel- 
tenden Menschen zu „helfen“; auf der anderen Seite geht es 
darum, dass Nutzer*innen dann eben gerade auf deren Mitleid 
angewiesen sind. 

Mit Mitleid eng verschränkt ist das Gefühl der Scham, das 
ein weiteres zentrales Moment im Erbringungsverhältnis zwi- 
schen freiwillig Engagierten und den Nutzer*innen spendenba- 
sierter Armutshilfe markiert. So nimmt etwa in Deutschland le- 
diglich ein kleiner Teil der armutsbetroffenen und damit 
potenziell anspruchsberechtigten Menschen diese Angebote 
auch tatsächlich in Anspruch, was vielfach auf (die Angst vor) 
Beschämungs- und Missachtungserfahrungen zurückgeführt 
wird (vgl. z. B. Sedelmeier 2013, S. 13 ff; Selke 2015, S. 232 £.). 
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Solche Erfahrungen wiederum sind ,,konstitutive Bedingun- 
gen“ (Schoneville 2013a, S.33) der von Einrichtungen der 
neuen Mitleidsökonomie geleisteten Hilfe, weil sie aufs Engste 
mit den (asymmetrischen) Beziehungskonstellationen zwi- 
schen Helfer*innen und Hilfeempfänger*innen in diesem Kon- 
text verknüpft sind (vgl. z. B. Schoneville 2013b; Lorenz et al. 
2018). Zugleich wird Scham damit auch zu einem zentralen 
Subjektivierungsmoment der Nutzer*innen in der neuen Mit- 
leidsökonomie (vgl. Schoneville 2020). In der Perspektive man- 
cher Autor*innen können emotionale Reaktionen wie Beschä- 
mung allerdings in Abhängigkeit von der konkreten 
Ausgestaltung der Angebote - etwa von der Zusammensetzung 
der Essenspakete oder von den Interaktionen zwischen Hel- 
fer*innen und Nutzer*innen - variieren und somit auch ent- 
sprechend reduziert werden (vgl. z. B. van der Horst/Pascucci/ 
Bol 2014, S. 1516 ff.). In der Forschung wird daher immer wie- 
der auf mitleidsökonomische Praktiken verwiesen, die genau 
darauf abzielen, „einige der negativen Emotionen zu überwin- 
den, die mit dem Besuch einer Lebensmitteltafel verbunden 
sind“ (Lambie-Mumford 2013, S. 83, Übers. B. B./M. G.; vgl. 
z. B. Poppendieck 1998, S. 230 ff.; Riches 2002, S. 657 f.). Diese 
Gefühlsarbeit ist zum Teil auch vergeschlechtlicht: Um Gefüh- 
len der Beschämung und Missachtung aufseiten der Nutzer*in- 
nen gegenzusteuern, wird vor allem freiwillig engagierten 
Frauen innerhalb von Lebensmitteltafeln die Verantwortung 
für die Produktion einer affektiven Atmosphäre der Gastlich- 
keit und des Willkommenseins zugeschrieben (vgl. z. B. Strong 
2020, S. 216). 

Neben Mitleid und Scham prägt eine Reihe weiterer Emo- 
tionen das Verhältnis zwischen Helfer*innen und Hilfeemp- 
fänger*innen in den besagten armutslindernden Angeboten: 
So reagieren Freiwillige mitunter mit Stolz, wenn ihnen trotz 
der strukturellen Beschränktheit solcher Einrichtungen durch 
gründliche Planung deren Verstetigung gelingt; zugleich er- 
warten viele Freiwillige von den Nutzer*innen ein auch zur 
Schau gestelltes Gefühl von Dankbarkeit als Nachweis ihrer 
Bedürftigkeit (vgl. z. B. Tarasuk/Eakin 2003, S. 1511 £.). 
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Spendenbasierte Armutslinderung verstehen wir folglich 
zugleich als Aspekt des Wandels von Sozialstaatlichkeit und 
als Ort umkämpfter Emotionen und Gefühlsweisen, zu denen 
Beschämung, Demütigung, Stigmatisierung und Bevormun- 
dung ebenso zählen wie affektive Ermächtigung, Stolz, Sorge- 
praxen und Solidarisierungen. Die konkrete Bedeutung von 
Gefühlen in der neuen Mitleidsökonomie verorten wir dabei 
auf den beiden dargestellten Achsen, die wir im Folgenden 
aufgreifen und sowohl staats- als auch affekttheoretisch wei- 
terdenken wollen: erstens, indem wir die Achse „Staat/freiwil- 
lig Engagierte“ über ein Verständnis affektiven Regierens kon- 
kretisieren; zweitens, indem wir die Achse „freiwillig Enga- 
gierte/Nutzer*innen“ um den Staat ergänzen und als Achse 
„freiwillig Engagierte zwischen Staat und Nutzer*innen“ re- 
formulieren, wobei wir die hier geleistete Freiwilligenarbeit 
explizit als „affektive (Freiwilligen-) Arbeit“ konzeptualisieren. 
Ehe wir diese Auffassung jedoch näher ausführen, wollen wir 
zunächst unsere affekttheoretische Perspektive und folglich 
unser Verständnis von Affekt und affektiver Politik für diesen 
Zusammenhang darlegen. 


3 Affektive Politiken 


Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Gefühlen, Af- 
fekten und Emotionen hat seit einiger Zeit an Bedeutung ge- 
wonnen (vgl. z.B. Greco/Stenner 2008; Gregg/Seigworth 
2010; Angerer/Bösel/Ott 2014; Fleig/von Scheve 2019), wie 
auch die Rede eines „emotive“ oder „affective turn“ (vgl. z. B. 
Clough/Halley 2007; Schaal 2010; Koivunen 2010; Bargetz/ 
Sauer 2015) zeigt. Im Mittelpunkt steht dabei eine 
(er)neu(ert)e Kritik an (westlich-modernen) Dichotomien wie 
Diskurs/Materialität, Kultur/Natur, Körper/Geist, Mensch/ 
Maschine oder Rationalität/Emotionalität. Das affekttheoreti- 
sche Anliegen ist es, diese einseitigen Gegenüberstellungen 
aufzulösen bzw. in ihrer Gleichzeitigkeit neu zu denken. Ge- 
sellschaftstheoretisch interessant ist diese Tendenz einer zu- 
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nehmend ,,affektiven Vermessung der Welt“ (Bargetz 2019, 
S. 365) nicht zuletzt deshalb, weil in vielen affekttheoretischen 
Arbeiten gerade die politische Bedeutung von Affekten her- 
vorgehoben wird (vgl. z.B. Massumi 2010; Protevi 2009). 
Affekte werden dabei explizit mit politischer Handlungs- 
mächtigkeit und einem Potenzial fiir gesellschaftliche Trans- 
formation in Verbindung gebracht. Die aktuelle Wende zu 
den Affekten ist insofern auch als kritisches wissenschaftliches 
Anliegen zu deuten, sich mit den vorherrschenden Machtver- 
haltnissen nicht abfinden zu wollen und sich folglich einer 
Stimmung politischer Handlungsohnmacht zu widersetzen; 
sie ist Ausdruck einer Sehnsucht nach Handlungsmächtigkeit 
(Bargetz 2024). 

Im Zusammenhang mit dieser neuen Aufmerksamkeit 
für Affekte, Emotionen und Gefühle wurde eine Vielzahl un- 
terschiedlicher und mitunter konkurrierender Affektver- 
ständnisse entwickelt (vgl. für einen Überblick z. B. Seig- 
worth/Gregg 2010; Bargetz 2019). In vielen Affekttheorien 
spielen dabei die Überlegungen Brian Massumis (1995) eine 
zentrale Rolle. Massumi hatte Mitte der 1990er Jahre in seinen 
auf Gilles Deleuzes und Felix Guattaris Spinoza-Rezeption ba- 
sierenden Arbeiten zwischen Affekt und Emotion unterschie- 
den und argumentiert, dass diese auf jeweils unterschiedliche 
Logiken und Anforderungen verweisen (vgl. ebd., S. 88). 
Während er unter Affekt eine „a-soziale“, obgleich nicht „prä- 
soziale“ körperliche Intensität (ebd., S. 91, Übers. B. B./M. G.) 
versteht, sieht er in Emotionen die jeweilige Ausdruckform 
des Affekts. In Worte gefasst, bringen Emotionen Affekte erst 
in eine intelligible und kommunizierbare Form. Nicht zuletzt 
ist in diese Unterscheidung eine zeitliche Komponente einge- 
lagert, da es eine „fehlende halbe Sekunde“ (ebd., S. 89) ist, die 
für Massumi Emotionen von Affekten trennt. 

Im Unterschied dazu berufen wir uns für unsere affektthe- 
oretische Perspektive auf ein weites Verständnis von Affekt 
und Emotion, ohne die beiden Begriffe scharf voneinander ab- 
zugrenzen, wie Massumi es vorschlägt. In der Trennung von 
Affekt und Emotion und der damit einhergehenden Privile- 
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gierung des Affektbegriffs erkennen wir vielmehr die Gefahr 
eines (er)neu(ert)en Dualismus zwischen vermeintlich spon- 
tanen körperlichen Affekten und kognitiven Emotionen (vgl. 
z.B. auch Leys 2011; Bargetz 2024). Damit wird jedoch ein 
Verständnis affektiver Unmittelbarkeit nahegelegt, das eine 
kritische affekttheoretische Auseinandersetzung mit Politik 
und Staat insofern erschwert, wenn nicht sogar verunmög- 
licht, als Affekte als spontan und gerade nicht als gesellschaft- 
lich hervorgebracht verstanden werden. Entgegen dieser Auf- 
fassung affektiver Unmittelbarkeit und im Sinne kritischer 
und insbesondere queer-feministischer und antirassistischer 
affekttheoretischer Ansätze (vgl. z.B. Berlant 2000; Ahmed 
2004; Cvetkovich 2012; Bargetz/Sauer 2015) begreifen wir Ge- 
fühle, Affekte und Emotionen als Teil des Politischen und So- 
zialen und betonen damit deren geistige, psychische und kör- 
perliche Aspekte. Zugleich machen wir den Affektbegriff 
stark, weil er deutlicher als Gefühle oder Emotionen die kör- 
perliche Komponente von Gefühlen ins Spiel bringt. Affekte 
verstehen wir also nicht als asozial, sondern immer als kultu- 
rell und materiell zugleich. Und gerade aus diesem Grund sind 
sie von gesellschafts- und mithin auch staatstheoretischem In- 
teresse. 

Aus gesellschaftstheoretischer Perspektive hat die Ausei- 
nandersetzung mit der grundlegenden Bedeutung von Gefüh- 
len, Affekten und Emotionen erst in den letzten Jahren ver- 
stärkte Aufmerksamkeit erfahren. In den Sozialwissen- 
schaften wurden diese lange Zeit ausgeblendet, war hier doch 
vor allem ein rationalistisches und damit verbunden hegemo- 
nial maskulinistisches Verständnis von Politik und Gesell- 
schaft vorherrschend.? Affekte wurden naturalisiert, zum po- 
litischen Störfaktor erklärt und in der Folge auch von einem 


2 Während die Soziologie (vgl. z. B. Hochschild 1983; Flam 1990; Kemper 
1990; Goodwin/Jasper/Poletta 2001) sich zumindest teilweise für die Be- 
deutung von Emotionen für gesellschaftliche und nicht zuletzt auch ka- 
pitalistische Zusammenhänge öffnete, hat sich die Politikwissenschaft - 
von einigen Ausnahmen abgesehen (vgl. z. B. Sauer 1999) - im interdis- 
ziplinären Vergleich erst in jüngerer Zeit diesem Trend verschrieben. 
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Verständnis von Gesellschaft und Politik weitgehend ausge- 
schlossen (vgl. z. B. Sauer 1999; Walzer 1999). Analytisch aus- 
geblendet wurden damit auch jene Machtmechanismen, in 
denen Emotionalität als vermeintlich primärer Handlungs- 
modus vergeschlechtlichter, klassisierter und rassifizierter 
„Anderer“ ausgewiesen und den so Zugewiesenen politische 
Legitimität aberkannt wurde (vgl. z.B. Berlant 1997; Sauer 
1999; Ahmed 2004; Skeggs 2005). 

Mit unserem affekttheoretischen Zugang argumentieren 
wir gegen diesen machttheoretischen Ausschluss von Affek- 
ten. Indem Gefühle als Analysekategorie in gesellschaftstheo- 
retische Überlegungen miteinbezogen werden, lässt sich ver- 
stehen, wie gegenwärtig und dabei nicht zuletzt im Kontext 
der Transformation des Wohlfahrtsstaats affektiv regiert wird. 
Dies bedeutet allerdings nicht, dass wir die lange vorherr- 
schende Auffassung von Gefühlen als politische Störfaktoren 
durch ein Verständnis von Gefühlen als politisch positive oder 
gar emanzipatorische Kräfte ersetzen. Der gesellschaftstheore- 
tischen Abwertung von Affekt und Gefühl wollen wir keine 
einfache Aufwertung entgegenhalten. Vielmehr gehen wir von 
einem komplexen Verständnis affektiver politischer Dynami- 
ken aus, in denen Gefühle als politisch wirkmächtige und zu- 
gleich ambivalente Kräfte gerade jenseits von Delegitimierung 
und Romantisierung hervortreten (vgl. Bargetz 2024). Ge- 
fühle, Affekte und Emotionen verstehen wir damit als integra- 
len Bestandteil und Ausdruck politischer Verhältnisse, ohne 
diese als grundlegend gut oder schlecht zu begreifen. Stattdes- 
sen rücken wir im Anschluss an Sara Ahmed (2004, S. 4) die 
Frage in den Mittelpunkt, was Gefühle tun bzw., konkreter 
noch, was Gefühle gerade politisch tun (können). Im Zentrum 
eines so verstandenen Ansatzes steht damit das Sichtbarma- 
chen der durchaus ambivalenten politischen Bedeutung von 
Gefühlen sowie der emotionalen Deutungszusammenhänge 
politischer Prozesse und staatlicher Politiken. 
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4 Affektive Staatlichkeit 


Im Anschluss an diese affekttheoretischen Ausführungen be- 
greifen wir den Staat als Arena von Affekten und Emotionen 
und gehen damit über ein Verständnis des Staates als rationale 
und gefühllose bürokratische Institution hinaus. Affekte und 
Emotionen verweisen dann, wie Shona Hunter (2015, S. 27) 
treffend formuliert, auf ein vielfältiges „connective tissue for 
governance“. Was dies für unser Verständnis affektiver Staat- 
lichkeit genau bedeutet, wollen wir nun mit Bezug auf die aus- 
gearbeiteten Achsen in der neuen Mitleidsökonomie - 
„Staat/freiwillig Engagierte“ und „freiwillig Engagierte/Nut- 
zer*innen“ - weiter ausführen. Erstens geht es uns dabei da- 
rum, anhand von neueren Forschungen zu Affekten und 
Emotionen in der Transformation des Wohlfahrtsstaats ein 
Verständnis affektiven Regierens zu entwerfen und damit die 
Achse „Staat/freiwillig Engagierte“ in der neuen Mitleidsöko- 
nomie affekttheoretisch zu erweitern; zweitens greifen wir An- 
sätze zu emotionaler bzw. affektiver Arbeit auf, um damit die 
zweite genannte Achse „freiwillig Engagierte/Nutzer*innen“ 
als Achse „freiwillig Engagierte zwischen Staat und Nutzer*in- 
nen“ zu reformulieren und näher zu bestimmen. 

Wenn wir ehrenamtliche Tätigkeiten als integralen Teil 
wohlfahrtsstaatlicher Veränderungsprozesse begreifen, gehen 
wir aus konzeptionellen wie auch aus zeitdiagnostischen 
Gründen von einem weiten Staatsverständnis aus. In konzep- 
tioneller Hinsicht schließen wir uns dabei der unter anderem 
im Kontext von Welfare-Mix-Debatten vertretenen Annahme 
an, dass bei der Untersuchung von Prozessen der Wohlfahrts- 
produktion das jeweils spezifische Zusammenspiel unter- 
schiedlicher „Sektoren“ (z. B. öffentlicher/Staat, kommerziel- 
ler/Markt, informeller/Familie, freiwilliger/NPOs) zu berück- 
sichtigen ist (vgl. z.B. Evers/Olk 1996; Salamon/Anheier 
1998). In zeitdiagnostischer Hinsicht gehen wir davon aus, 
dass im Zuge der seit Mitte der 1970er Jahre andauernden 
Restrukturierung des Wohlfahrtsstaats Veränderungen nicht 
bloß im Verhältnis Staat/Markt (u. a. Vermarktlichung) bzw. 
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Staat/Familie (u. a. Refamilialisierung), sondern auch im Ver- 
haltnis Staat/NPO-Sektor zu beobachten sind. Diese haufig 
(neo-)kommunitaristisch überformten Veränderungen (vgl. 
z. B. Rose 2000) gehen in manchen Politikbereichen mit einem 
Bedeutungszuwachs aufseiten sogenannter „freier Träger“ 
etwa in Gestalt der großen Wohlfahrtsverbände einher, die 
vielfach auch als Träger von Einrichtungen der neuen Mit- 
leidsökonomie fungieren (vgl. für Deutschland z. B. Kessl/ 
Oechler/Schröder 2015, S. 189 ff; Oechler/Schröder 2016, 
S. 279 f.). 


4.1 Affektives Regieren und die Transformation 
des Wohlfahrtsstaats 


Für unser Verständnis affektiver Staatlichkeit fokussieren wir 
in diesem Unterkapitel also zuerst Gefühle im Kontext des 
Umbaus des Wohlfahrtsstaats und machen hierfür ein Ver- 
ständnis affektiver Aktivierung stark. Wir gehen davon aus, 
dass die Abfederung wohlfahrtsstaatlicher Veränderungen 
durch spendenbasierte Armutslinderung gerade auch über af- 
fektive Anreizungen operiert. 

In ihrer Studie zur Aktivierung von Bediensteten öffentli- 
cher Arbeitsagenturen in Österreich, Deutschland und der 
Schweiz identifizieren Otto Penz, Birgit Sauer, Myriam 
Gaitsch, Johanna Hofbauer und Barbara Glinsner (vgl. 2017, 
S. 541 f.) in diesem Zusammenhang neue affektive Regie- 
rungsformen in westlichen Wohlfahrtsstaaten oder, wie Penz 
und Sauer (2020, S. 53 f.) an anderer Stelle festhalten, eine 
Form des Regierens, die sie in Anlehnung an Michel Foucault 
als „affektive Gouvernementalität“ beschreiben. Mit dieser 
Auffassung affektiver Gouvernementalität soll unter anderem 
die Arbeit von Arbeitsvermittler*innen als affektive Arbeit 
und affektives Unternehmer*innentum im Staat gefasst wer- 
den. Bereits Anfang der 1980er Jahre hatte Arlie R. Hochschild 
(1983) den Begriff der Emotionsarbeit aufgebracht. Mit Bezug 
aufihre Forschungen zu Flugbegleiterinnen und Inkassoange- 
stellten in den USA in den späten 1970er und frühen 1980er 
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Jahren legte sie dar, wie der Einsatz von Gefühlen im Dienst- 
leistungssektor zur Profitmaximierung von Unternehmen 
eingesetzt wird. Ein Lächeln der Flight Attendants „von innen 
heraus“ (ebd., S. 121, Übers. B. B./M. G.) und „ehrliche Wär- 
me“ (ebd., S. 147) sollten in den Kund*innen Wohlbefinden 
hervorrufen und sie zum Wiederkommen animieren. Gefühle 
galten damit nicht als ökonomischer Störfaktor. Vielmehr 
wurden sie zur Dienstleistung und zu einer ökonomischen 
Ressource. Emotionsarbeit meint hier also den aktiven Einsatz 
respektive den „Verkauf“ von Gefühlen. 

Hochschilds Diagnose bezieht sich explizit auf den Dienst- 
leistungssektor und weist damit zugleich auf einen Struktur- 
wandel der Wirtschaft im globalen Norden im Sinne ihrer 
Tertiarisierung hin. Wenn Otto Penz und Birgit Sauer (2020) 
sich Jahrzehnte später mit dem Bereich der Arbeitsvermitt- 
lung in Deutschland, Österreich und der Schweiz beschäfti- 
gen, setzen sie hingegen an einem staatlichen Dienstleistungs- 
handeln vor dem Hintergrund der Transformation zu einem 
aktivierenden Wohlfahrtsstaat in Richtung Responsibilisie- 
rung und employability an (vgl. Lessenich 2008). Sie machen 
deutlich, wie gerade in staatlichen Bürokratien affektive Mittel 
eingesetzt werden, um Bürger*innen als Kund*innen (Penz/ 
Sauer 2020, S. 39), sogenannte „eitizen-customers“, zu regie- 
ren (ebd., S. 114). 

Für unser Verständnis affektiver Staatlichkeit im Kontext 
der neuen Mitleidsökonomie erscheint uns die von Penz und 
Sauer angedeutete doppelte affektive Mobilisierung instruktiv: 
das heißt die Aktivierung von Arbeitnehmer*innen und durch 
Arbeitnehmer*innen, und damit gerade auch die Art und 
Weise, wie diese Beschäftigten zu affektiven Arbeitskräften ge- 
macht werden. So argumentieren Penz und Sauer zum einen, 
dass die Arbeitsvermittler*innen als Arbeitnehmer*innen 
selbst affektiv mobilisiert werden; damit verbunden ist zum 
anderen, dass sie wiederum Erwerbslose affektiv mobilisieren. 
Denn wie ihre Untersuchungen von Arbeitsvermittlungsein- 
richtungen in Deutschland, Österreich und der Schweiz zei- 
gen, basieren Aktivierung und Responsibilisierung der Ar- 


89 


beitssuchenden hier zunehmend auf ,,affektiven Mitteln und 
affektiven (soft) skills des Personals“ (Penz/Sauer 2020, S. 126, 
Übers. B. B./M. G.; vgl. auch Penz et al. 2017). Empathie, das 
Schaffen einer vertrauensvollen Atmosphäre, aktives Zuhö- 
ren, zustimmendes Lächeln oder eine offene Körperhaltung 
sind nur einige Beispiele, die sie in diesem Zusammenhang 
nennen und anhand derer sie deutlich machen, dass das Akti- 
vierungsparadigma als Teil des wohlfahrtsstaatlichen Wandels 
und einer Ökonomisierung der Sozialpolitik gerade auch als 
affektive Aktivierung zu begreifen ist. 

Diese Form der affektiven Aktivierung ist allerdings nicht 
auf bürokratisches Dienstleitungshandeln beschränkt. Im Kon- 
text einer „gemischten Wohlfahrtsproduktion“ und gegenwär- 
tiger Transformationen, in denen westliche Wohlfahrtsstaaten 
das freiwillige Engagement ihrer Bürger*innen zunehmend 
mobilisieren, um den Rückbau sozialer Rechte abzufedern (vgl. 
z.B. Muehlebach 2012; van Dyk/Dowling/Haubner 2016; van 
Dyk/Misbach 2016; Garthwaite 2017) - Stichwort „Verzivilge- 
sellschaftung“ der sozialen Frage (van Dyk 2019, S. 279) -, wird 
affektive Aktivierung gerade zu einem zentralen Aspekt von 
Freiwilligenarbeit. Affekt, so stellt Emma Dowling (2016, 
S. 456) in ihren Arbeiten zu unbezahlter Freiwilligenarbeit in 
Großbritannien fest, wird dabei sogar zu einer „Quelle von 
Mehrwert“ (ebd., S. 453, Übers. B. B./M. G.). Bezeichnender- 
weise identifiziert sie daher auch eine Form „affektiver Entloh- 
nung“ (ebd., S. 453), die die Mobilisierung von Freiwilligen in 
Großbritannien kennzeichne. Mit dem Begriff der affektiven 
Entlohnung streicht Dowling heraus, dass zivilgesellschaftli- 
ches Engagement nicht primär über monetäre Anreize, son- 
dern über das Versprechen auf affektive Gewinne nahegelegt 
wird. Gemeint ist damit etwa die Steigerung von Wohlbefin- 
den durch die Bekämpfung von Einsamkeit bzw. Isolation, die 
Freiwilligenarbeit mit sich bringt, aber auch das Erlernen 
neuer Fähigkeiten: „Durch Freiwilligenarbeit und soziales En- 
gagement fühlen wir uns gut, erlernen neue Kompetenzen und 
knüpfen Verbindungen zu anderen. Somit verbessern wir un- 
sere Fähigkeiten, in der Welt zu handeln, was wiederum in Be- 
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zug auf Wohlbefinden und Einkommen potenzielle künftige 
persönliche Vorteile mit sich bringen kann“ (ebd., S. 459). Diese 
„affektiven Gewinne“ werden damit zu einer „Form von Sach- 
leistung“ und nicht zuletzt als „Einkommensäquivalente“ stark 
gemacht (ebd., S. 453). 

Affekte sind hier also Teil der Umstrukturierung des 
Wohlfahrtsstaats und damit auch für eine affekttheoretische 
Erweiterung des Konzepts der neuen Mitleidsökonomie in- 
struktiv. Denn dadurch werden Modi staatlicher Aktivierung 
und folglich auch die Abfederung wohlfahrtsstaatlicher Ver- 
änderungen durch spendenbasierte Armutslinderung gerade 
als affektive Aktivierung fassbar. Diese Form affektiver Akti- 
vierung impliziert zudem eine demokratiepolitische Kompo- 
nente. In der staatlichen Indienstnahme von Freiwilligenar- 
beit zur Abfederung wohlfahrtsstaatlicher Missstände im 
Rahmen der neuen Mitleidsökonomie artikuliert sich ein 
„sentimentaler Vertrag“ (Bargetz 2018, S. 37), das heißt eine 
Teilhabe am Staat über Gefühle. Gefühle wie Mitleid und Em- 
pathie werden zu einem staatlichen moralischen Absiche- 
rungsmechanismus, während Abhängigkeitsverhältnisse ge- 
schaffen und affektiv - etwa über Dankbarkeitsanforderungen 
- mobilisiert werden. Die affektive Entlohnung über Wohlbe- 
finden, die Emma Dowling als Aspekt freiwilligen Engage- 
ments fokussiert, ist im Sinne dieses sentimentalen Vertrags 
also auch eine Form von „affective citizenship“ (Fortier 2010, 
2016; Cooper 2011; Ayata 2019). Sie verspricht Teilhabe und 
damit nicht zuletzt auch, einer postdemokratischen Entpoliti- 
sierung (Ranciere 1995/2002; Crouch 2000) sowie gegenwar- 
tigen Singularisierung (Reckwitz 2017) in westlich-modernen 
Gesellschaften entgegenzuwirken. Gemeint ist also ein Modus 
politischer Partizipation, der diesen Tendenzen zum Trotz 
Wohlbefinden durch Teilhabe an kollektiver Verantwortung 
hervorbringt bzw. hervorbringen können soll. Diese senti- 
mentale affektive Aktivierung basiert somit (auch) auf einem 
politischen Versprechen: auf einer neuen oder zumindest er- 
neuerten Form politischer Partizipation in Zeiten einer Krise 
der Repräsentation und fehlender politischer Alternativen. 
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Mit der Betonung affektiver Aktivierung für unsere Theo- 
retisierung affektiver Staatlichkeit im Kontext der neuen Mit- 
leidsökonomie akzentuieren wir drei Aspekte: erstens eine 
Form staatlicher Aktivierung, die gerade tiber Affekte wirk- 
mächtig wird; zweitens eine doppelte (staatliche) Aktivierung 
von den, aber auch durch die freiwillig Engagierten; und 
schließlich drittens den Aspekt, dass gerade über diese dop- 
pelte Aktivierung die Vermittlung der staatlichen Aktivie- 
rungspraxis affektiv her- und sichergestellt wird. 


4.2 Ehrenamtliche Arbeit als affektive Arbeit 
im Wohlfahrtsstaat 


Nachdem wir erstens vorgeschlagen haben, das Konzept der 
neuen Mitleidsökonomie durch eine affekttheoretische Per- 
spektive auf die Transformation des Wohlfahrtsstaats dahin- 
gehend zu erweitern, dass staatliches und zivilgesellschaftli- 
ches Handeln auch als affektives Regieren gefasst wird, wollen 
wir zweitens den Blick genauer auf ehrenamtliche Tätigkeiten 
als affektive Arbeit lenken. Dass Affekte und Emotionen in der 
Freiwilligenarbeit und dabei insbesondere im (hierarchi- 
schen) Verhältnis zwischen Helfer*innen und Hilfeempfän- 
ger*innen eine Rolle spielen, haben wir bereits ausgeführt, in- 
dem wir auf Scham, Stolz und Dankbarkeit verwiesen haben. 
An dieser Stelle schlagen wir für die zweite affekttheoretische 
Erweiterung der neuen Mitleidsökonomie vor, das im Bereich 
der Lohnarbeit entwickelte Konzept der affektiven Arbeit für 
die Auseinandersetzung mit Freiwilligenarbeit aufzugreifen 
und als Achse ehrenamtlich Tätiger zwischen Staat und Hilfe- 
empfänger*innen weiter zuzuspitzen. 

Affektive Arbeit ist bereits seit Längerem ein viel zitiertes 
Konzept, insbesondere im Rahmen der (postoperaistischen) 
Debatten über die zunehmende Verlagerung der westlich-ka- 
pitalistischen Produktionsweise auf immaterielle Arbeit (vgl. 
z. B. Boltanski/Chiapello 1999/2005; Hardt 1999; Hardt/Negri 
2003; Moulier Boutang 2011). „Arbeit“, so hält Antonio Negri 
(1999, S. 79, Übers. B. B./M. G.) Ende der 1990er Jahre fest, 
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»wird zum Affekt, oder besser, Arbeit findet ihren Wert im 
Affekt“. Während Hochschild mit ihrem Begriff der Emoti- 
onsarbeit die Kommodifizierung von Gefühlen ebenso wie die 
Kolonisierung des Lebens nicht nur durch den Markt, son- 
dern auch durch die Arbeit kritisiert, argumentieren Hardt 
und Negri (2003, S. 304) mit ihrer Auffassung affektiver Ar- 
beit in die entgegengesetzte Richtung: Affektive Arbeit meine 
nicht, dass die Kommunikation „verarme“, vielmehr werde 
die Produktion „um die Komplexität der menschlichen Inter- 
aktion bereichert“. Affektive Arbeit, die die „Aufmerksamkeit 
auf die Produktivität des Körperlichen, des Somatischen rich- 
tet“ (ebd., S. 44) und damit weniger „rom Computer her ge- 
dacht“ als über „feministische Untersuchungen“ zu Fürsorge- 
Arbeit verstanden werden müsse, produziere „soziale Netz- 
werke, Formen der Gemeinschaft, Biomacht“ (ebd., S. 304). 
Als Modus der Relationalität und Körperlichkeit hat affektive 
Arbeit also gerade eine produktive Dimension. Sie bedeutet, 
so Hardt (1999, S. 89, Übers. B. B./M. G.), eben auch „unmit- 
telbar die Konstitution von Gemeinschaften und kollektiven 
Subjektivitäten“. 

Affektive Arbeit fokussiert also zwischenmenschliche 
Kontakte und Interaktion in der Lohnarbeit. Dieses Verständ- 
nis affektiver Arbeit wollen wir auch für die Freiwilligenarbeit 
aufgreifen. Damit möchten wir einerseits die relationalen so- 
wie Kollektivität und Solidarität hervorbringenden Potenziale 
von Freiwilligenarbeit in der neuen Mitleidsökonomie beto- 
nen; andererseits wollen wir damit deutlich machen, dass af- 
fektive Aktivierung auch darauf basieren kann, dass gerade 
diese verbindenden Modi in Dienst genommen werden. 

Hardts und Negris Auffassung affektiver Arbeit ist aller- 
dings auch verkürzt. Aus feministischer Perspektive wurde zu- 
recht die Ausblendung feministischer Debatten zu sozialer Re- 
produktion kritisiert (vgl. z. B. Fortunati 2007; Federici 2011; 
Schultz 2011). Ein Begriff affektiver Arbeit ist unzureichend, 
wenn vergeschlechtlichte, rassifizierte und klassisierte Aspekte 
sowie, damit verbunden, zentrale Funktionsweisen emotionaler 
und affektiver Arbeit ignoriert werden (vgl. z. B. Hochschild 
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1983; Gutiérrez Rodriguez 2010; Bargetz 2013; Penz/Sauer 
2020). Ausgeblendet wird so nämlich, dass affektive Arbeit 
durch die Trennung zwischen Produktions- und Reprodukti- 
onsarbeit in historisch spezifische Herrschaftsverhältnisse 
eingeschrieben ist und bis heute als Teil der immer auch ver- 
geschlechtlichten und rassifizierten Arbeitsteilung zur Repro- 
duktion der Arbeitskraft und zur Aufrechterhaltung einer ka- 
pitalistischen Ordnung beiträgt. 

Diese Problematisierung ist zentral, um Hardts und Negris 
Auffassung affektiver Arbeit für eine affekttheoretische Per- 
spektive auf die neue Mitleidsökonomie zugleich aufzugreifen 
und kritisch zu erweitern. Denn ehrenamtliches Engagement 
und vor allem die Sorge um Arme und Benachteiligte war his- 
torisch und ist bis heute stark vergeschlechtlicht (vgl. z. B. 
Notz 1999, 2012; Krüger 2009; Neumayr/More-Hollerweger 
2009). Dies führte nicht zuletzt dazu, dass Frauen als „heimli- 
che Ressource des Wohlfahrtsstaates“ (Beck-Gernsheim 1991, 
S.58) bezeichnet wurden. Auf die geschlechtsspezifischen, 
aber auch klassenspezifischen Dimensionen von Emotionsar- 
beit hat auch Arlie R. Hochschild (1983) hingewiesen. In ihrer 
Studie über Flugbegleiterinnen zeigt sie, dass Frauen aus der 
weißen Mittelschicht die emotionalen Anforderungen der 
Unternehmen am leichtesten akzeptieren und verinnerlichen 
konnten und deshalb auch als die vielversprechendsten Flug- 
begleiterinnen galten (vgl. ebd., S. 159). In klassenspezifisch 
benachteiligten Kontexten hingegen, so Hochschild, wird Ge- 
fühlen generell kaum Bedeutung beigemessen, da hier davon 
ausgegangen wird, dass die eigenen Gefühle gesellschaftlich 
ohnehin keine Anerkennung finden (vgl. ebd.). Demzufolge 
erschienen sozial Benachteiligte auch als weniger geeignet für 
die unternehmerische Kontrolle über und Kommodifizierung 
von Emotionen. 

Vor dem Hintergrund eines weiten Staatsverständnisses 
begreifen wir Freiwilligenarbeit als Teil der von Hardt und 
Negri attestierten Transformation von Arbeit, Staat und De- 
mokratie. Dafür muss allerdings auch die feministische Frage 
sozialer Reproduktion aufgegriffen und affektive Arbeit nicht 
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auf Lohnarbeit reduziert werden. Wird Freiwilligenarbeit in 
dieser Hinsicht als affektive Arbeit verstanden, wird sie gerade 
nicht, wie Hardt und Negri durch ihren Verweis auf die pro- 
duktive und relationale Kraft mitunter nahelegen, idealisiert. 
Vielmehr kann die affektive Arbeit der Freiwilligen so auch 
auf die unterschiedlichen herrschaftlichen Wirkweisen hin be- 
fragt werden. Dies bedeutet einerseits, die als Reproduktions- 
arbeit vielfach abgewertete und ausgeblendete Arbeit der Frei- 
willigen gleichsam als affektive Arbeit zu fassen und für ein 
affekttheoretisch informiertes Verständnis der neuen Mit- 
leidsökonomie kritisch aufzugreifen; andererseits kann die 
affektive Arbeit der Freiwilligen in diesem Kontext auch hin- 
sichtlich der sie rahmenden vergeschlechtlichten, rassifizier- 
ten und klassisierten Gefühlsweisen in den Blick genommen 
werden. Es geht dann also auch darum, welche spezifischen 
„feeling rules“ (Hochschild 1983, S. 56) in die affektive Arbeit 
der Freiwilligen eingeschrieben sind. 

Mit Blick auf Freiwilligenarbeit in der neuen Mitleidsöko- 
nomie gehen wir also davon aus, dass die affektive staatliche 
Aktivierung durch die Freiwilligen auch als affektive Arbeit zu 
verstehen ist. Dies bedeutet, deren Tatigkeiten als Arbeit und 
dabei insbesondere auch als relationale und potenziell solida- 
rische Arbeit in den Blick zu nehmen. Wird folglich der Begriff 
der affektiven Arbeit für das Verständnis der neuen Mit- 
leidsökonomie aufgegriffen, wird es möglich, gerade die affek- 
tiven Momente in der ehrenamtlichen Tätigkeit hervorzuhe- 
ben und zu zeigen, wie hier - wenngleich ambivalent, wie wir 
anschließend noch genauer ausführen werden - Empathie, 
Solidarität, Zugehörigkeit, Unbehagen, Wut, Frustration oder 
Dankbarkeit eine Rolle spielen. Aus einer intersektional-kriti- 
schen Perspektive erlaubt das Verständnis von ehrenamtlicher 
Arbeit als affektive Arbeit zudem, vergeschlechtlichte, rassifi- 
zierte und klassisierte Aspekte der ehrenamtlich Arbeitenden 
als Teil ihrer Tätigkeit und Subjektkonstitution zu berücksich- 
tigen. 
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5 Affektive Ambivalenzen in der neuen 
Mitleidsökonomie 


Bislang haben wir argumentiert, dass sich die staatliche Akti- 
vierung im Rahmen der neuen Mitleidsökonomie auf eine 
breite Palette von Instrumenten wie immaterielle Belohnun- 
gen und Anreize von und durch Freiwillige stützt, die wir als 
affektives Regieren fassen und die das Verständnis der neuen 
Mitleidsökonomie erweitern können. Darüber hinaus haben 
wir die Freiwilligen in den Mittelpunkt gerückt und vorge- 
schlagen, deren Vermittlungspraxen zwischen Staat und Nut- 
zer*innen als affektive und mithin verbindende Arbeit zu be- 
greifen. Diese affekttheoretische Erweiterung mit Bezug auf 
die beiden Achsen affektiver Staatlichkeit erlaubt es nun, den 
Blick auf die politischen Ambivalenzen in der neuen Mit- 
leidsökonomie zu lenken. 

Aktive Bürger*innenschaft ist nämlich nicht nur insofern 
vom Staat erwünscht, als dieser auf der Achse „Staat/Freiwil- 
lige“ in affektiver Form freiwilliges Engagement in kompensa- 
torischer Absicht mobilisiert bzw. aktiviert. Freiwilligenarbeit 
kann angesichts der Krisen westlicher Demokratien, die die 
politische Partizipation zugleich bedrohen und beschränken - 
Stichwort Postdemokratie (Crouch 2000), Finanzkrise und 
Austeritätspolitiken oder Care- und sozialökologische Kri- 
se -, auch als ambivalente Möglichkeit politischer und gesell- 
schaftlicher Teilhabe verstanden werden. Freiwilliges Engage- 
ment bringt in diesem Sinn mitunter eine „Sehnsucht nach 
Handlungsfähigkeit“ (Bargetz 2023) zum Ausdruck. So sei 
Freiwilligenarbeit in Lebensmitteltafeln zwar keine langfris- 
tige strukturelle Lösung für schlechte Zeiten, doch könne sie 
in der „Zwischenzeit“, „in the meantime“, politische „‚coun- 
ter‘ responses“ anbieten, betonen Paul Cloke, Jon May und 
Andrew Williams (2017, S. 707) mit ihrem Konzept der „geo- 
graphies of food banks in the meantime“ für den britischen 
Kontext. Gerade die Vielfalt der Herangehensweisen in Le- 
bensmitteltafeln spreche gegen eine einfache Antwort auf die 
Frage, wo und wie strukturelle Probleme adressiert oder aber 
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in der fortschreitenden Neoliberalisierung des Wohlfahrts- 
staats und der Reproduktion paternalistischer Wohltatigkeits- 
diskurse gefangen sind (vgl. ebd.). In dieser Hinsicht erscheint 
die neue Mitleidsökonomie als durchaus ambivalent, da sie ei- 
nerseits darauf hinweist, dass ehrenamtliche Arbeit vom Staat 
in Dienst genommen und affektiv aktiviert wird, um dem 
Rückbau sozialer Rechte Vorschub zu leisten. Dies bedeutet 
andererseits jedoch nicht, dass ehrenamtliche Tätigkeiten 
nicht auch Potenziale für (alltäglichen) Widerstand und sozi- 
alen Wandel bergen können, etwa durch die Kritik am Abbau 
des Wohlfahrtsstaats und darauf bezugnehmende neue For- 
men von Solidarität. 

Und auch auf der Achse „freiwillig Engagierte zwischen 
Staat und Nutzer*innen“ lässt sich freiwilliges Engagement 
nicht darauf reduzieren, dass Helfer*innen im Rahmen affek- 
tiver (Freiwilligen-)Arbeit Hilfeempfänger*innen ausschließ- 
lich über Beschämung oder Missachtung affektiv aktivieren. 
Gerade wenn Freiwilligenarbeit als affektive und mithin ver- 
bindende Arbeit begriffen wird, können ehrenamtliche Tätig- 
keiten als ambivalente Tätigkeiten betrachtet werden, die zwar 
im Sinne einer staatlichen Indienstnahme problematisiert 
werden müssen, jedoch mitunter auf ein solidarisches und 
kollektivierendes Potenzial verweisen. Denn die relationale 
Verfasstheit der affektiven Freiwilligenarbeit kann staatlicher- 
seits vereinnahmt werden (Stichwort: affektive Entlohnung), 
aber auch neue Räume der Verbindung und Communitys er- 
öffnen, wie wir im Anschluss an Hardt und Negri ausgeführt 
haben. In diesem Sinn zeigen auch Cloke, May und Williams 
(2017, S. 704) ein alternatives Verständnis von Lebensmittel- 
tafeln auf, indem sie spendenbasierte Armutsbekämpfung als 
„spaces of care“ begreifen. Diese könnten dazu dienen, neue 
Vorstellungen von Wohlfahrt jenseits eines neoliberalen Ka- 
pitalismus sowie neue Formen politischer Bürger*innenschaft 
zu entwerfen und, zumindest partiell, im Hier und Jetzt zu 
praktizieren (vgl. ebd., S. 704). Cloke, May und Williams 
schreiben damit gegen eine einseitige Interpretation in Bezug 
auf Freiwilligenarbeit an und betonen stattdessen die ambiva- 
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lenten und widersprüchlichen Dynamiken, die dann auch auf 
hoffnungsvolle Care- und Widerstandsräume hindeuten kön- 
nen. Diese „geographies of care“ (ebd., S. 713, Übers. B. B./M. 
G.) würden sich auf „institutionelle, relationale und performa- 
tive Orte der praktischen und emotionalen Arbeit“ richten 
und damit gerade Menschen in der Krise mögliche Perspekti- 
ven eröffnen. 

Auch andere verweisen auf die politischen Ambivalenzen 
in der neuen Mitleidsökonomie (vgl. z. B. Williams et al. 2016; 
Garthwaite 2017; Strong 2020). So wird gerade in den For- 
schungen über Lebensmitteltafeln und „geographies of volun- 
tarism“ im britischen Kontext der „höchst uneindeutige 
‚Raum der Begegnung‘ über die Grenzen sozialer Unter- 
schiede hinweg“ (Williams et al. 2016, S. 2301, Übers. B. B./M. 
G.) hervorgehoben. Zwar würden hier dominante Diskurse, 
Praktiken und Subjektivitäten reproduziert; allerdings könn- 
ten sie auch umgearbeitet werden (vgl. Strong 2020, S. 216 £.). 
Freiwilligenarbeit erscheint damit als ambivalent, weil sie auch 
ein Raum der Aushandlung sozialer Rechte und damit ver- 
bundener Verantwortlichkeiten ist und so das Potenzial für 
„Subtile, aber wichtige Verschiebungen in der Konstruktion 
und Anfechtung ‚aktiver Bürger*innenschaft““ (Garthwaite 
2017, S. 290, Übers. B. B./M. G.) birgt. Einen explizit affekt- 
theoretischen Zugang vertritt in diesem Zusammenhang Ste- 
phanie Denning (2019), wenn sie die Motivationen von Frei- 
willigen in Mittagsküchen in einem christlich geprägten 
Umfeld in Großbritannien untersucht und der Frage nach- 
geht, warum Menschen an ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit 
festhalten. Dafür schließt sie an Baruch de Spinoza in der In- 
terpretation von Gilles Deleuze an und begreift Affekt als re- 
lational, körperlich und erfahrungsbasiert. Denn gerade in der 
Relationalität der Affekte und der wechselseitigen Affizierung 
von Körpern zeige sich die Bedeutung ehrenamtlichen Han- 
delns als affektives Handeln. Eine solche affekttheoretische 
Perspektive erlaube es, zu verstehen, wie die Erfahrungen eh- 
renamtlicher Tätigkeit die Freiwilligen positiv affizieren und 
somit auch künftig an ihr Ehrenamt binden können. Während 
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Emma Dowling (2016) fiir England und Andrea Muehlebach 
(2012) für Italien die staatliche Indienstnahme und Mobilisie- 
rung der Bindung an ehrenamtliche Tätigkeiten problemati- 
sieren, geht Denning stärker der Frage nach der Aufrechter- 
haltung ehrenamtlicher Sorgebeziehungen nach, die sie vor 
allem auch in deren affektiven Qualitäten begründet sieht. 

Im Anschluss daran richten wir unsere affekttheoretische 
Relektüre des Konzepts der neuen Mitleidsökonomie dahin- 
gehend aus, dass wir die affektive Aktivierung und affektive 
Arbeit von Freiwilligen generell als ambivalent einschätzen. 
Sie kann sowohl instrumentell für den Staat als auch eine 
Form der Fürsorge und Solidarität sein und folglich ein Po- 
tenzial für sozialen Wandel bergen. Doch obgleich wir diese 
ambivalente Rolle zivilgesellschaftlichen Engagements beto- 
nen und damit die Idee, dass sich das Ehrenamt in ein „rebel- 
lisches Engagement“ übersetzen kann (van Dyk/Misbach 
2016, S. 206; van Dyk/Dowling/Haubner 2016, S. 37), wollen 
wir mit Blick auf die neue Mitleidökonomie keinen romanti- 
sierenden Gestus affektiver Handlungs- und Transformati- 
onsméglichkeiten bedienen. Mehr noch geht es uns darum, zu 
begreifen, wie diese Ambivalenzen möglicherweise selbst zum 
Teil einer neuen Mitleidsökonomie werden, insofern es gerade 
die positive affektiv-relationale Bedeutung zivilgesellschaftli- 
chen Engagements ist, die auch zu einem Vehikel affektiven 
Regierens in der neuen Mitleidsökonomie werden kann. 


6 Fazit 


In unserem Beitrag haben wir ehrenamtliche Tätigkeiten in 
der neuen Mitleidsökonomie als integralen Bestandteil des ak- 
tuellen wohlfahrtsstaatlichen Wandels gefasst und versucht, 
sie als affektive (Freiwilligen-)Arbeit zu rekonzeptualisieren. 
Zugleich haben wir freiwilliges Engagement im Kontext der 
neuen Mitleidsökonomie als Ausdruck des gegenwärtigen 
wohlfahrtsstaatlichen Versuchs begriffen, Versorgungslü- 
cken, die durch sozialpolitische Um- und Rückbauten ent- 
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standen sind, zu schließen. Wir haben argumentiert, dass die 
staatliche Aktivierung von Bürger*innen (auch) über affektive 
Mobilisierung erfolgt und der Staat folglich auch affektiv re- 
giert. Oder nochmals anders formuliert: Freiwilligenarbeit in 
der neuen Mitleidsökonomie ist auch ein Modus affektiver 
Staatlichkeit. 

Eine so verstandene affektive Staatlichkeit will Transfor- 
mationen des Wohlfahrtsstaats umfassender begreifen, weil 
damit auch die Frage in den Mittelpunkt gerückt werden 
kann, wie diese Veränderungen mobilisiert, aber auch wie sie 
aufgenommen und realisiert werden. Für diese affekttheoreti- 
sche Verbindung gegenwärtiger Veränderungen des Wohl- 
fahrtsstaats mit Freiwilligenarbeit geht es also darum, ehren- 
amtliche Arbeit in ihren affektiven Dimensionen zu 
fokussieren und damit einerseits affektive Anreizungen etwa 
über Versprechen und Frustrationen vermittelnder Institutio- 
nen zu berücksichtigen; andererseits kann die Frage aufgegrif- 
fen werden, wie diese affektiven Aktivierungen von den Frei- 
willigen in ihren Praxen und Selbstbildern aufgenommen oder 
auch umgearbeitet werden. 

In Bezug auf die von Fabian Kessl und Holger Schoneville 
(in diesem Band) aufgeworfene Frage, welche Widersprüche 
die Praxis und Strukturlogik der neuen Mitleidsökonomie 
aufweist, gehen wir von einem ambivalenten Charakter des 
zivilgesellschaftlichen Engagements im Rahmen spendenba- 
sierter Armutslinderung und der damit verbundenen Gefühls- 
weisen aus. Diese Ambivalenz wird durch unsere affekttheo- 
retische Perspektive nochmals erweitert. Indem wir von 
affektiven Regierungsweisen sprechen, setzen wir keine staat- 
liche Instrumentalisierung von Gefühlen im Rahmen der 
neuen Mitleidsökonomie voraus. Vielmehr haben wir ver- 
sucht, deutlich zu machen, dass die neue Mitleidsökonomie 
auch auf der grundlegend ambivalenten Rolle von Gefühlen - 
etwa von Empathie, Solidarität, Zugehörigkeit, Unbehagen, 
Wut, Frustration oder Dankbarkeit - beruht. 
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Hilfe, Almosen, Mitleid 


Eine historische Einordnung 


Christine G. Kruger 


1 Einleitung 


Das Konzept der ‚neuen Mitleidsökonomie‘ geht davon aus, 
dass es in den letzten Jahrzehnten zu Verschiebungen im Ver- 
hältnis von Staat, Zivilgesellschaft und Wirtschaft gekommen 
ist (Kessl/Schoneville 2021). Es beschreibt den Rückzug des 
Staates aus der allgemeinen Grundversorgung, für deren Si- 
cherstellung im Gegenzug zunehmend auf zivilgesellschaftli- 
ches Engagement in Form von Spenden und freiwilliger Ar- 
beit gesetzt wird. Das Konzept nimmt damit explizit eine 
historische Perspektivierung vor. Je nachdem, ob eine solche 
Perspektivierung nur die europäische Nachkriegszeit erfasst 
oder weiter in die Geschichte zurückreicht, sind für die histo- 
rische Einordnung unterschiedliche Ergebnisse zu erwarten. 
Im Folgenden werden das 19. und das 20. Jahrhundert in den 
Blick genommen, da das Konzept der neuen Mitleidsökono- 
mie von der modernen Nationalstaatlichkeit ausgeht, wie sie 
erst in dieser Zeit zum Regelfall wurde. Auch der Sozialstaat, 
der einen weiteren wichtigen Bezugspunkt für das Konzept 
bildet, entwickelte sich in dieser Zeit - zunächst als Ideal, dann 
in der Praxis. 

Das Phänomen der neuen Mitleidsökonomie siedelt sich 
in einem Forschungsfeld an, das in der Geschichtswissen- 
schaft erst seit etwa drei Jahrzehnten intensiver bearbeitet 
wird. Bislang wurde zu diesem Forschungsfeld eher im natio- 
nalen Kontext diskutiert, sodass sich für einen transnationalen 
wissenschaftlichen Austausch noch kein gängiger gemeinsa- 
mer Name dafür gefunden hat. Die stärkste Institutionalisie- 
rung hat wohl im englischsprachigen Raum unter dem Label 
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der ,Voluntary Action History‘ stattgefunden (Thane 2011). In 
der deutschsprachigen Geschichtswissenschaft wird stattdes- 
sen eher die Formulierung ‚Geschichte der Zivilgesellschaft‘ 
gewählt (Jessen/Reichardt/Klein 2004). Mit ihr greifen Histo- 
riker*innen auf einen Neologismus zurück, der im Deutschen 
erst seit wenigen Jahrzehnten gebräuchlich ist und für den 
auch diejenigen, die damit arbeiten, immer wieder die mit- 
schwingende Normativität beklagen (Gosewinkel 2010; Kocka 
2000). Der politische Umbruch in Osteuropa hatte die Auf- 
merksamkeit der Geschichtsforschung in den 1990er Jahren 
zunächst auf die politische Bedeutung der Zivilgesellschaft ge- 
lenkt. Zivilgesellschaftliches Engagement im sozialen Bereich 
rückte erst später verstärkt in das Blickfeld. Noch immer be- 
steht hier ein hoher Forschungsbedarf und aus den wenigen 
bislang durchgeführten Einzelforschungen lässt sich für viele 
Aspekte des Themas erst ansatzweise ein größeres Bild zusam- 
mensetzen (für die deutsche Geschichte: Kramer/Krüger 
2019; für die französische Geschichte: Prost 2013). 

Die Geschichtsschreibung zum Thema des freiwilligen so- 
zialen Engagements hat sich insbesondere der Frage nach dem 
Verhältnis zwischen Staat und Zivilgesellschaft gewidmet, was 
sich daraus erklärt, dass sie maßgeblich durch die öffentlichen 
Debatten über die ‚Krise des Sozialstaats‘ angeregt wurde. 
Dem Verhältnis von Wirtschaft und Zivilgesellschaft, dem 
auch im Konzept der neuen Mitleidsökonomie eine besondere 
Aufmerksamkeit zukommt, wandten sich Historiker*innen 
erst in allerjüngster Zeit allmählich zu (beispielsweise: Gosling 
2017; Lingelbach 2007). Diese Erweiterung des Blickfelds mag 
unter anderem damit zusammenhängen, dass zum einen 
gegenwärtig ein Trend zur Privatisierung sozialer Dienste be- 
obachtbar ist und dass zum anderen immer mehr Unterneh- 
mensführungen der Freiwilligenarbeit eine explizite Wert- 
schätzung aussprechen und sie teilweise gezielt fördern 
(beispielsweise für die Schweiz: Ruoss 2019). 

Trotz fortbestehender Lücken zeichnen sich nach etwa 
drei Jahrzehnten intensiverer Forschung für die Geschichte 
der Zivilgesellschaft einige Konturen deutlich ab: Für das Ver- 
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hältnis von Staat, Zivilgesellschaft und Ökonomie ist aus his- 
torischer Perspektive zunächst festzuhalten, dass es eine 
scharfe Abgrenzung dieser Bereiche allenfalls in der Theorie, 
jedoch kaum jemals in der Praxis gegeben hat. Vielmehr wa- 
ren vielfältige Kooperationen und Überschneidungen zwi- 
schen ihnen für das Feld der sozialen Wohlfahrt der Regelfall. 
In der englischsprachigen Forschung bringt der Begriff der 
‚mixed economy of welfare‘ dies zum Ausdruck, der in jüngs- 
ter Zeit mitunter auch in der deutschsprachigen Historiogra- 
phie übernommen wird (Finlayson 1994; Matter/Ruoss/Stu- 
der 2015). Durchaus historisch wandelbar ist allerdings die 
Gewichtung, Aufgabenverteilung und der Grad der Verfloch- 
tenheit der verschiedenen Bereiche (Finlayson 1990, S. 183- 
206; Oppenheimer 2008, S. 5-12). Aus dieser Perspektive ist 
die Zusammenarbeit staatlicher und zivilgesellschaftlicher 
Akteure im Feld der neuen Mitleidsökonomie kein grundsätz- 
lich neues Phänomen, wenn sie auch in ihrer Intensivität neue 
Ausmaße annehmen mag. 

Eine zweite wichtige Beobachtung aus historischer Per- 
spektive ist, dass die Definition des Idealverhältnisses der drei 
Sektoren einem steten Wandel unterliegt. Während der drei 
Nachkriegsjahrzehnte, dem sogenannten ‚Golden Age‘ des 20. 
Jahrhunderts, ermöglichte der wirtschaftliche Aufschwung in 
weiten Teilen Europas einen massiven Ausbau sozialstaatli- 
cher Leistungen. In vielen westeuropäischen Gesellschaften 
herrschte ein breiter Konsens, dass der Staat für die Grund- 
versorgung sozialer Leistungen zu sorgen habe, Zivilgesell- 
schaft und freie Wirtschaft ergänzende Rollen zu übernehmen 
hätten. Dieser Konsens wird seit Mitte der 1970er Jahre jedoch 
zunehmend hinterfragt, wie es auch für die neue Mitleidsöko- 
nomie zu beobachten ist (Kessl/Schoneville 2021). Dieser 
Trend tritt in einigen Ländern ausgeprägter zu Tage als in an- 
deren. Er ist aber spätestens seit den 1990er Jahren europaweit 
zu beobachten, auch in Ländern, in denen der Ausbau des So- 
zialstaates wie zum Beispiel im postfrankistischen Spanien erst 
relativ spät erfolgte (Galindo 2021). Aus einer langfristigen 
historischen Perspektive erscheint die klare Aufgabenvertei- 
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lung bei der sozialen Grundversorgung also als eine kurze 
Ausnahmesituation, die aber doch Möglichkeitsräume auf- 
zeigt, die in früheren Zeiten kaum vorstellbar gewesen wären. 

Und noch ein drittes Ergebnis der historischen Forschung 
ist hervorzuheben: Entgegen einer weitläufig verbreiteten 
Vorstellung handelt es sich beim Verhältnis der drei Bereiche 
nicht um ein Nullsummenspiel. Die Historiographie zum 
Thema zeigt deutlich, dass ein Zuwachs staatlicher Leistungen 
nicht mit einem Rückgang zivilgesellschaftlicher Initiativen 
einhergehen muss (Brewis 2013). Die Entwicklung der Sozial- 
staatlichkeit ist nur eine von vielen Variablen, die die Kon- 
junktur von freiwilligem Engagement beeinflussen (Krüger 
2019). Als weitere Variablen lassen sich etwa die Arbeits- 
marktlage, die Geschlechterordnung, religiöse und politische 
Überzeugungen, Nations- und Gesellschaftsvorstellungen 
nennen. Die historische Perspektive legt es nahe, diese Fakto- 
ren auch in die Analyse der neuen Mitleidsökonomie mit ein- 
zubeziehen. 

Um die neue Mitleidsökonomie historisch einzuordnen, 
werden im Folgenden in drei Schritten einige Elemente, die sie 
kennzeichnen, auf ihre Geschichte hin befragt: In einem ers- 
ten Abschnitt wird dargelegt, welche Bedeutung der Zivilge- 
sellschaft im 19. und 20. Jahrhundert zugesprochen und wie 
ihr Verhältnis zum Staat bestimmt wurde. Dann wird nachge- 
zeichnet, wie die für die neue Mitleidsökonomie spezifische 
Form der Sachspenden in der Spendengeschichte zu verorten 
ist. Abschließend wird die Rolle der Gebenden und Empfan- 
genden freiwilliger sozialer Leistungen einem genaueren Blick 
unterzogen. 


2 Wahrnehmung und Bewertung von freiwilligem 
sozialem Engagement 


Mit den Forderungen nach einem Ausbau eines sozialen Si- 
cherheitssystems, wie sie seit dem ausgehenden 19. Jahrhun- 
dert eine wachsende Anhängerschaft fanden und nach dem 
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Zweiten Weltkrieg in vielen Landern massiv auch in die Praxis 
umgesetzt wurden, wurde die Rolle freiwilliger sozialer 
Dienste immer weiter hinterfragt. Schon frih kritisierten vor 
allem Sozialdemokratie und Gewerkschaften freiwillige Sozi- 
alleistungen prinzipiell: Zum einen bemängelten sie die Will- 
kür und Unstetigkeit privater Wohltätigkeit, zum anderen 
monierten sie, dass durch sie Abhängigkeitsverhältnisse ge- 
schaffen, verstärkt oder verstetigt würden. Unter der Devise 
‚Work, not alms‘ demonstrierte die Arbeiterbewegung für al- 
ternative Konzepte zur Armutsbekämpfung. Auch im bürger- 
lichen Lager stimmten etliche Sozialreformer*innen dieser 
Kritik bei, andere beanstandeten außerdem die Ineffizienz 
und Betrugsanfälligkeit der Privatwohltätigkeit (Büschel 2014, 
S.121-129; Finlayson 1994, S.11; Stedman Jones 2013, 
S. 241-261). 

Dieser Kritik widersprachen indes in den Mittel- und 
Oberschichten auch viele grundsätzliche Befürworter*innen 
zivilgesellschaftlichen Sozialengagements: Sie hielten vor al- 
lem die staatliche Unabhängigkeit freiwilliger Organisationen 
für vorteilhaft. Zum Teil priesen sie diese auch als politische 
Kontrollinstanz. Vor allem aber strichen sie immer wieder 
ihre Fähigkeit heraus, unbürokratisch und ‚von Mensch zu 
Mensch‘ Hilfe zu leisten (Finlayson 1994, S. 318; Krüger 2016, 
S. 111 f., S. 215). Die kontroversen Argumentationslinien die- 
ser unterschiedlichen Positionen blieben in schwankenden 
Konjunkturen auch nach der allmählichen Einführung sozial- 
staatlicher Sicherungssysteme in der öffentlichen Debatte stets 
präsent. 

Als der Sozialstaat in den 1960er Jahren gesichert erschien, 
gab die Sozialdemokratie ihre Kritik des freiwilligen sozialen 
Engagements in zunehmendem Maße auf (Finlayson 1994, 
S. 318). Unter der Voraussetzung, dass allen Bevölkerungs- 
schichten die materielle Grundversorgung garantiert sei, 
könne sich freiwilliges Engagement von einem Privileg der 
Wohlhabenden zu einem allgemeinen staatsbürgerlichen 
Recht entwickeln, so die Hoffnung (Hasenclever 1965/1966). 
Der britische Soziologe Richard Titmuss propagierte auf der 


111 


Grundlage dieses Gedankens ein Recht zu helfen - „a right to 
give“ (Titmuss 1997, S. 237). Er sprach sich damit auch gegen 
eine Kommerzialisierung sozialer Dienste aus, wie er sie vor 
allem in den USA beobachtete, und betonte die wichtige ge- 
sellschaftliche Bedeutung einer florierenden Freiwilligenkul- 
tur, die Zusammenhalt stifte und soziales Bewusstsein schaffe. 

Die traditionelle Kritik an freiwilligen sozialen Diensten 
wurde allerdings bereits Ende der 1960er Jahre von der Neuen 
Linken lautstark wieder aufgegriffen. Zwar engagierten sich 
zahlreiche Anhänger*innen der mit ihr eng vernetzten Neuen 
Sozialen Bewegungen auch im sozialen Bereich. Sie bemühten 
sich aber in der Regel explizit darum, neue Formen des frei- 
willigen Engagements zu schaffen, deren Ziel es vor allem sein 
sollte, strukturelle Veränderungen herbeizuführen und Hie- 
rarchien oder Abhängigkeitsverhältnisse aufzulösen. Dieser 
Wunsch nach Veränderung fand semantisch darin Ausdruck, 
dass sie nicht mehr von ‚Dienst‘ bzw. im Englischen von ‚ser- 
vice‘ sprachen, sondern von ‚Engagement‘, sozialen ‚Aktio- 
nen‘ oder ‚action‘ (Krüger 2019, S. 145; Brewis 2010; Brewis 
2014). 

Es lasst sich annehmen, dass die Diskussionen in der 
Neuen Linken, die dem globalen Süden bzw. - in der zeitge- 
nössischen Formulierung - der ‚Dritten Welt‘ ein ausgepräg- 
tes Interesse entgegenbrachte, auch durch die Diskussionen 
über die sogenannte ‚Entwicklungshilfe‘ beeinflusst wurden 
(Kalter 2011). Im Zuge der Dekolonialisierung stieß die Ent- 
wicklungshilfe zunehmend auf eine oft neomarxistisch fun- 
dierte Kritik, die vielfach von den Empfängerländern selbst 
ausging. Die Entwicklungshilfe schaffe oder verstetige die Ab- 
hängigkeit von den Geberländern, so das Argument. Damit sei 
auch einer politischen Instrumentalisierung Tür und Tor ge- 
öffnet. ‚Trade, not aid‘, lautete daher der Slogan, der sich mög- 
licherweise an das ältere ‚work, not alms‘ anlehnte (Büschel 
2014, S. 13-15; Möckel 2021, S. 509). 

In den letzten beiden Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts 
verlor die Kritik der neuen Linken an Einfluss. Die einst laut- 
starken Einwände gegen freiwillige soziale Leistungen sind 
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weitgehend verstummt. Seit den 1990er Jahren wird zivilge- 
sellschaftliches Engagement europaweit massiv gefördert. Ini- 
tiativen zur Belebung der Zivilgesellschaft werden dabei oft- 
mals als Maßnahme zur Stärkung der Demokratie präsentiert. 
Doch lässt sich kaum übersehen, dass viele von ihnen gleich- 
zeitig darauf angelegt sind, den Rückbau des Sozialstaates ab- 
zufedern. Die neue Mitleidsökonomie offenbart dies in beson- 
ders auffälliger Weise, weil in ihrem Rahmen durch Spenden 
und Freiwilligenarbeit auch zur Grundversorgung beigetragen 
wird (Kessl/Schoneville 2021). 


3 Die Gaben 


Als wichtiges Kennzeichen der neuen Mitleidsökonomie be- 
schreiben Fabian Kessl und Holger Schoneville, dass es sich 
bei den Gaben gewöhnlich um Sachspenden handelt, die an 
Bedürftige meist nicht verschenkt, sondern in Kleiderkam- 
mern, Sozialkaufhäusern oder im Rahmen von Tafeln zu ei- 
nem geringen, teilweise eher symbolischen Preis verkauft wer- 
den (Kessl/Schoneville 2021; vgl. auch Oechler/Schellwat 
2015). Obwohl die Historiographie materiellen Kulturen seit 
einiger Zeit zunehmend Aufmerksamkeit schenkt, hat sie das 
Verhältnis von Sach- und Geldspenden bislang kaum reflek- 
tiert. Gabriele Lingelbachs umfangreiche Studie zum Spen- 
denwesen in der Bundesrepublik etwa erwähnt zwar punktuell 
die Praxis der Sachspenden, die vor allem in Form von Altklei- 
dersammlungen, aber auch im Rahmen akuter Nothilfe über 
das 20. Jahrhundert hinweg ihren festen Platz auf dem Spen- 
denmarkt hatten. Aber auch sie fragt nicht systematisch nach 
deren Bedeutung im Gegensatz zu Geldspenden, auf denen 
eindeutig ihr Hauptaugenmerk liegt (Lingelbach 2009). 
Geldspenden gestehen den Empfänger*innen eine gewisse 
Autonomie zu. Die Sachspenden der neuen Mitleidsökonomie 
hingegen werden über eine ökologische Argumentation legi- 
timiert, die darauf zielt, die Wegwerfmentalität der Massen- 
konsumgesellschaft zu bremsen. Auch wenn für die Umwelt- 
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geschichte umstritten ist, inwieweit industrielles Recycling be- 
reits im 19. Jahrhundert auch den Umweltschutzgedanken 
aufgriff, ist doch fiir das Spendenwesen offensichtlich, dass 
dkologische Motive eine Neuerscheinung der letzten Jahr- 
zehnte darstellen (Denton/Weber 2021, S. 6; Fressoz 2016; 
Köster 2016). Historisch betrachtet hat sich dadurch das Ver- 
hältnis zwischen Sach- und Geldspenden verändert. Dennoch 
lässt sich wohl davon sprechen, dass sich sowohl die Altklei- 
dersammlungen als auch die Suppenküchen als Vorgänger der 
„neuen Mitleidsökonomie“ ansehen lassen. 

Bevor Textilien in industrieller Massenproduktion herge- 
stellt wurden, waren sie ein kostbares Gut. Daher war der Alt- 
kleiderhandel ein lebhafter kommerzieller Markt (Löpez Ba- 
rahona/Nieto Sänchez 2012; Stöger 2016). Die Arbeiterschaft 
konnte sich in der Regel keine Neuware leisten. In wohlhaben- 
deren Schichten machte der Kleiderkauf im 19. Jahrhundert 
einen bedeuteten Haushaltsposten aus und man war sich dem- 
entsprechend hier des Wertes der Kleidung ebenfalls bewusst. 
Abgelegte Kleidungsstücke wegzuschmeißen widersprach den 
religiös geprägten bürgerlichen Wertvorstellungen und es war 
in den Mittel- und Oberschichten üblich, sie auszubessern 
und als Geschenk an das Dienstpersonal oder als wohltätige 
Gabe an Bedürftige weiterzugeben (Ginsburg 1980, Stöger 
2016, S. 149). Während der Weltkriege wurden zahlreiche Alt- 
kleidersammlungen organisiert. Erst in den letzten drei Jahr- 
zehnten des 20. Jahrhunderts sanken die Kleiderpreise so, dass 
abgetragene Kleidung immer leichtherziger entsorgt wurde. 
Dennoch blieben Altkleidersammlungen auch in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts noch eine gängige Praxis. Ein gro- 
ßer Teil der vor allem in Bündelsammlungen und später auch 
Containern zusammengetragenen Alttextilien wurde aller- 
dings nun nicht an Bedürftige weitergegeben, sondern zu Fa- 
ser- und Dämmstoffen verarbeitet (König 2019, S. 67-83; 
Hütz-Adams 1995, S. 11-13; Schomann 2013, S. 324). 

Suppenküchen verbreiteten sich seit dem ausgehenden 18. 
Jahrhundert in Europa und den USA (vgl. dazu Carstairs 2017, 
S. 902; Rumble/Oliver 2009, S. 181-184). Eine zeitgenössische 
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Quelle zählte im Jahr 1887 in der damals bereits über fünf Mil- 
lionen Einwohner zählenden Metropole London 200 Einrich- 
tungen, die täglich 100.000 Mahlzeiten ausgaben. Die Suppen- 
küchen wurden durch Spenden oder aus Vereinskassen 
finanziert. Sie waren darauf angelegt, möglichst kostengünstig 
zu arbeiten, weshalb auch vielfach von der Ausgabe von Brot 
abgesehen wurde, das im Vergleich zu vorwiegend aus Ge- 
müse gekochten Eintopfgerichten teuer war. Auch erzieheri- 
sche Ziele konnten mit der Einrichtung von Suppenküchen 
verbunden sein: Die Armen, so wurde argumentiert, sollten 
durch sie dazu angeregt werden, sich eine sparsamere und ge- 
sündere Lebensführung anzugewöhnen. Ähnliche Zielsetzun- 
gen finden sich zum Teil auch im Rahmen der Tafel-Angebote 
wieder (Maar/Eberlei 2013, S. 26). 

Die Einrichtung von Suppenküchen ist im Kontext der 
Diskussionen über die wachsende urbane Massenarmut im 
19. Jahrhundert zu verstehen. Zwar setzten sich seit dieser Zeit 
allmählich Sichtweisen durch, die die soziale Notlage der Ar- 
beiterschicht auch oder vor allem auf strukturelle Ursachen 
zurückführten (Frie 2010). Doch die Mittel- und Oberschich- 
ten lösten sich nur schwer von der traditionellen Auffassung, 
Armut sei in der Regel selbstverschuldet, das heißt durch eine 
schlechte Arbeitsmoral oder einen unwirtschaftlichen oder 
verschwenderischen Lebensstil hervorgerufen. Insbesondere 
der Alkoholkonsum geriet dabei immer wieder ins Visier. Üb- 
lich war eine Unterscheidung zwischen „würdigen“ Armen, 
die wegen ihres Alters, einer Krankheit oder aufgrund von In- 
validität nicht für ihren Lebensunterhalt sorgen konnten, und 
‚unwürdigen‘, deren Not auf ihre moralische Schwäche zu- 
rückgeführt wurde. Nur bei den ‚würdigen‘ Armen glaubte 
man, dass sie auf Unterstützung angewiesen waren. Almosen, 
die nicht nach diesen Richtlinien vergeben wurden, standen in 
der Kritik. Immer wieder findet sich in den Debatten um das 
Spendenwesen im 19. und frühen 20. Jahrhundert die Sorge, 
dass Almosen nicht allein diejenigen erreichen würden, die 
wirklich Not litten (Sachße/Tennstedt 1998, S. 208-214; Sted- 
man Jones 2013, S. 241-261). Verköstigungsangebote wie die 
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Suppenküchen schienen dieses Risiko zu mindern (Carstairs 
2017). 

Über die Funktionsweise der Suppenküchen lassen sich oft 
nur spärliche Informationen finden. Bekannt ist, dass vielfach 
Bedürftigkeitsprüfungen üblich waren. Für das Beispiel einer 
Suppenküche in Newcastle Ende des 19. Jahrhunderts weist 
der britische Historiker Philip Carstairs ein Ticketsystem 
nach, über das der Zugang beschränkt wurde. Carstairs legt 
außerdem dar, dass hier offenbar gezielt ein abweisendes Am- 
biente erzeugt wurde, das abschreckend wirken sollte. Doch 
diese Praxis war nicht in allen Suppenküchen gängig: Für zwei 
jüdische Suppenküchen beispielsweise, die etwa zur gleichen 
Zeit in London und Manchester betrieben wurde, deuten die 
Quellen darauf hin, dass sich die Betreiber bemühten, den Be- 
dürftigen eine wertschätzende Behandlung zuteilwerden zu 
lassen (Carstairs 2017, S. 921-932). Das Abhängigkeitsver- 
haltnis der Bediirftigen offenbarte sich deutlich, wenn ange- 
sichts von Arbeitskampfen die Schließung von Suppenküchen 
diskutiert wurde. Allerdings gab es auch bürgerliche Sozialre- 
former*innen, die gerade in Streikzeiten Suppenküchen ein- 
richteten, die den Angehörigen der Aufständischen kostenlose 
Mahlzeiten anboten (Carstairs 2017, S.912; Krüger 2022). 
Mitunter war ein solches Engagement auch explizit mit dem 
Vorhaben verbunden, den Dialog zwischen den Klassen zu 
fördern (Heymann 1972, S. 38 f.). 

Außergewöhnliche Notstandssituationen forcieren die all- 
gemeine Einsatz- und Spendenbereitschaft oftmals, dies lässt 
sich für die Gegenwart genauso beobachten wie für die Ver- 
gangenheit. In besonderer Weise galt dies für die Zeit der bei- 
den Weltkriege. Die verspürte Notwendigkeit, eine Bedro- 
hungslage abzuwehren, patriotische Appelle und sichtbar 
zunehmendes Elend befeuerten in dieser Zeit überall in Eu- 
ropa das soziale Engagement großer Bevölkerungsteile. Der in 
diesem Rahmen geleistete Einsatz wurde für viele zu einer prä- 
genden Erfahrung, die vielfach ins kollektive Gedächtnis ein- 
ging. Je nach Kriegsausgang konnte die Erinnerung jedoch 
unterschiedlich ausfallen: In Großbritannien entwickelte sich 
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der gesellschaftliche Zusammenhalt in der Zeit des „Blitzes“ 
zu einem Mythos, der den britischen Patriotismus feierte (Cal- 
der 1992). In Deutschland hingegen war die Nachkriegszeit 
eine Phase, in der sich viele politisch verunsichert fühlten und 
sich daher mit öffentlichem Engagement eher zurückhielten 
(Krüger 2016, S. 83-86). 

In Großbritannien wie in der Bundesrepublik beobachte- 
ten Zeitgenoss*innen in den Nachkriegsjahren einen Rück- 
gang des freiwilligen Engagements, den sie in der Regel be- 
klagten. Nicht nur der Vergleich mit der Kriegszeit spielte für 
ihre Einschätzung eine Rolle, sondern auch die Vorstellung, 
dass der massive Ausbau der sozialstaatlichen Sicherungssys- 
teme freiwilliges Engagement überflüssig mache. Auch die 
Geschichtsschreibung charakterisierte die ersten beiden 
Nachkriegsjahrzehnte zunächst als eine Flautenzeit des Frei- 
willigensektors. Eine solche Sicht entsprang aber weniger der 
empirischen Forschung, die sich für zivilgesellschaftliches So- 
zialengagement in der Zeit nach 1945 noch kaum interessierte, 
sondern vielmehr einem teleologischen Geschichtsbild, das 
die zunehmende Sozialstaatlichkeit als vorgezeichneten Nor- 
malweg voraussetzte, womit die freiwillige Wohlfahrt nur 
noch zu einem Nischendasein verdammt schien (Finlayson 
1994, S. 1 f.). Diese Perspektive ist inzwischen stark hinterfragt 
worden (Hilton/McKay 2009; Hilton/McKay 2011; Brewis 
2013). Historiker*innen gehen nun mehrheitlich davon aus, 
dass sich das freiwillige Engagement nicht abschwächte, son- 
dern vielmehr neu ausrichtete und seine Tätigkeitsfelder er- 
weiterte. Für die Bundesrepublik spricht Gabriele Lingelbach 
beispielsweise von einem „Gestaltwandel des Spendens“ (Lin- 
gelbach 2010, S. 74): Wenngleich nur unvollständige Spen- 
denstatistiken existieren, ist doch erkennbar, dass der Ausbau 
des Sozialstaats die Spendenbereitschaft hemmte. Zwar verlo- 
ren große Stiftungen in den ersten beiden Nachkriegsjahr- 
zehnten an Bedeutung, demgegenüber erlebten jedoch Stra- 
ßensammlungen einen Aufschwung. 

Allerdings veränderte sich das Spendenverhalten in der so- 
genannten ‚Wirtschaftswunderzeit‘ tatsächlich gerade auch 
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dadurch, dass materielle Not vielen Menschen in den wohlha- 
benderen Landern Europas als ein Phanomen der Vergangen- 
heit erschien. Immer wieder äußerten spenden- oder engage- 
mentbereite Zeitgenoss*innen den Wunsch, mit ihrem 
Einsatz ‚wirkliche‘ Armut zu bekämpfen, wie sie sie im eige- 
nen Land nicht mehr wahrnahmen (Krüger 2016, S. 167; Wag- 
ner 2019, S. 208). Präsenter bzw. sichtbarer wurden durch die 
Verbreitung der Massenmedien und insbesondere des Fernse- 
hens nun hingegen humanitäre Notlagen in anderen Weltre- 
gionen. Der transnationale Spendenverkehr intensivierte sich 
und eine wachsende Zahl von Spender*innen wurde von dem 
Wunsch angetrieben, den Hunger in der sogenannten ‚Dritte 
Welt‘ zu bekämpfen. Die von den beiden Kirchen 1958 bzw. 
1959 initiierten Hilfswerke Misereor und Brot für die Welt 
sind hierfür beispielhaft (Lingelbach 2009, S. 298-306; Brewis/ 
Götz/Werther 2020). 

In den 1970er Jahren nahm die Zahl spendensammelnder 
Organisationen rapide zu. Spender*innen verfügten nun über 
eine breitere Palette an Optionen, doch damit ergab sich für 
sie auch die Qual der Wahl. Die Pluralisierung schuf Verunsi- 
cherung, die sich in den 1960er Jahren in einem wachsenden 
Misstrauen gegenüber den Hilfsorganisationen niederschlug 
(Lingelbach 2009, S. 288-293, S. 409-414; Lingelbach 2011; 
Wagner 2019). Wieder herrschte Unsicherheit, ob die Gaben 
tatsächlich diejenigen erreichten, die Not litten. Dieses Miss- 
trauen wuchs vielleicht gerade auch aufgrund der transnatio- 
nalen Expansion des Spendenmarktes. Die Entstehung von 
Patenschaftsorganisationen ist in diesem Kontext zu verste- 
hen. Mit der personalisierten Hilfe von Mensch zu Mensch 
hofften viele Spender*innen, eine Garantie für die Wirksam- 
keit ihrer Gaben zu erhalten (Wagner 2019). Auch Sachspen- 
den mögen teilweise dem Wunsch nach einer personalisierten 
Spende entsprochen haben. 

Für die europäische Spendengeschichte der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts spielen sicherlich die in den unmittelba- 
ren Nachkriegsjahren von den USA nach Europa und insbe- 
sondere nach Deutschland versandten Care-Pakete eine wich- 
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tige Rolle, die bei vielen Empfanger*innen einen tiefen Ein- 
druck hinterließen und sich ins kollektive Gedächtnis ein- 
schrieben. In der frühen Bundesrepublik gaben Spender*in- 
nen häufig an, dass sie die selbst empfangenen Care-Pakete 
mit Dankbarkeit erinnerten und durch ihre eigenen Spenden 
gewissermaßen etwas zurückgeben wollten (Ilgen 2012; Soch 
2018; Wagner 2019, S. 208). 

Die besondere Wirkung der Care-Pakete ergab sich, wie 
sich aus Zeitzeugenaussagen entnehmen lässt, aus der Materi- 
alität der in ihnen verschickten Gaben. Die Pakete, deren In- 
halt genormt war, enthielten auch Luxusartikel wie Zigaretten 
und Schokolade sowie amerikanische Produkte wie Corned 
Beef, die in Deutschland exotisch anmuteten. Die Materialität, 
das Aussehen und der Geschmack dieser Konsumartikel 
machte sie zu etwas Besonderem, das ihnen auch Geschenk- 
charakter verlieh und in der Erinnerung haften blieb. Für die 
Spender*innen erfüllte diese Art der Gabe ebenfalls den 
Wunsch, Hilfe ‚von Mensch zu Mensch‘ zu leisten. Die Mate- 
rialität der Gaben spielt in ähnlicher Weise vielleicht auch in 
akuten Notstandssituationen eine Rolle, angesichts derer or- 
ganisierte Sammlungen von Lebensmitteln, Medikamenten, 
Kleidern, Spielzeug oder anderen Alltagsgütern in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts und bis in die Gegenwart hinein 
eine gängig Spendenform sind. 

Die Sachspenden, die mit der ‚neuen Mitleidsökonomie‘ in 
den letzten Jahren auch für die laufende Grundversorgung 
eine neue Bedeutung eingenommen haben, sind von dieser 
Tradition sicherlich nicht völlig loszulösen. Dennoch bleibt es 
ungewiss, ob sie als Anzeichen eines geschärften Bewusstseins 
für eine zugespitzte Armutslage zu lesen sind. Entscheidender 
ist für ihre Entwicklung sicherlich die angesichts der zuneh- 
menden Umweltprobleme wachsende Kritik an einem ver- 
schwenderischen Ressourcenverbrauch (König 2019). Diese 
Kritik wurde seit den 1970er Jahren im Zusammenhang mit 
einem sich langsam entwickelnden ökologischen Bewusstsein 
lauter, knüpfte aber auch an eine ältere, teilweise religiös be- 
gründete Konsumkritik an (Oldenziel/Veelis 2016). Hinzu 
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kommt der allgemeine Trend, dass die seit den 1970er Jahren 
wachsende Fortschrittsskepsis mit einer Neubewertung der 
Kategorien ‚alt‘ und ‚neu‘ bzw. ‚modern‘ einherging: Das 
Wohnen in Altbauten erschien vielen nun als attraktiv, mo- 
derne Betonbauten hingegen erlebten in ihrer Popularität ei- 
nen jähen Absturz (Haumann/Hoschek 2020). Auch Floh- 
märkte wurden in dieser Zeit immer beliebter. Durch das 
Internet konnte sich der Second-Hand-Handel in den letzten 
Jahrzehnten schließlich große neue Märkte erschließen, wo- 
mit die Akzeptanz von Gebrauchtwaren noch weiter zuge- 
nommen hat (König 2019, S. 131 £.). 


4 Motive der Freiwilligen und Spendenden 


‚Mitleid‘ hat als Analysekategorie in der Geschichtswissen- 
schaft bislang kaum Beachtung gefunden und ist erst in den 
letzten Jahren zunehmend zum Untersuchungsgegenstand ge- 
worden. Die traditionelle Politikgeschichte, die bis in die 
1960er Jahre hinein in der Geschichtswissenschaft vorherr- 
schend war, interessierte sich für Politiker und Diplomaten 
und begeisterte sich vor allem für strategische Meisterdenker, 
die anscheinend mit kühlem Kopf allein ihrer Ratio folgten. 
Mit dem Erstarken der Sozialgeschichte in den 1970er Jahren 
rückten zwar Armut und soziale Ungleichheit in den Fokus, 
womit auch die Sozialfürsorge zum Untersuchungsthema 
wurde. Auch diese Forschungen bestimmte jedoch die Vor- 
stellung des homo oeconomicus. Die Gesellschaftsgeschichte, 
die ihren Fokus fast ausschließlich auf das 19. Jahrhundert 
richtete, deutete freiwilliges bürgerliches Engagement in der 
Armenfürsorge zunächst ausschließlich vor dem Hintergrund 
des Klassengegensatzes: als einen aus Revolutionsängsten ge- 
speisten gezielten Versuch, die Arbeiterschaft zu befrieden, als 
Mittel der Sozialdisziplinierung und als Streben nach sozialer 
Distinktion (Sachße/Tennstedt 1986). Auch die Aussicht auf 
ökonomische Gewinne oder berufliches Fortkommen hat die 
Forschung in vielen Kontexten als Motiv für freiwilliges sozi- 
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ales Engagement beobachtet. Im 19. Jahrhundert etwa wurden 
üblicherweise Spendenlisten in der Presse veröffentlicht, was 
Unternehmern für Werbezwecke dienen konnte (Wadding- 
ton 2009, S. 67-70). 

Bei der Akzeptanz solcher Motive ist hier allerdings zwi- 
schen Spenden und Freiwilligenarbeit zu unterscheiden. Für 
Geld- oder Sachspenden wurden sie im 19. und 20. Jahrhun- 
dert offenbar weithin als legitim angesehen. Anders sah es für 
die Freiwilligenarbeit aus. Für sie wurde in der Öffentlichkeit 
lange Zeit suggeriert, dass sie aus Selbstlosigkeit und Idealis- 
mus heraus ausgeübt werden solle. Das galt insbesondere für 
Frauen, die sich sozial engagierten. Die Forderung nach idea- 
listischen Beweggründen war in ihrer Anfangszeit oft religiös 
unterlegt. Sie war außerdem darauf angelegt, die traditionelle 
Geschlechterordnung zu stützen, denn sie war weithin mit 
dem Ziel verbunden, Frauen von der Erwerbsarbeit fernzuhal- 
ten. Mit dem freiwilligen Engagement sollten sie Verzicht 
üben und von dem Gedanken Abstand nehmen, materiellen 
Gewinn aus ihrer Arbeit zu ziehen (Krüger 2016, S. 140-154). 
Inwieweit die Freiwilligen selbst dieser Erwartungshaltung zu 
entsprechen versuchten oder gar entsprachen, ist freilich eine 
andere Frage, auf die sich in den Quellen nicht immer eine 
Antwort finden lässt. Es überrascht wenig, dass die Bereit- 
schaft, eigennützige Motive offen einzugestehen mit deren all- 
gemeiner Akzeptanz wuchs. Erst seit den 1960er Jahren wurde 
Freiwilligen beiderlei Geschlechts öffentlich zunehmend zu- 
gestanden, aus ihrem Engagement auch einen Gewinn für sich 
selbst zu ziehen. Vor allem die Vorbereitung oder Weiterqua- 
lifikation für das Erwerbsleben wurde nun als vernünftiger 
und angemessener Beweggrund anerkannt (Krüger 2016, 
S. 155-157). 

In jüngster Zeit betonten Historiker*innen zumeist, dass 
hinter freiwilligem sozialen Engagement selten nur ein Motiv 
stand, sondern dass in der Regel ein Bündel an Beweggründen 
zusammenkam (Lingelbach 2009, S. 398-408; Waddington 
2009). Diese Erkenntnis ist sicherlich zum einen das Resultat 
der intensivierten Forschungsanstrengungen zum Thema. 
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Zum anderen lenkte die kulturgeschichtliche Wende den Blick 
seit den 1980er und 90er Jahren nochmals auf andere Fakto- 
ren. Nun rückte freiwilliges Engagement zum Beispiel im 
Kontext der Forschungen zu Nationalismus und Nationsvor- 
stellungen in den Fokus der Historiographie (z.B. Reder 
1998). Historiker*innen deuteten es nun auch als Ausdruck 
des nationalen Bekenntnisses und des Strebens nach nationa- 
ler Kohäsion. Besonders für diskriminierte Gruppen, etwa für 
Frauen oder für das jüdische Bürgertum, konnte mit ihm der 
Wunsch nach Teilhabe und staatsbürgerlicher Anerkennung 
verbunden sein (Krüger 2006, S. 53-91). 

Erst in den letzten Jahren hat sich auch die Zeitgeschichts- 
forschung der Zivilgesellschaft zugewandt und mit Blick auf 
die 1970er Jahre hervorgehoben, dass auch mit sozialem En- 
gagement in dieser Zeit vielfach politische Ziele verbunden 
waren, die nicht mehr nur national, sondern oftmals interna- 
tional oder humanitär ausgerichtet waren (Brewis/Götz/ 
Werther 2020). Unverhältnismäßig wenig Aufmerksamkeit ist 
demgegenüber dem Rückgang kirchlicher Bindungen und re- 
ligiöser Motivationen im 20. Jahrhundert zugekommen. Der 
konservative britische Historiker Frank Prochaska argumen- 
tiert, dass die nachlassende Bedeutung von Kirche und Reli- 
gion den Freiwilligensektor nachhaltig geschwächt haben 
(Prochaska 2006; Prochaska 2011). Zahlreiche andere Histori- 
ker*innen bestreiten indes, dass eine solche Schwächung statt- 
gefunden hat (Hilton/McKay 2009). Die sich daraus erge- 
bende Frage, welche Rolle der Religion auch bei nachlassender 
Kirchlichkeit gegebenenfalls weiterhin zukommt oder ob und 
inwiefern andere weltanschauliche Überzeugungen an ihre 
Stelle getreten sind, ist kaum erforscht. Um das Verhältnis der 
neuen Mitleidsökonomie zu älteren Formen freiwilliger sozi- 
aler Gaben oder Dienste zu bestimmen, müsste ihr nachge- 
gangen werden. 

Mit dem Aufkommen der Emotionsgeschichte, die im 
breiten Feld der Historiographie erst in den allerletzten Jahren 
an Bedeutung gewonnen hat, nehmen einige Historiker*innen 
allerdings für das 19. Jahrhundert nun auch religiöse oder ge- 
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sellschaftliche ‚Pflichtgefühle‘ als eigenständige Motive ernster 
(Waddington 2009). Die Emotionsgeschichte fragt nicht mehr 
nur nach zweckrationalen instrumentellen Motivationen, 
sondern auch nach der Rolle gefühlsgeleiteter Entscheidun- 
gen. Solche werden jetzt auch für die bürgerliche Wohltätig- 
keit herausgearbeitet. 

Die Geschichte des ‚Mitleids‘ bleibt gleichwohl noch zu 
schreiben. Die Historikerin Ute Frevert widmet dem Mitleid 
(bzw. der Empathie, der sie das Mitleid unterordnet) zwar in 
zweien ihrer emotionsgeschichtlichen Werke ein Kapitel (Fre- 
vert 2013, S. 44-74; Frevert 2020, S. 106 £.), klare historische 
Entwicklungslinien treten darin aber kaum hervor. Abgesehen 
davon, dass Frevert für die Zeit des Nationalsozialismus auf 
den Mangel an Mitgefühl gegenüber den Verfolgten, Gefolter- 
ten und Ermordeten hinweist und für die zweite Hälfte des 20. 
Jahrhunderts eine zunehmende „Erwartung und Bereitschaft, 
fremdes Leid zu lindern“ beschreibt (Frevert 2020, S. 215, 
siehe dazu außerdem Frevert 2013, S. 70-74). 

Die historische Forschung bemüht sich in den letzten Jah- 
ren verstärkt darum, auch die Empfänger*innen freiwilliger 
Sozialleistungen in den Blick zu nehmen (Gosling 2019, S. 33 
f.). Sie steht hier aber vor dem historiographischen Grund- 
problem, dass die überlieferten Quellen oftmals von Eliten 
verfasst wurden, während den sozial schwächer gestellten Be- 
völkerungsgruppen die Fähigkeiten, Ressourcen oder Netz- 
werke fehlten, um das Wort zu ergreifen - dies galt bereits für 
mündliche Äußerungen, noch mehr aber freilich für schriftli- 
che (klassisch hierzu: Spivak 2007). So liegen aus dem 19. und 
frühen 20. Jahrhundert aus Hand von Spendenempfänger*in- 
nen kaum Quellen vor. 

Relativ leicht lässt sich aus den Quellen allenfalls die Er- 
wartungshaltung rekonstruieren, die die Spendenden den Ga- 
benempfänger*innen entgegenbrachten. Im Gegenzug für 
ihre Gaben sollten die Beschenkten Dankbarkeit zeigen, De- 
mut üben und sich bürgerlichen Wertvorstellungen anpassen. 
Wurden diese Erwartungen in den Augen der Spendenden 
nicht erfüllt, hielten sie die Empfänger*innen für unwürdig 
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und konnten ihnen weitere Gaben verwehren (Sachße/ 
Tennstedt 1998, S. 28-39). Die Arbeiterbewegung kritisierte 
diesen mit der Privatwohltätigkeit verbundenen Paternalis- 
mus und das dadurch entstehende Abhängigkeitsverhältnis. 
Es lässt sich annehmen, dass diese Kritik die Einstellungen der 
Empfänger*innen weitgehend spiegelte. Gesicherte Aussagen 
lassen sich hier aber aufgrund der spärlichen Quellenlage nur 
schwer treffen. 

Ein auffälliger Unterschied im Verhältnis von Spendenden 
und Empfangenden in 1900 und um 2000 ist sicherlich darin 
zu sehen, dass soziale Unterschiede in der Gegenwart zwar 
massiv weiterbestehen, aber nicht mehr durch ein derart ein- 
deutiges Klassenbewusstsein flankiert werden, wie es im Zeit- 
alter der Industrialisierung für Arbeiterschaft und Bürgertum 
bestanden und die zeitgenössischen Deutungen beeinflusst 
hatte. 


5 Fazit 


Es wäre zu kurz gegriffen, den Effekt der bürgerlichen Wohl- 
tätigkeit des 19. und beginnenden 20. Jahrhunderts einseitig 
in einer Verfestigung der sozialen Hierarchien zu sehen. Die 
bürgerliche Wohltätigkeit schärfte in Teilen des Bürgertums 
das Bewusstsein für soziale Ungleichheit und konnte durchaus 
auch in Initiativen münden, die langfristig die Herausbildung 
einer sozialstaatlichen Absicherung unterstützten. Bürgerli- 
che Spenden konnten zum Beispiel auch Streikkassen füllen 
und so zur Stärkung der Arbeiterbewegung beitragen. Die an- 
gestrebte Verbürgerlichung der Arbeiterschaft ging hier zu- 
mindest teilweise auch mit einer Annäherung bürgerlicher So- 
zialreformer'innen an die Positionen der Arbeiterbewegung 
einher. Ähnlich ließe sich für die neue Mitleidsökonomie fra- 
gen, in welchem Maße und unter welchen Bedingungen die 
problematische Ökonomisierung des Humanitären auch mit 
einer Humanisierung der Ökonomie einhergehen könnte. 
Ein wesentlicher Unterschied zwischen dem Zeitalter der 
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Industrialisierung und der Gegenwart ist sicherlich, dass das 
wohltatige Engagement von damals oft mit der sozialreforme- 
rischen Zuversicht einherging, dass es einen Schritt in eine 
bessere Zukunft vollziehen helfe, wahrend heute bei vielen Ini- 
tiativen die Resignation angesichts einer Uberforderung des 
Sozialstaates im Vordergrund steht. Dies könnte dahin füh- 
ren, dass der Status quo hingenommen und beibehalten wird, 
sofern nicht die Träger*innen der ‚neuen Mitleidsökonomie‘ 
ihre Aktivitäten auch dazu nutzen, vehement auf die Proble- 
matik der wachsenden Armut und der auseinanderklaffenden 
Armutsschere hinzuweisen und Veränderungen einzufor- 
dern. 
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Am Ende der Armutsbekampfung? 


Eine menschenrechtliche Kritik 
der Mitleidsökonomie 


Franz Segbers 


1 Tafeln: Indiz für ein neues Arrangement 
des Sozialstaats oder ein Skandal? 


Tafeln und andere armutslindernde Maßnahmen wie Kleider- 
kammern oder Suppenküchen waren nie gänzlich verschwun- 
den, sie sind aber im Zuge der sozialstaatlichen Nachkriegs- 
entwicklung in Deutschland zu einem gesellschaftlichen 
Randphänomen geworden. Doch ihre Anzahl nahm bereits ab 
Anfang der 1990er Jahre und damit vor den Agendareformen 
zu, erhielt allerdings einen rasanten Schub seit 2004 und den 
Reformen in dieser Zeit. Insbesondere die Tafeln schienen 
symptomatisch für das neue Regime des bundesdeutschen So- 
zialstaats zu sein und sich also bestens in dieses einzufügen: 
Durch die Vernichtung der Arbeitslosenhilfe sowie die Etab- 
lierung und Förderung eines Niedriglohnsektors haben die 
Reformen am Arbeitsmarkt die Verarmung der Erwerbslosen 
aktiv betrieben. Diese haben durch die Sozialreformen Rechts- 
ansprüche verloren und finden nunmehr bei den Tafeln barm- 
herzige Hilfe (vgl. Segbers 2010; Selke 2010) Das Grundprin- 
zip der Tafeln ist so einleuchtend wie problematisch. Über- 
schüssige Waren aus Supermärkten werden von Freiwilligen 
an bedürftige Personen verteilt.' Die Präambel der Grunds- 


1 Im Jahr 2015 kamen im Bereich der Produktion, der Verarbeitung und 
des Handels 34 Prozent der erzeugten Lebensmittel in den Abfall. Das 
entspricht einer Menge von 4,1 Millionen Tonnen. Im Groß- und Einzel- 
handel entstehen 0,5 Millionen Tonnen (bzw. 4 Prozent) der Lebensmit- 
telabfälle (vgl. BMEL 2023). 
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atze, die einzuhalten sich alle Mitglieds-Tafeln des Bundesver- 
bands Deutsche Tafel e.V. verpflichten, formuliert: „Nicht alle 
Menschen haben ihr täglich Brot - und doch gibt es Lebens- 
mittel im Uberfluss. Die Tafeln in Deutschland bemithen sich 
hier um einen Ausgleich“.’ 

Parallel zu den Agendareformen haben sich aber nicht nur 
die Tafeln, sondern ein ganzes System der Armutslinderung 
in Gestalt einer ,,Mitleidsbkonomie“ mit Kleiderkammern, 
Tafeln, Suppenküchen, Sozialkaufhäusern etc. neu etabliert 
(Kessl/Schoneville 2021). Das gutgemeinte Angebot für die 
Bedürftigen weitet sich in der jüngeren Vergangenheit weiter 
aus: Es gibt inzwischen Kindertafeln, koschere Tafeln für Ju- 
den, Tiertafeln, sogar Medikamenten-Tafeln oder niedrig- 
schwellige Essensangebote an unterschiedlichen Stellen und 
eine ausdifferenzierte Landschaft von Sozialkaufhäusern. 
Diese Verstetigung der neuen Mitleidsökonomie führt jedoch 
nicht zur gesellschaftlichen Inklusion, sondern steht in der 
Gefahr, Exklusionsprozesse zu verstärken. Denn die neue Un- 
terschicht wird zwar umfassender versorgt, doch gerade 
dadurch in einer Parallel-Ökonomie sozial ausgegrenzt. 

Das Skandalöse daran ist, dass in ihr zwei polare Sachver- 
halte zusammenkommen, einerseits der gesellschaftlich ver- 
fügbare Reichtum, der sich in den zu verteilenden Resten aus- 
drückt, und andererseits die Armut derer, die auf diesen Rest 
verwiesen werden. Die Mitleidsökonomie - und dies trifft in 
besonderem Maße für die Tafeln zu - ist also „ein originäres 
Phänomen der Überflussgesellschaften“ (Lorenz 2012, S. 281). 
Wenn die Uberschussproduktion ins Stocken gerat, fordern 
die Tafeln konsequenterweise staatliche Unterstiitzungsgel- 
der” oder werben bei Kund*innen von Supermärkten um Le- 
bensmittel-Zukäufe. Sie erzeugen sich so ihre sekundäre Le- 
bensmittelvermarktung selbst. Systematisch produzierte 
Überschüsse erhalten, auch wenn sie ihren Tauschwert in den 
Supermärkten verloren haben, in einem sekundären Waren- 


2 Aus der Präambel der „Tafel-Grundsätze“ (Tafel Deutschland o. J.). 
3 Tafeln bekommen immer weniger Lebensmittel-Spenden (SWR 2021). 
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kreislauf bei der „Vermarktung“ in Tafelläden einen neuen 
Wert. Die Güter verlieren zwar ihren Verkaufswert und stellen 
nur noch einen nicht mehr verwertbaren Überfluss dar, der als 
Abfall entsorgt werden müsste, aber durch die Tafeln erhalten 
diese Güter einen neuen Wert (vgl. Kessl 2021, S. 162; Kessl/ 
Schoneville 2021, S. 356 f.) 

So entsteht ein Parallelmarkt, der einen normalen Markt 
simuliert. Der ,,Tafelladen Ulm“ beschreibt sich folgenderma- 
ßen: „Diese Lebensmittel werden von ehrenamtlichen Helfern 
abgeholt, sortiert, in einem Ladenlokal mit Selbstbedienung 
angeboten und zu circa einem Drittel des regulären Laden- 
preises an Kunden verkauft. Jeder Kunde bestimmt selbst, was 
er kauft [...] Zum Einkauf in einem Tafelladen braucht man 
eine Kundenkarte“ (DRK o. J.).* Die Tafelträger haben in den 
„Tafelläden“ einen eigenen „Arme-Leute-Markt“ für „Tafel- 
Kunden“ geschaffen, die mit einer „Kundenkarte“ zum Kauf 
berechtigt sind. Der Kund*innenbegriff ist eine Begriffsschi- 
märe und kann nicht verbergen, dass die meisten Tafelnut- 
zer*innen eine tiefe Scham wegen ihrer Hilfebedürftigkeit o- 
der ihrer Selbstausgrenzung, die bei jedem Tafelbesuch 
aktualisiert wird, erleiden (vgl. Caritas in NRW 2011, S. 65 f.; 
Lorenz 2012, S. 21 ff.; Kessl 2021, S. 153). Die „Kunden“ kön- 
nen ihre Bedürfnisse als Konsument*innen an einem eigenen 
Ort nur „im Modus der Abhängigkeit vom Mitleid anderer“ 
(Kessl/Schoneville 2021, S.358) befriedigen. Längst haben 
sich die Angebote der neuen Mitleidsökonomie als ein Quasi- 
Regelangebot im „Schatten des Sozialstaates“ (Kessl/Schone- 
ville 2021, S. 361) etabliert. 

Die Tafelbewegung, an der im Folgenden eine menschen- 
rechtliche Kritik der neuen Mitleidsökonomie konkretisiert 
werden soll, setzt sich in ein Verhältnis zu den etablierten 
Wohlfahrtsverbänden und gibt sich zugleich als eine der größ- 
ten sozial-ökologischen Bewegungen im Lande aus (Brühl 
2021, S. 5). Teilweise wird die Tafelbewegung auch als eine 


4 Fast 90 Prozent der Tafeln erheben einen kleinen symbolischen Kosten- 
beitrag (Dietz/Wegner 2021, S. 51). 
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neue ,,Form sozialer Arbeit“ (Dietz/Wegner 2021, S. 23) ver- 
standen und in eine Entwicklungsdynamik zur Professionali- 
sierung eingefügt (vgl. ebd., S. 20). Einschrankend wird zwar 
anerkannt, dass die Tafeln „den Rechtsanspruch keinesfalls 
(auch nicht zum Teil) erfüllen, einschränken oder ersetzen“ 
(ebd., S. 23 f.) können. Doch gegen Versuche, die Tafeln als 
eine neue Form Sozialer Arbeit zu verstehen und sie wie die 
Soziale Arbeit seit dem 19. Jahrhundert zu professionalisieren, 
ist kritisch einzuwenden, dass die Professionalisierung ehe- 
mals armutsfürsorglicher Angebote Teil der Entwicklung 
wohlfahrtsstaatlicher Sicherungs- und Fürsorgesysteme war 
(vgl. Kessl/Schoneville 2021, S. 362 f.). Die Motive und Entste- 
hungsgriinde, die zur Ausgestaltung des Sozialstaates und der 
Etablierung sozialer Rechte geführt haben, lassen sich dabei zu 
einem nicht unwesentlichen Teil darin ausmachen, dass nicht- 
staatliche und zivilgesellschaftliche Organisationen nicht aus- 
reichende Kraft entwickeln konnten, die Armutsfrage zu lö- 
sen. Entscheidend ist die Einsicht, dass die Ausformung und 
Etablierung von sozialen Rechten eine Antwort auf die Unzu- 
länglichkeit zivilgesellschaftlichen Arrangements darstellen. 
Der Kontext, in dem im 21. Jahrhundert mitleidsökonomische 
Angebote professionalisiert werden sollen, ist ein Sozialstaat, 
der sich in einem grundlegenden Strukturwandel befindet. 
Das entscheidend Neue an der Mitleidsökonomie lässt sich 
daher auch gerade darin zeigen, dass ihre Angebote nicht mit 
Rechtsansprüchen verbunden sind. 

Die institutionalisierte Gewährleistung der Existenzsiche- 
rung im Recht hat das Bundesverfassungsgericht in seiner 
wegweisenden Entscheidung vom 09.02.2010 mit dem 
„Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen 
Existenzminimums“ präzisiert und dem Sozialstaat die Auf- 
gabe zugewiesen, „jedem Hilfebedürftigen diejenigen materi- 
ellen Voraussetzungen zu [sichern], die für seine physische 
Existenz und für ein Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaft- 
lichen, kulturellen und politischen Leben unerlässlich sind“ 
(BVerfGE 1 BvL 1/09, 1 BvL 3/09 und 1 BvL 4/09). Eine Ge- 
sellschaft genügt deshalb dem Verfassungsauftrag nicht, wenn 
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in ihr Menschen darauf angewiesen sind, dass die materiellen 
Voraussetzungen fiir ihre Existenz durch das private Engage- 
ment bei Tafeln gewahrleistet wird. Den Verfassungsauftrag 
kann der Staat weder ganz noch teilweise an zivilgesellschaft- 
liche Organisationen delegieren oder es dem Zufall tiberlas- 
sen, welche Nahrungsmittel, in welchen Mengen, für wen und 
an welchen Orten gespendet werden (vgl. Möhring-Hesse 
2014, S.202f.). Die folgenden Ausführungen wollen den 
wohlfahrtsstaatlichen Strukturwandel aufspiiren, dessen 
exemplarischer Ausdruck die Tafeln wie die neue Mitleids- 
ökonomie insgesamt sind. Dabei bilden die sozialen Rechte 
von Hilfebedürftigen, wie sie insbesondere im Sozialpakt for- 
muliert sind, den normativen Maßstab. 


2 Unterschätzt: die Bedeutung sozialer Rechte 
für die Armutsbekämpfung 


Dass Armut eine Verletzung von Menschenrechten ist und 
dass die Menschenrechte wiederum ein geeignetes Instrument 
für die Armutsbekämpfung darstellen könnten, spielt in der 
Armutsforschung eine eher marginale Rolle (vgl. Segbers 
2016b). In der soziologischen oder sozialpolitischen Literatur 
wird nur äußerst selten und wenn dann eher ablehnend Bezug 
auf den Menschenrechtsdiskurs genommen (vgl. Möhring- 
Hesse 2008). Michael Krennerich (2007, S. 129) beklagt, dass 
der sozialpolitische Diskurs in Deutschland über Armut 
„noch weitgehend ohne Menschenrechtsbezüge“ auskomme. 
Es gäbe eine Scheu, „die Überwindung sozialer Missstände 
und struktureller Benachteiligungen als eine menschenrecht- 
liche Verpflichtung auszuweisen“ (ebd.), obwohl Armut ein 
„Frontalangriff auf die Menschenwürde“ (ebd.) sei und damit 
eine Verletzung eines der diese Würde schützenden Men- 
schenrechts. Der verwehrte oder nicht gewährte Zugang zu 
angemessener Nahrung oder zur Energieversorgung stellt 
nicht allein ein sozialpolitisches Problem dar, dessen Lösung 
im Ermessen der politischen Entscheidungsträger liegen 
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könne: „Es handelt sich auch um ein Problem der Verletzung, 
des ungenügenden Schutzes und der unzureichenden Umset- 
zung völkerrechtlich verbindlicher Rechte“ (Krennerich 2013, 
S. 12, Hervorhebung im Original). 

Völkerrechtliche Vorgaben nehmen den Staat in anderer 
Weise und Verbindlichkeit in Pflicht als dies ein ausgebautes 
Arbeits- und Sozialrecht tun könnte. Sie beschreiben nämlich 
die Verpflichtung des Staates, die soziale Ordnung auf ein ide- 
ales Ziel hin zu orientieren. Rechtebasierte Ansätze zur Be- 
kämpfung von Armut, die auf einer gegebenenfalls auch ein- 
klagbaren Rechtebasis beruhen, gehen davon aus, dass 
Hilfebedürftige einen gerechtfertigten Anspruch oder ein 
Recht auf Unterstützung haben. Bei diesen sozialen Rechten 
handelt es sich um Leistungsrechte, die an den Staat adressiert 
werden. Und der Staat steht in der Pflicht, die Rechte zu res- 
pektieren, zu schützen und zu erfüllen. Auch wenn das 
Grundgesetz eine „Sozialstaatsklausel“ (Art. 20 GG; Art. 28 
Abs. 1 GG) enthält, so „tendiert der unmittelbare materiell- 
rechtliche Regelungsgehalt des Sozialstaatsprinzips gegen 
Null“ (Kaufmann 2003a, S. 47). Es umfasst keine sozialen 
Grundrechte, sondern formuliert nur ein zudem hoch abs- 
traktes Staatsziel, das der Entfaltung und Präzisierung durch 
den Gesetzgeber und die Rechtsprechung bedarf, aber keinen 
Rechtsanspruch der Bürger gegenüber dem Staat entfaltet. 
Anders als die sozialen Menschenrechte stärkt ein abstraktes 
Staatsziel nicht die Rechtsposition der Bürger. 

Die sozialen Menschenrechte haben ihren Entstehungsort 
in Auseinandersetzungen, die sich historisch von mitleidsba- 
sierten Formen der Wohltätigkeit absetzten und einen rechts- 
basierten, universellen und unteilbaren Anspruch aller auf ein 
Leben in Würde als Recht formulierten. Auch wenn die Tafel- 
bewegung ihren „besonderen Charakter der konstitutiven Zu- 
sätzlichkeit“ (Dietz/Wegner 2021, S. 23 f.) konzediert, ist sie 
nicht in der Lage, komplementär oder unterstützend an die 
Seite der Pflichten zu treten, die zu erfüllen in Verantwortung 
des Staates stehen. Der Staat ist der Akteur, der durch grund- 
rechtliche und völkerrechtliche „Vorgaben verpflichtet“ 
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(BVerfGE 132, 134-179, Rz 68) ist und allein in der Lage ist, 
ein menschenwiirdiges Existenzminimum fiir alle zu gewahr- 
leisten. Wenn der Rechtsphilosoph Thomas Pogge (2007, 
S. 95) von den „Menschenrechte[n] der Armen“ spricht, be- 
tont er den emanzipatorischen Charakter als Freiheitsrechte, 
die niemals einfach schon gegeben sind, sondern immer Teil 
eines Kampfes um das konkrete Recht sind. 


3 Die „Freiheit von Furcht und Not“: Leitmotto der 
sozialen Menschenrechtsarchitektur 


Die politische und ökonomische Aufarbeitung des dramati- 
schen Ausmaßes der Großen Weltwirtschaftskrise führt zu ei- 
ner regelrechten Umkehr der bisherigen politischen und öko- 
nomischen Grundannahmen und schafft Raum für ein neues 
Staatsverständnis. Der Staat gilt nicht mehr als die Instanz, die 
die bürgerlichen Freiheiten bedroht. Vielmehr übernimmt er 
Verantwortung für das soziale Wohlergehen seiner Bürgerin- 
nen und Bürger und sichert dadurch deren bürgerliche Frei- 
heiten. Eine Antwort auf die sozialen Verwerfungen in der 
Weltwirtschaftskrise von 1929 bis 1933 war die Entdeckung 
der Bedeutung des Rechts und der Menschenrechte für den 
nachhaltigen Schutz vor Armut und sozialer Unsicherheit. 
Auch wenn die Idee sozialer Rechte älter ist und bis in die Zeit 
der Französischen Revolution zurückreicht, so ist die Vorstel- 
lung neu, dass den Menschen als Bürgern soziale Rechte als 
Menschenrechte zustehen. Die Verknüpfung wirtschaftlicher 
und sozialer Rechte mit dem Anspruch der Menschenwürde 
ist im Wesentlichen eine Leistung der vierziger Jahre des 20. 
Jahrhunderts (vgl. Kaufmann 2003b, S. 85, Anm. 23). 

Die „Atlantic Charta“ von 1941 (Wikipedia o. J.) prägte 
das Leitmotto der „Freiheit von Furcht und Not“, das in der 
„Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ (1948), dem 
„Sozialpakt“ (1966) und weiteren Dokumenten Aufnahme ge- 
funden hat. Das Versprechen der Freiheit von existenziell-so- 
zialer Furcht und von materieller Not wurde zu einem wirk- 
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mächtigen Programmimpuls für eine internationale wohl- 
fahrtsstaatliche Entwicklung. 

Vergleichbare Bestrebungen zeichneten sich auf der be- 
deutenden Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion im Jahr 1944 ab, die in ihrer „Erklärung von Philadelphia“ 
(ILO 1944) eine Reihe von Rechten, Verbesserung der Lebens- 
bedingungen, Arbeitsschutz, Anerkennung des Rechts auf 
Kollektivverhandlungen, Ausbau der sozialen Sicherheit, ein 
Mindesteinkommen sowie Vollbeschäftigung forderte (vgl. 
Supiot 2011). Erstmals ist darin vom Recht aller Menschen auf 
„materiellen Wohlstand“ und „wirtschaftliche Sicherheit“ die 
Rede (ebd., S. 20). Gefordert wird eine Rechtsordnung, die 
dazu beitragen soll, „einen besseren Lebensstandard in größe- 
rer Freiheit zu fördern“. Die „Erklärung von Philadelphia“ 
kann deshalb als Geburtsstunde einer völkerrechtlichen Sozi- 
alstaatsprogrammatik gelten. 

Nach 1945 ist ein beachtlicher Prozess der rechtlichen Ko- 
difizierung sozialer Menschenrechte in Gang gekommen. Un- 
ter der Programmformel „Soziale Sicherheit“ (Art. 22) wird in 
der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ das Leit- 
bild einer allgemeine Teilhabe gewährleistenden Gesellschaft 
durchbuchstabiert, indem einzelne Rechte wie ein Recht auf 
Arbeit (Art. 23), ein Recht auf angemessene Entlohnung (Art. 
23) ein Recht auf soziale Sicherheit (Art. 25) bei Arbeitslosig- 
keit, Krankheit, Invalidität oder Verwitwung sowie ein Recht 
auf einen angemessenen Lebensstandard (Art. 25) entfaltet 
werden. 

1948 wurden die „Allgemeine Erklärung der Menschen- 
rechte“ und im Jahr 1966 die beiden Menschenrechtspakte 
über bürgerliche und politische Rechte, der Zivilpakt, sowie 
der Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
(IPwskR), der Sozialpakt, verabschiedet. Die wsk-Rechte las- 
sen sich rechtlich hinreichend bestimmen, um gerichtlichen 
oder quasi-gerichtlichen Verfahren unterworfen werden zu 
können. Um jedoch justiziables Recht sein zu können, müssen 
sie durch eine innerstaatliche Rechtssetzung garantiert wer- 
den. Insofern war es ein bedeutsamer Schritt, als es 1966 ge- 
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lang, der rechtlichen Substanz der „Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte“ von 1948 in den beiden Zivil- und Sozi- 
alpakten auch eine völkerrechtlich bindende Form zu geben. 
Mit der Ratifizierung des Sozialpaktes und des Zivilpaktes der 
Vereinten Nationen haben sich die Bundesrepublik Deutsch- 
land und die DDR im Jahr 1973 völkerrechtlich verpflichtet, 
die Menschenrechte zu achten, zu schützen und zu gewähr- 
leisten (vgl. Krennerich 2013, S. 103 ff.). Der Sozialpakt ent- 
hält nicht nur vage Programmsätze, sondern konkrete Res- 
pektierungs-, Schutz- und Erfüllungspflichten: „Während 
Achtungspflichten (obligations to respect) die Staaten ver- 
pflichten, den Einzelnen nicht direkt oder indirekt an der Aus- 
übung seiner Menschenrechte zu hindern, bestehen Schutz- 
pflichten (obligations to protect) in der staatlichen Verpflich- 
tung, den Einzelnen gegen Eingriffe in seine Rechtspositionen 
durch Dritte zu schützen. Erfüllungspflichten (obligations to 
fulfil) verpflichten die Staaten, die Ausübung eines Rechts 
durch positive Leistungen überhaupt erst zu ermöglichen“ 
(Schneider 2004, S. 34). Auf jeder dieser drei Pflichtenebenen 
ist der Staat mit einem jeweils anderen Inhalt gefordert: Er res- 
pektiert das Recht, wenn er allen Mitgliedern einer Gesell- 
schaft den gleichen Zugang zu sozialen Rechten gibt; er 
schützt es, indem er Dritte daran hindert, jemandem seine 
Rechte wahrzunehmen; und er erfüllt es, indem er selbst Maß- 
nahmen ergreift, die Rechte umfassend zu realisieren. 

Der Sozialpakt enthält allgemeine und je nach den Bedin- 
gungen des jeweiligen Einzelstaates formulierte, aber dennoch 
rechtlich verbindliche Verpflichtungen. Seine herausragende 
Bedeutung besteht darin, dass er die Deklaration der „Allge- 
meinen Erklärung der Menschenrechte“ in eine verbindliche 
Rechtsform fasst und die Mitgliedsstaaten des Sozialpaktes in 
Verpflichtung nimmt. „General Comments“ (verbindliche 
Allgemeine Anmerkungen) interpretieren, präzisieren und le- 
gen die Normen des Sozialpakts aus. Der UN-Sozialrat über- 
prüft deren Einhaltung und fordert regelmäßige schriftliche 
Berichte von den Vertragsstaaten ein. 

Das Recht auf einen angemessenen Lebensstandard des 
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Art. 11 Sozialpakt (IPwskR) gehört zu den Rechten, deren in- 
haltliche Konkretisierung bereits bei der Erstellung am stärks- 
ten umstritten war und immer noch ist. Das Recht eines jeden 
auf einen angemessenen Lebensstandard schließt ein Recht 
auf ausreichende Ernährung, Bekleidung und Unterbringung 
ein sowie auf eine stetige Verbesserung der Lebensbedingun- 
gen. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, geeignete Schritte 
zu unternehmen, um die Verwirklichung dieses Rechts zu ge- 
währleisten. Die Aufzählung der Rechte in Art. 11 ist keines- 
wegs abschließend. Deshalb zählt Katharina Engbruch (2008, 
S. 246) angesichts der Bedeutung des Zugangs zu Energiequel- 
len für die Verwirklichung von Menschenrechten auch ein 
Recht auf Energie zu den Bestandteilen eines angemessenen 
Lebensstandards. 

Gegenüber der „Allgemeinen Erklärung der Menschen- 
rechte“ präzisiert der Sozialpakt das Recht auf einen Lebens- 
standard mit der Norm der Angemessenheit. Diese Rechts- 
norm in Art. 11 des Sozialpaktes ist nach Engbruch dann 
erfüllt, „wenn Individuen in einer Umgebung und unter Be- 
dingungen leben, die es ihnen ermöglicht, unter Bewahrung 
ihrer Würde am sozialen Leben teilzunehmen und ihre Rechte 
selbständig zu verwirklichen“ (Engbruch 2008, S. 102 f.). „An- 
gemessen“ ist ein Lebensstandard dann, wenn er den ökono- 
mischen und sozialen Ressourcen entspricht. So wird das 
„Recht auf einen angemessenen Lebensstandard“ in der „All- 
gemeinen Anmerkung Nr. 19 zum Recht auf soziale Sicher- 
heit“ als ein Niveau definiert, das auf die Herstellung eines 
Normalfalls abzielt: „Ein ‚angemessener Lebensstandard‘ wäre 
demnach ein am Normalfall orientierter, den gegebenen Um- 
ständen Rechnung tragender Lebensstandard. So umfasst das 
Recht auf soziale Sicherheit das Recht, ohne Diskriminierung 
Unterstützungen in Anspruch zu nehmen, beispielsweise bei 
zu geringem Arbeitseinkommen“ (UN 2007). Das „Recht auf 
einen angemessenen Lebensstandard“ (Art. 11 IPwskR) geht 
weit über das hinaus, was in der deutschen Debatte mit einem 
soziokulturellen Existenzminimum angesprochen wird. Ein 
am Normalfall orientierter Lebensstandard, der eine allge- 
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meine Teilhabe gewährleistet, ist die Norm. Es ist genau diese 
Verknüpfung von wirtschaftlichen und sozialen Rechten, die 
zu achten, zu schützen und zu gewährleisten staatliche Pflicht 
ist und auf die der*die Bürger*in ein Recht hat. 

Gefordert wird in Art. 2 des Sozialpaktes, dass die sozialen 
Menschenrechte „nach und nach“ realisiert werden sollen. 
Das bedeutet das Verbot eines Rückschritts (UN 1990, Rn. 9). 
Der erreichte Stand sozialer Rechte und Errungenschaften 
darf nicht mehr riskiert und zur Disposition gestellt werden. 
Der UN-Wirtschafts- und Sozialrat sah sich im Jahr 2011 des- 
halb zu einer Mahnung der Bundesregierung genötigt: „In die- 
sem Zusammenhang wiederholt der Ausschuss seine im Jahr 
2001 ausgesprochene Empfehlung, dafür zu sorgen, dass die 
von dem Vertragsstaat durchgeführte Reform der sozialen Si- 
cherung sich nicht rückschrittlich auf die im Pakt verankerten 
Rechte der einkommensschwachen Bevölkerungsschichten 
und der benachteiligten und der am Rande der Gesellschaft 
stehenden Bevölkerungsgruppen auswirkt und verweist den 
Vertragsstaat auf seine Allgemeine Bemerkung Nr. 19 (2008) 
über das Recht auf soziale Sicherheit“ (UN Wirtschafts- und 
Sozialrat 2011, Ziff. 21). 


5 Rückkehr der Unsicherheit im neoliberalen 
Zeitalter durch die Schwächung des Rechts 


Nach 1945 gab es einen ungewöhnlich breiten Konsens, der 
von den New Dealern in den USA über die westdeutschen 
Theoretiker der Sozialen Marktwirtschaft, der britischen La- 
bour Party bis zu den Vertretern einer „indikativen Wirt- 
schaftsplanung“ in Frankreich reichte. Es herrschte Einigkeit 
in der Absicht, die aktive Rolle des Staates zu stärken und die 
Freiheit der Märkte im Interesse der Allgemeinheit einzu- 
schränken, um die natürlichen Härten des Kapitalismus abzu- 
mildern. Zu den sozialpolitischen Implikationen dieses sozio- 
ökonomischen Paradigmenwechsels gehört es, dass die 
Gewährleistung sozialer Sicherheit durch soziale Grundrechte 
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zur Staatsaufgabe wurde. Die Bekampfung der Armut wurde 
somit nicht mehr armenfürsorglich angegangen, sondern 
dadurch, dass Teilhaberechte für alle in den als wichtig einge- 
stuften Lebensbereichen und Lebenslagen gewährt wurden. 
Armut wurde durch die Gewährleistung von Lebensperspek- 
tiven für alle Mitglieder der Gesellschaft bekämpft. 

Die Jahre von 1945 bis 1975 sind eine Epoche, die als Zeit 
des Wirtschaftswunders, der „Golden Thirties“ oder „Trente 
glorieuses“, gilt, da Arbeitslosigkeit, soziale Unsicherheit oder 
gar Armut besiegt zu sein schienen. Soziale Sicherheit wurde 
ausgebaut und Armut zu einem gesellschaftlichen Randphä- 
nomen. Trotz dieser insgesamt sozial wie auch ökonomisch 
erfolgreichen Epoche kam es ab den achtziger Jahren zu einer 
folgenreichen Abkehr von dieser Gesellschaftsentwicklung 
und zu einer neoliberalen Weltwirtschaft. Mit Margret That- 
cher in Großbritannien, Ronald Reagan in den USA und spä- 
ter Gerhard Schröder in Deutschland setzte sich ein Neolibe- 
ralismus mit seinen zentralen Projekten der Deregulierung, 
Privatisierung und Liberalisierung durch. Die Epoche eines 
sozial und gesellschaftlich eingebetteten Kapitalismus, der 
sich mit Sozialstaatlichkeit und sozialen Menschenrechten 
verbunden hatte, gehört seither der Vergangenheit an. Nicht 
mehr soziale Sicherheit, ein Ausbau des Sozialstaates und so- 
ziale Menschenrechte, sondern „mehr Markt und weniger 
Staat“ wurden zur neuen Programmformel. Diese formte den 
deutschen Sozialstaat in einen „Fürsorge-, Almosen- und Sup- 
penküchenstaat“ (Butterwegge 2015, S.73) um, der nicht 
mehr darauf angelegt ist, den Lebensstandard zu sichern, son- 
dern nur noch Minimalleistungen bereit zu halten. Diese wer- 
den nicht mehr als ein soziales Recht gewährt, sondern als Ge- 
genleistung für eine erbrachte Leistung, wie der hessische 
Ministerpräsident Roland Koch (2010) ausführte: „Wir müs- 
sen jedem Hartz-IV-Empfänger abverlangen, dass er als Ge- 
genleistung für die staatliche Unterstützung einer Beschäfti- 
gung nachgeht, auch minderwertiger Arbeit, im Zweifel in 
einer öffentlichen Beschäftigung“. Hilfebedürftige Menschen 
haben nicht mehr den Status von Rechteinhaber*innen, son- 


141 


dern stehen in einem Verhältnis von Leistung- und Gegenleis- 
tung und in einer Bringschuld, während der Staat von seiner 
Leistungspflicht zunächst entbunden wird. Die Inanspruch- 
nahme sozialstaatlicher Leistungen folgt keinem Solidaritäts- 
recht, sondern begründet - im Gegenteil - eine Pflicht auf Ge- 
genleistung. Der Vermittlungsvorrang nach § 4 SGB MI in 
irgendeine, auch prekäre Beschäftigung gegenüber einer Aus- 
bildung wandelt den*die Rechteeinhaber*in in eine*n Arbeits- 
bürger*in um. An der Frage, ob das Recht oder die Pflicht den 
Ausgangspunkt bildet, entscheidet es sich, wie Hilfebedürftige 
gesellschaftlich gewertet werden und welche Art von Hilfe sie 
von wem erwarten können. Das reziproke Verhältnis von 
Leistung- und Gegenleistung hebt auf die Pflicht der Hilfebe- 
dürftigen ab, hebelt Rechtsansprüche aus und sie zu einem 
Tauschakt (vgl. Segbers 2016a, S. 696-703). Das Recht auf 
Leistungen im Bedarfsfall wird in eine Pflicht zur Gegenleis- 
tung umgeformt. Die These, dass den Rechten auch entspre- 
chende Pflichten zur Seite stehen, scheint auf den ersten Blick 
plausibel und ist für ein Rechtsdenken dennoch höchst gefähr- 
lich, denn sie versperrt den Blick darauf, dass es in einer freien 
Gesellschaft Rechte und Pflichten gibt, die sich nicht gegensei- 
tig bedingen. Der*die Bürger*in hat beide und beide stehen für 
sich. Wenn eine Sozialleistung an eine Gegenleistung gebun- 
den wird, dann wird das soziale Grundrecht, das erst die Frei- 
heit des Menschen begründet, ausgehebelt. Es kann keine 
rechtliche Symmetrie zwischen Rechten und Pflichten geben. 
Ein Menschenrecht wie das Recht auf soziale Sicherheit darf 
aber keiner Vorleistung folgen, sondern ist ein freiheitsgewäh- 
rendes Recht. Menschen- und grundrechtlich verbriefte Sozi- 
alleistungen sind nicht das Ergebnis eines Tausches, sondern 
werden „um des Bedürftigen willen und nicht aus übergeord- 
neten staatspolitischen und polizeilichen Gründen“ 
(Neumann 1994, S. 13) geleistet. 

Ein aktivierender Sozialstaat, der die sozialen Risiken wie- 
der auf die Individuen, die hilfebedürftig sind, zurück verla- 
gert, ist nicht mehr die „nationale Solidargemeinschaft“ (Les- 
senich 2008, S. 59), die der Sozialstaat einmal war. Er verab- 
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schiedet sich von seinen früheren sozialstaatlichen Verpflich- 
tungen, für die Sicherung der Existenz der Bürger*innen in 
Pflicht zu stehen und erwartet umgekehrt von den Hilfe- 
bedürftigen eine Pflichterfüllung als eine Voraussetzung für 
soziale Leistungen. Die Reziprozität von Leistung und Gegen- 
leistung bei sozialen Leistungen begreift Armut und Arbeits- 
losigkeit nicht mehr sozialstrukturell verursacht. Die Armuts- 
bekämpfung, die durch wirtschafts- und arbeitsmarkt- 
politische Maßnahmen zu erfolgen hätte, wird zur Angelegen- 
heit der Erwerbslosen selbst, die durch Fordern und Fördern 
sowie Sanktionen in ihrem Verhalten gesteuert werden (vgl. 
Segbers 2016a). Ansonsten überlässt man die Bedürftigen dem 
privaten zivilgesellschaftlichen Engagement wie bei den Ta- 
feln, die als Ausweis für eine aktive Zivilgesellschaft gefeiert 
werden. 

Eine Lehre aus den Erfahrungen der „Golden Thirties“ ist, 
dass effektive und nachhaltige Armutsbekämpfung den Staat 
und soziale Rechte braucht und deshalb ohne soziale Men- 
schenrechte nicht möglich ist. 


6 Hartz unter menschenrechtlicher Kritik 


Die Bundesrepublik verfügt zwar auch nach dem neoliberalen 
Umbau immer noch über einen ausgebauten Sozialstaat und 
grundrechtlich abgesicherte soziale Rechte. Wie die seit Jah- 
ren kontinuierlich und erheblich steigende Armutsquote be- 
legt, hat der Sozialstaat jedoch immer mehr an Kraft einge- 
büßt, Armut verhindern zu können. Diese Entwicklung ist 
nicht allein sozialpolitisch problematisch, sondern Ausdruck 
eines Menschenrechtsdefizits. Armutslagen sind unter einer 
Menschenrechtsperspektive immer auch Indiz für eine „unzu- 
reichende Umsetzung völkerrechtlich verbindlicher Rechte“ 
(Krennerich 2013, S. 12). 

Hartz IV und die Regelsatzbemessung rücken deshalb in 
den Fokus. Denn sie bestimmen die Lebenslage hilfebedürfti- 
ger Menschen. Obwohl es eine breite sozialwissenschaftliche 
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Kritik an Hartz IV und dem SGB II gibt, wird kaum einmal ein 
Zusammenhang mit den Menschenrechtsverpflichtungen 
hergestellt, welche die Bundesrepublik durch ihre Betritt zum 
Sozialpakt eingegangen ist. 

Obwohl die Kritik an Hartz IV kaum einmal Bezug zum 
Menschenrechtsdiskurs nimmt, hat der Ausschuss fiir wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte der UN mehrmals 
und intensiv Kritik an der Umformung des Sozialrechts durch 
die Sozialreformen in Deutschland geäußert. Bereits 2011 warf 
der Ausschuss über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte der UN in seinem Staatenbericht zu Deutschland in 26 
von insgesamt 39 Absätzen dezidiert Verfehlungen und gra- 
vierende Schwachstellen in so grundlegenden Bereichen wie 
Bildung, Arbeit, Nahrung, Gesundheit und soziale Sicherheit 
bei der Umsetzung des Sozialpakts zu den wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Rechten (IPwskR) vor und kritisierte 
die Menschenrechtslage speziell an drei Stellen (vgl. Vereinte 
Nationen 2011). Erstens bezüglich der sozialen Sicherungssys- 
teme: Da nicht nur 13 Prozent der Bevölkerung unter der Ar- 
mutsgrenze, sondern 1,3 Millionen Menschen arm sind, ob- 
wohl sie einer Arbeit nachgehen, kam der UN-Ausschuss für 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte zu dem Schluss, 
dass trotz des umfangreichen Systems der sozialen Sicherheit 
das Niveau der Leistungen insgesamt unzureichend sei, da sie 
offenbar nicht vor Armut schützen. Das international kodifi- 
zierte Menschenrecht auf einen angemessenen Lebensstan- 
dard (Art. 11 IPwskR) werde demnach keineswegs gewährt. 
Zweitens wird mit Bezug auf das Verbot der Zwangsarbeit 
(Art. 2 ILO-Abkommen über Zwangsarbeit) die Praxis scharf 
kritisiert, Sozialhilfeempfanger*innen zu einer Arbeit ohne 
Entlohnung zu nötigen, den sogenannten 1-Euro-Jobs. 
Schließlich stuft der UN-Sozialausschuss speziell die Situation 
der Asylsuchenden als sehr besorgniserregend ein. Unter der 
Menschenrechtsperspektive stelle ein abgesenkter Sozialhilfe- 
satz eine Verletzung des Rechts auf ein menschenwürdiges 
Existenzminimum dar. Kritisiert wird, dass die Bundesregie- 
rung ihrer Verpflichtung nicht nachkomme, das Menschen- 
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recht auf einen angemessenen Lebensstandard (Art. 11 
IPwskR) sowie das Menschenrecht auf soziale Sicherheit 
(Art. 9 IPwskR) zu gewährleisten. 

Doch kaum hatte der Wirtschafts- und Sozialrat der UN 
die menschenrechtlichen Defizite in der Sozialpolitik öffent- 
lich benannt, wies die Politik diese Kritik brüsk zurück. Dem 
vorläufigen UN-Bericht lägen keine wissenschaftlich erhärte- 
ten Kriterien als Bewertungsmaßstäbe zugrunde und er ent- 
halte keine auf wissenschaftlichen Fakten basierende Daten- 
grundlagen. Besonders bezeichnend jedoch ist die Feststellung 
der Bundesregierung, wenn sie zur Kritik des UN-Sozial- 
ausschusses erläuternd feststellt: „Dennoch kann der Staat 
nicht alles richten. Alle Bürgerinnen und Bürger sind ebenso 
gefordert, selbst Verantwortung zu übernehmen: Eltern für 
ihre Kinder, Schülerinnen und Schüler für ihre Leistungen, 
Arbeitslose für ihre Bemühungen, eine Stelle zu finden, und 
alle, einander mit Toleranz und Respekt zu begegnen“ (Soziale 
Lage 2011). Die Bundesregierung grenzt sich also nicht nur 
von der Kritik an menschenrechtlichen Defiziten ab. Sie 
macht auch deutlich, dass die Bekämpfung von Armut nicht 
primär in der Verantwortung des Staates liege, sondern letzt- 
lich in der Verantwortung jedes*jeder Einzelnen. 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuss der UN wiederholte 
in seinen „Abschließenden Bemerkungen“ zum Staatenbe- 
richt im Jahr 2018 seine Kritik in drei Punkten (Vereinte Na- 
tionen 2018). Zum einen ist der Ausschuss besorgt über die 
Verbreitung prekärer Beschäftigung (Ziff. 32). Die Zahl der 
von Sozialleistungen abhängigen Beschäftigten nehme zu und 
belaufe sich derzeit auf 1,2 Millionen Personen. Der Aus- 
schuss sieht darin eine Verletzung von Art. 6 (Recht auf Ar- 
beit) und 7 (Recht auf gerechte Arbeitsbedingungen). Er be- 
fürchtet, dass die Höhe der Grundsicherung nicht ausreichen 
würde, um den Empfänger*innen und ihren Familien einen 
ausreichenden Lebensstandard zu ermöglichen (Ziff. 46). Er 
äußert Bedenken hinsichtlich der Berechnung der Regelbe- 
darfe. Er kritisiert die Methode, die Regelbedarfe nach einer 
Stichprobenerhebung der Ausgaben der Haushalte mit den 
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geringsten Einkommen zu errechnen und bestimmte Basis- 
ausgaben nicht zu berücksichtigen. 

Der Ausschuss empfiehlt eine Erhöhung der Leistungen 
der Grundsicherung, indem die Berechnungsmethode für das 
Existenzminimum unter Berücksichtigung des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts vom 23. Juli 2014 verbessert wird. 
Angesichts der Höhe der Kinderarmut empfiehlt der Aus- 
schuss zu prüfen, ob die Leistungen für Kinder, einschließlich 
des Kindergeldes, des Kinderzuschlags und des Bildungs- und 
Teilhabepakets, ausreichend sind (Ziff. 51). Da immer noch 
viele Kinder ohne Frühstück zur Schule kämen, empfiehlt der 
Ausschuss, das Recht auf adäquate Ernährung dadurch zu ge- 
währleisten, dass Kinder in der Schule verpflegt werden (Art. 
10; Art. 11). 

Da der Ausschuss über keine Sanktionsmöglichkeiten ver- 
fügt und auf Kooperation mit den kritisierten Staaten ange- 
wiesen ist, wird auch scharfe Kritik in vage klingenden For- 
mulierungen und einer verklausulierten diplomatischen 
Sprache verschlüsselt. So ist die Rede davon, dass „der Aus- 
schuss befürchtet, besorgt oder sehr besorgt ist“, „befürchtet, 
dass die Höhe der Grundsicherung nicht ausreicht, um [...] 
einen ausreichenden Lebensstandard zu ermöglichen“, „Be- 
denken hinsichtlich der Berechnung der Regelbedarfe“ hat 
oder „besorgt über die Sanktionen“ ist. Anders als noch in 
seinen „Abschließenden Bemerkungen“ zum fünften Staaten- 
bericht im Jahr 2011 macht der Ausschuss auch von der Mög- 
lichkeit Gebrauch, Deutschland zur Vorlage eines Zwischen- 
berichts in zwei Jahren zu verpflichten (Ziff. 66). Darin soll 
Deutschland über Verbesserungen bei den dringendsten 
Problemen berichten: Kinderarmut, steigende Mieten und 
Wohnungsnot sowie die Situation in der Pflege. Eine solche 
Zwischenberichtspflicht kann als Indiz für eine dramatische 
Verschlechterung der Menschenrechtslage gelten. 

Die Bundesregierung bestreitet, dass in dem Bericht Men- 
schenrechtsverletzungen festgestellt werden (vgl. Zimmer- 
mann 2018). Der Pakt verpflichte die Staaten nur dazu, die so- 
zialen Menschenrechte nach und nach umzusetzen. Die 
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Berichte des Ausschusses der UN seien kein Hinweis auf 
etwaige Menschenrechtsverletzungen, sondern enthalten 
„Empfehlungen zur Umsetzung der in dem Pakt verankerten 
Rechte“ (BMAS, S. 1). Die Pflicht der Staaten, die sozialen 
Menschenrechte nach und nach voll zu verwirklichen, relati- 
viert jedoch nicht deren Bindungswirkung. 

Die Staatenberichte des Ausschusses über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte der UN (Vereinte Nationen 
2011; Vereinte Nationen 2018) zeigen, dass die Verbesserung 
der sozialen Problemlagen in Deutschland als Teil der Men- 
schenrechtspolitik erachtet wird oder zumindest ausgewiesen 
wird. Der Umgang mit den Berichten belegt aber auch, wie 
schwer es der Bundesregierung fällt, die menschenrechtlichen 
Bezüge sozialpolitischer Maßnahmen zu erkennen. 


7 Menschenrechtliche Kritik der 
Regelsatzverordnung 


Von entscheidender Bedeutung ist das Staatsverständnis. Es 
ist bezeichnend, dass das Bundesverfassungsgericht in mehre- 
ren Urteilen Teile der SGB-II-Gesetzgebung für verfassungs- 
widrig erklärt und den Gesetzgeber zu Änderungen aufgefor- 
dert hat. In seinem „Hartz-Urteil“ vom 09.02.2010 hat das 
Bundesverfassungsgericht erstmals festgestellt, dass der Staat 
im Rahmen seines Auftrags zum Schutz der Menschenwürde 
und in Ausfüllung seines sozialstaatlichen Gestaltungsauftrags 
verpflichtet sei, dafür Sorge zu tragen, dass die materiellen Vo- 
raussetzungen für ein menschenwürdiges Leben auch denen 
zur Verfügung stehen, die über keine Einkünfte verfügen 
(BVerfG 9.2.2010 - 1 BvL 1/09). Das Grundrecht auf ein sozi- 
okulturelles Existenzminimum jedes*jeder Einzelnen sei dem 
Grunde nach „unverfügbar“ und müsse „eingelöst werden“ 
(ebd). Es bedürfe aber der Konkretisierung und stetigen Ak- 
tualisierung durch den Gesetzgeber, der die zu erbringenden 
Leistungen an dem jeweiligen Entwicklungsstand des Ge- 
meinwesens und den bestehenden Lebensbedingungen auszu- 
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richten hat (Rn. 136). Da eine Kontrolle der Höhe des Regel- 
bedarfes am Maßstab des Grundrechts auf Gewährleistung ei- 
nes menschenwürdigen Existenzminimums nur begrenzt 
möglich sei, erstrecke sich der Grundrechtsschutz wesentlich 
auf das Verfahren zur Ermittlung des soziokulturellen Exis- 
tenzminimums. Deshalb müssen die Leistungen auf der 
Grundlage verlässlicher Zahlen und schlüssiger Berechnungs- 
verfahren tragfähig zu rechtfertigen sein (Rn. 142). Die zur Be- 
stimmung des Existenzminimums eingesetzten Methoden 
und Berechnungsschritte müssten im Gesetzgebungsverfah- 
ren nachvollziehbar und transparent sein. 

Das Gericht hielt es auch für zulässig, nicht sämtliche Aus- 
gaben der Referenzgruppe in die Bemessung der Regelleistung 
einfließen zu lassen, sondern nur den regelsatzrelevanten Ver- 
brauch. Doch Kürzungen von Ausgabepositionen bedürfen zu 
ihrer Rechtfertigung einer empirischen Grundlage (Rn. 170 
f.). Auch muss ein interner Ausgleich möglich bleiben, indem 
Leistungsberechtigte einen überdurchschnittlichen Bedarf in 
einer Position durch einen unterdurchschnittlichen Bedarf in 
einer anderen Position ausgleichen können (Rn 172). 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung 
vom 18.07.2012 (BverfGE 132, 134 - 179 - 1 BvL 10/10) erst- 
mals ausdrücklich klargestellt, dass der Sozialpakt zu den in 
Deutschland geltenden Regeln über das Existenzminimum ge- 
hört: „Zu den Regeln über das Existenzminimum, die in 
Deutschland gelten, gehört auch der Internationale Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 19. Dezem- 
ber 1966 (IpwskR, in Kraft getreten am 3. Januar 1976, UNTS 
Band 993, S. 3; BGBl II 1976, S. Seite 8 (von 79), dem der Deut- 
sche Bundestag mit Gesetz vom 23. November 1973 (BGBl II 
S. 1569) zugestimmt hat. Der Pakt statuiert in Art. 9 ein Recht 
auf Soziale Sicherheit und in Art. 15 Abs. 1 Buchstabe a das 
Menschenrecht auf Teilnahme am kulturellen Leben“ (Rn. 
68). Das Gericht erinnert daran, dass der Gesetzgeber durch 
weitere Vorgaben der Verfassung und des Sozialpaktes ver- 
pflichtet ist, ein menschenwürdiges Existenzminimum zu ach- 
ten, zu schützen und zu gewährleisten. Dieser Bezug auf den 
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Sozialpakt ist rechtspolitisch bedeutsam, denn erstmals wird 
hier der Sozialpakt ausdrücklich zur Interpretation des 
Grundrechts auf ein soziokulturelles Existenzminimum her- 
angezogen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung 
vom 23.07.2014 den Leitsatz aufgestellt: „Der existenzsi- 
chernde Regelbedarf muss jedoch entweder insgesamt so be- 
messen sein, dass Unterdeckungen intern ausgeglichen oder 
durch Ansparen gedeckt werden können, oder ist durch zu- 
sätzliche Leistungsansprüche zu sichern“ (BverfGE 137, 34 - 
103-1 BvL 10/12). Das Bundesverfassungsgericht hält das Ver- 
fahren zur Regelsatzbemessung „derzeit noch [für] vereinbar“ 
(Rn. 73), jedoch an der Grenze dessen, was zur Sicherung des 
Existenzminimums verfassungsrechtlich gefordert ist“ (Rn. 
121). So verweist es konkret auf mehrere kritischen Bereiche 
der Regelbedarfsermittlung: 


e eine mögliche generelle Bedarfsunterdeckung, die dadurch 
entsteht, dass etwa ein Viertel der Konsumausgaben der 
Referenzhaushalte als nicht-existenzsichernd anerkannt 
wird, 

e eine Bedarfsunterdeckung beim Haushaltstrom im Falle 
außergewöhnlicher Preissteigerungen und 

e die Tatsache, dass bei der Berechnung des Existenzmini- 
mums angewandte Statistikmodell, bei dem die tatsächli- 
chen Konsumausgaben einkommensschwacher Haushalte 
als Referenz für die Mindestbedarfe des Lebens verwendet 
werden, durch den Gesetzgeber selbst in erheblichem 
Maße unterlaufen wird. 


Auch nach diesen Urteilen des Bundesverfassungsgerichts hat 
sich die Lage nicht grundlegend verbessert: Irene Becker und 
Benjamin Held (2020, S. 4) haben in ihrer Studie nachgewie- 
sen, dass die Grundsicherungsleistungen die Konsumausga- 
ben erheblich unterschreiten. Der ermittelte Regelbedarf von 
Erwachsenen ohne Partner*in übersteigt den Betrag nach der- 
zeitiger Gesetzeslage (446 Euro formal) um 133 Euro bzw. 30 
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Prozent. Für Paare ergibt sich ein Regelbedarf von 948 Euro, 
das entspricht einem Mehrbetrag von 258 Euro bzw. 36 Pro- 
zent bei vergleichbarer Abgrenzung des Betrags im Status quo. 
Für Kinder von sechs bis unter 14 Jahren sowie für Jugendli- 
che sind erhebliche Mehrbeträge von jeweils etwa 70 Euro 
bzw. 20 Prozent erforderlich (ebd.). Das zeigt, dass bei nahezu 
allen Haushaltskonstellationen das Hartz IV-Niveau unter- 
halb der Armutsgrenze liegt und das Leistungsniveau von 
Hartz IV keinen wirksamen Schutz vor Armut bietet. Die So- 
zialrechtlerin Anne Lenze kommt zu dem Schluss, dass auch 
die Anhebung des Regelsatzes zum 01.01.2022 unter Würdi- 
gung des wirtschaftlichen Gesamtkontextes „eine neue Stufe 
der Unterschreitung des menschenwürdigen Existenzmini- 
mums“ (Lenze 2021, S. 8) einläutet. 

Die verfassungswidrige Unterdeckung des Existenzmini- 
mums und die Einbindung sozialer Rechte an Leistung und 
Gegenleistung sind Ausdruck des Strukturwandels des Sozial- 
staates seit Anfang der 1980er Jahre. Sozialleistungen sollen 
nicht vorrangig dazu dienen, ein Recht aufein soziokulturelles 
Existenzminimum zu gewährleisten, sondern sind auf die 
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt ausgerichtet. Der 
aktivierende Sozialstaat agiert mit „Fordern und Fördern“ und 
macht „Ungemütlichkeit“ (Wagner 2003, S. 135) zum Kon- 
zept für Menschen im Sozialleistungsbezug. Die Unterde- 
ckung der Sozialleistungen ist danach nur konsequent, denn 
sie sollen die Mitwirkung der Betroffenen ‚fordern‘. Es schei- 
nen demnach keine politischen Absichten vorhanden zu sein, 
Armut, die durch ein defizitäres Verfahren der Regelsatzer- 
mittlung politisch mitverursacht wird, wirkungsvoll zu be- 
kämpfen. 

Aus der Zivilgesellschaft gibt es eine intensive kritische Be- 
gleitung der Anhörung der Bundesrepublik Deutschland vor 
der UN zur Umsetzung des Sozialpakts. So hat die Nationale 
Armutskonferenz den sechsten Staatenberichts der Bundesre- 
publik Deutschland in einem Parallelbericht kritisch kom- 
mentiert und ergänzt (NAK 2018). Eine kirchlich-gewerk- 
schaftliche „Initiative Rechte statt Reste“ (Initiative Rechte 
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2018) macht insbesondere im niedrigen Niveau der deutschen 
Grundsicherung einen Verstoß gegen den UN-Sozialpakt aus. 
Beide Initiativen verwiesen darauf, dass der Hartz IV- 
Regelsatz es nicht erlaube, die nicht existenziellen Bedarfe wie 
Ernährung, Wohnung oder Haushaltsenergie zu befriedigen, 
wie die starke Nachfrage nach Lebensmittelspenden und häu- 
fige Stromsperrungen belegen. Die Regelsätze der Grundsi- 
cherung unterschreiten das Existenzminimum. Durch Sankti- 
onen, nicht anerkannte Wohnkosten und unzureichende 
Preisanpassungen klafft eine immer größere Lücke zwischen 
staatlicher Sozialleistung und realem Bedarf. 

In den folgenden Ausführungen soll an zwei Grundrech- 
ten, die Teil des Menschenrechts auf einen angemessenen 
Lebensstandard sind und nicht mit anderen Rechten ausgegli- 
chen werden können, die Menschenrechtsdefizite der Regel- 
satzbemessung exemplifiziert werden: dem Menschenrecht 
auf Nahrung und dem Menschenrecht auf Energie. 


8 Konkretisierung: Menschenrecht auf Nahrung 


Hunger ist ein Armutsphänomen, das kaum mit einem wohl- 
habenden Land wie der Bundesrepublik Deutschland in Ver- 
bindung gebracht wird. Über das tatsächliche Ausmaß der 
materiellen und sozialen Deprivation im Bereich der Ernäh- 
rung liegen für den bundesdeutschen Kontext nur wenige 
empirische Daten vor. Immerhin konstatiert eine Studie des 
Wissenschaftlichen Beirats für Agrarpolitik beim Bundesmi- 
nisterium für Ernährung und Landwirtschaft, dass es auch in 
Deutschland „armutsbedingte Fehl- und Mangelernährung 
und sogar Hunger“ gibt (Wissenschaftlicher Beirat für Agrar- 
politik 2020, S. 26). 

Ernährungsarmut ist eine in Deutschland verdrängte Rea- 
lität. Sie wird aber am Ort der Tafeln sichtbar (vgl. Pfeiffer 
2014, S. 23, zur Kritik an diesem Ansatz vgl. Lorenz 2012, S. 19 
ff.). Da valide Daten zur Ernährungsarmut in Deutschland 
fehlen, können die Ausgabeposten, die der Hartz IV-Regelsatz 
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vorsieht, Aufschluss ergeben. Dem Statistikmodell zur Regel- 
satzermittlung liegt die Annahme des „internen Ausgleichs“ 
zugrunde. Wenn Stephan Lorenz (2012, S. 25) kritisiert, dass 
„ein Fokus auf Lebensmittel und Ernährungsarmut oder gar 
Armut der Sache nicht gerecht wird“, übersieht er, dass bei ei- 
nem Regelsatz, der das soziokulturelle Existenzminimum ins- 
gesamt nicht deckt, die Entlastung bei einem Ausgabeposten 
sehr wohl mehr Spielraum für andere verschafft. Damit soll 
keineswegs eine ‚Hungerperspektive‘ zum Maßstab gesell- 
schaftlicher Teilhabemöglichkeiten im Sozialstaat oder gar 
zum sozialpolitischen Standard gemacht werden. Da aber die 
Regelsätze durch den Gesetzgeber bestimmt werden, können 
sie als ein gesellschaftlicher Maßstab für das Existenzmini- 
mum gelten. 

In ihrer Detailstudie kommen Kersting und Clausen zu 
dem Ergebnis, dass die derzeitigen Regelsätze zur Sicherung 
des Lebensunterhalts den Ernährungsbedürfnissen von Kin- 
dern und Jugendlichen nicht gerecht werden und zu einer 
Chancenungleichheit beim Zugang zu einer gesunden Ernäh- 
rung führen (Kersting/Clausen 2007, S. 512). Biesalski kommt 
zu einem vergleichbaren Ergebnis: Für eine gesunde Ernäh- 
rung für Kinder unter fünf Jahren sind mindestens 4,50 Euro 
(Regelsatz von 2019: 2,82 Euro), für die Altersgruppe sechs bis 
17 Jahre mindestens 5,50 Euro (Regelsatz von 2019: 2,82 Euro) 
und für Erwachsene mindestens 7,50 Euro (Regelsatz von 
2019: 3, 89 bis 4,86 Euro) pro Tag anzusetzen (Biesalski 2021, 
S. 320). 

1999 wurde dazu die ,,Allgemeine Bemerkung Nr. 12 zum 
Recht auf angemessene Nahrung“ verabschiedet (Wirtschafts- 
und Sozialrat der Vereinten Nationen 1999) In diesem Text 
werden sowohl die rechtliche Norm des Rechts auf angemes- 
sene Nahrung als auch die relevanten Staatenpflichten be- 
schrieben. Als rechtliche Norm der Umsetzung des Rechts auf 
angemessene Nahrung beschreibt die ,,Allgemeine Bemer- 
kung“ den „Zugang zu Nahrung“. Die Nahrung muss ange- 
messen sein, im Sinne einer qualitativ ausreichenden Ernäh- 
rung in ernährungsphysiologisch angemessener Qualität. 
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Die Staatenpflichten sind nicht unbestimmt, sondern wer- 
den, in drei Kategorien eingeteilt, konkretisiert: Das Recht auf 
Nahrung verpflichtet Staaten, keine Maßnahmen zu ergreifen, 
die zu Hunger führen (Achtungspflicht), wie Zwangsvertrei- 
bungen ohne Entschädigung oder gesetzliche Diskriminie- 
rungen von Minderheiten. Staaten sollen zweitens sicherstel- 
len, dass nicht Dritte Menschen daran hindern, sich zu 
ernähren (Schutzpflicht). Drittens sind Staaten verpflichtet, 
ihre eigene Politik, ihre eigenen Haushaltsmittel auf die be- 
sonders Betroffenen zu konzentrieren, das heißt mitzuhelfen, 
dass das Recht aufangemessene Nahrung umgesetzt wird (Ge- 
währleistungsverpflichtung). Das Menschenrecht auf einen an- 
gemessenen Lebensstandard „ist dann verwirklicht, wenn je- 
der Mann, jede Frau und jedes Kind, einzeln oder gemeinsam 
mit anderen, jederzeit physisch und wirtschaftlich Zugang zu 
angemessener Ernährung oder Mitteln zu ihrer Beschaffung 
hat. Das Recht auf angemessene Ernährung darf daher nicht 
eng oder restriktiv im Sinne einer Mindestration an Kalorien, 
Proteinen und anderen spezifischen Nährstoffen ausgelegt 
werden“ (Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen 
1999, Ziff. 6). 

Biesalski kommt in seiner Studie zu dem Resümee: „Eine 
gesunde Ernährung für Kinder ist mit den Mitteln für Ernäh- 
rung im ALG-II-Bezug nicht finanzierbar“ (Biesalski 2021, 
S. 319). Nach der „Allgemeinen Bemerkung zum Recht auf 
angemessene Nahrung“ liegt ein Verstoß gegen den Pakt dann 
vor, „wenn ein Staat nicht wenigstens die Befriedigung des zur 
Vermeidung von Hunger unverzichtbaren Mindestbedarfs an 
Nahrung sicherstellt“ (Wirtschafts- und Sozialrat der Verein- 
ten Nationen 1999, Ziff. 17). Angesichts dieser Feststellung ist 
aus menschenrechtlicher Perspektive zu sagen, dass der Regel- 
satz gegen die Staatspflichten verstößt, die sich aus dem Sozi- 
alpakt ergeben. 
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9 Konkretisierung: Menschenrecht auf Energie 


Die Energiewende stellt immer dringender die Frage nach der 
sozialen Gerechtigkeit, wenn bereits heute mehr als 17 Prozent 
der privaten Haushalte durch Energiekosten stark belastet 
sind. Energiearmut wird damit in Deutschland zu einem 
neuen sozialpolitischen Phänomen: Wie Ernährungsarmut 
kann auch Energiearmut im Alltag der Betroffenen zu einer 
Notlage werden. 

In Deutschland gibt es bisher weder eine gesetzliche Defi- 
nition noch eine Erfassung des Umfangs von Energiearmut. 
Eine Studie der Universitat Siegen definiert Energiearmut fol- 
gendermaßen: „Ein Haushalt gilt als energiearm, wenn dessen 
(OECD-gewichtetes) Haushalts-Nettoeinkommen nach dem 
Abzug der (OECD-gewichteten) Energiekosten unter der 60- 
Prozent Armutsgefährdungsschwelle liegt“ (Strünck et al. 
2016, S. 9). Von den Hartz IV-Haushalten „gelten 91,3 Pro- 
zent als energiearm. Erwerbsarbeit schützt jedoch nicht vor 
Energiearmut“ (ebd., S. 148). „Betrachtet man die Preisent- 
wicklung für die Energieträger Erdgas, leichtes Heizöl, Fern- 
wärme und Strom, so zeigt sich, dass im Zeitverlauf für alle 
Energieträger eine erhebliche Verteuerung zu verzeichnen 
war“ (Heindl/Schüßler/Löschel 2014, S. 510). „Die oberen 70 
Prozent der Haushaltseinkommen mussten im Median eine 
Steigerung des Kostenanteils um 2,3 Prozentpunkte seit 1998 
hinnehmen. Die Zunahme des Kostenanteils fiel bei den un- 
tersten 30 Prozent der Einkommen jedoch fast doppelt so 
hoch aus. Hier war eine Zunahme um 4,4 Prozentpunkte seit 
1998 zu verzeichnen. Die Kostenbelastung durch Energie ist 
also vor allem bei ärmeren Haushalten signifikant und hat 
deutlich zugenommen. [...] Die Kosten der Energiewende, die 
derzeit größtenteils auf den Strompreis aufgeschlagen werden, 
fordern von den ärmsten 30 Prozent ein überproportional ho- 
hes Opfer“ (Heindl/Schüßler/Löschel 2014, S. 512). Unter 
Haushalten mit Erwerbseinkommen beträgt die Quote der 
Energiearmen immerhin 14,7 Prozent. Alleinerziehenden- 
Haushalte (insg. 2,3 Millionen) sind von allen Haushalten am 
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starksten von Energiearmut betroffen. In diesen liegt der An- 
teil der Energiearmen - je nach Kinderzahl - bei rund 39 Pro- 
zent (vgl. Strünck et al. 2016, S. 148) Der hohe Anteil von 
Haushalten im Hartz IV-Bezug zeigt, dass der Regelsatz die 
Energiekosten nicht angemessen abbildet. Es liegt eine De- 
ckungslücke von rund 45 Euro für Energiekosten in der 
Grundsicherung vor. Hartz IV-Beziehende sind allerdings vor 
allem von steigenden Strompreisen betroffen, da diese nicht 
im Rahmen der Kosten der Unterkunft übernommen werden. 
Energiearmut ist deshalb politisch durch einen defizitären Re- 
gelsatz entscheidend mit verursacht. Die Energieversorger ha- 
ben im Jahr 2020 rund 230.000 Verbraucher*innen in 
Deutschland wegen unbezahlter Rechnungen den Strom ab- 
gestellt. Die Gaszufuhr wurde 24.000 Haushalten gesperrt. 

Der Strompreis wird nicht nur vom Markt, sondern auch 
von der Politik bestimmt. So ist der Emissionshandel, gegebe- 
nenfalls auch eine CO;-Steuer, zum Hauptinstrument ge- 
macht worden, um den menschengemachten Klimawandel zu 
bekämpfen. Ein Problem ist, dass diese Instrumente sozial 
blind sind. Selbst wenn eine CO;-Steuer mit Ausgleichszah- 
lungen wie einem Klimageld verbunden ist, werden Haushalte 
mit geringen Einkommen stärker belastet als die mit hohen 
Einkommen. Das Existenzminimum rechnet diese steigenden 
Mehrausgaben jedoch nicht ein. 

Die „Abschließenden Bemerkungen“ zum sechsten Staa- 
tenbericht Deutschlands aus dem Jahr 2018 sprechen in einer 
diplomatischen Sprache von der Besorgnis, „dass eine große 
Anzahl an Haushalten, insbesondere von Grundsicherungs- 
empfängern, von Energiearmut betroffen sind und dass 2016 
328.000 Haushalten aufgrund unbezahlter Rechnungen der 
Strom abgeschaltet wurde (Artikel 11)“ (Vereinte Nationen 
2018, Ziff. 56). Der Ausschuss empfiehlt, „mithilfe wirksamer 
Maßnahmen zu gewährleisten, dass der grundlegende Strom- 
bedarf aller Haushalte gedeckt wird und so die Unterbrechung 
der Stromzufuhr in Haushalten, die ihren Mindestbedarf fi- 
nanziell nicht tragen können, zu vermeiden“ (Vereinte Natio- 
nen 2018, Ziff. 57) sind. 
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Die Konkretion des „Menschenrechts auf einen angemes- 
senen Lebensstandard“ in einem Recht auf Energie hat ihre 
Bedeutung darin, zeigen zu können, dass die neue Mit- 
leidsökonomie nicht nur darin versagt, das Recht auf Nahrung 
für alle gewährleisten zu können, sondern auch bei anderen 
Grundbedürfnissen wie der Energie. Art. 11 (IpwskR) führt 
ein Recht auf Energie zwar nicht ausdrücklich auf, aber es ist 
dem Recht auf einen angemessenen Lebensstandard genauso 
immanent wie ein Recht auf Ernährung oder Unterbringung 
(vgl. Engbruch 2008, S. 243). Ein Recht auf Energie bedeutet, 
dass Gas- und Stromsperren menschenrechtlich nicht gedeckt 
sind. Sie stellen einen Verstoß gegen den Sozialpakt dar (vgl. 
Warmann 2017). Menschenrechtlich stehen deshalb die Mit- 
gliedstaaten des Sozialstaates in der Verpflichtung, geeignete 
Schritte zur Verwirklichung dieses Rechts zu unternehmen 
(vgl. Engbruch 2008, S. 246). 

Da die Regelsatze gesetzlich gefasst werden, sind sie eine 
durch Gesetz hervorgerufene Unterversorgung armer Men- 
schen. Es muss deshalb konstatiert werden, dass in Deutsch- 
land der politische Wille fehlt, diese verfassungs- und men- 
schenrechtswidrige Unterdeckung des Existenzminimums zu 
beseitigen. Was eine wohlhabende Gesellschaft den Armen 
daher schuldet, ist nicht vorrangig individuelle Hilfe wie die in 
Gestalt der Tafeln, sondern menschenrechtlicher Schutz vor 
den Folgen einer ungerechten Sozialordnung, die Mangel mit- 
ten im Überfluss produziert. Ernährungsarmut in einer rei- 
chen Gesellschaft ist ein politisches Versagen, da für alle ge- 
nügend Nahrungsmittel zur Verfügung gestellt werden 
können. Deshalb bedeutet die Regelsatzverordnung nach 
Hartz IV für die Ernährungslage eine menschenrechtlich rele- 
vante Verletzung völkerrechtlich verbindlicher Pflichten 
durch den Staat. 
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10 Armutsbekampfung als Staatspflicht 


Zu den Entstehungsbedingungen und Motiven, die seit den 
1880er Jahren den Sozialstaatsgedanken befördert haben, ge- 
horte zweifellos an hervorragender Stelle die Einsicht, dass die 
Armutsbekämpfung weder in den Familien noch individuell 
oder durch zivilgesellschaftliche Organisationen, etwa Gesel- 
lenbrüderschaften, Vereine, selbstorganisierte Kassen und 
Gewerkschaften, zu leisten war. Es sind diese Einsichten in die 
unzulängliche Reichweite zivilgesellschaftlicher Arrange- 
ments in der Armutsbekämpfung, die zum Entstehen eines so- 
zialstaatlichen Arrangements geführt haben. Der Aufstieg des 
Sozialstaats lässt sich also als eine Antwort auf die nicht aus- 
reichende Kraft nicht-staatlicher und zivilgesellschaftlicher 
Organisationen deuten. Es sind eben diese historischen Ein- 
sichten, die in der Gefahr stehen, mit der Etablierung einer 
neuen Armutsökonomie revidiert zu werden, denn diese ba- 
siert im Kern auf der Verantwortung von Individuen, die sich 
von der Not anrühren lassen. 

Angesichts steigender Armutsquoten und einer nach wie 
vor defizitären Gewährleistung des verfassungsrechtlich ver- 
brieften Rechts auf ein sozioökonomisches Existenzminimum 
wird es darauf ankommen, den wohlfahrtsstaatlichen Struk- 
turwandel des Sozialstaates nicht auch noch dadurch zu ver- 
stärken, dass die Bekämpfung von Armut abermals in die Ver- 
antwortung individueller Akteure und deren Zuwendung zu 
Hilfebedürftigen gelegt wird. Dies wäre eine Rückkehr in 
Handlungsmuster vor-sozialstaatlicher Zeiten. Eine Studie der 
Diakonischen Werke in Baden und Württemberg aus dem 
Jahr 2009 belegt die begrenzte Reichwerte der Tafeln: Die Nut- 
zer*innen der Tafeln kommen überwiegend aus dem näheren 
Umkreis der Tafeln und lediglich 7,7 Prozent der armutsge- 
fährdeten Menschen in Baden-Württemberg können von den 
Tafelangeboten erreicht werden. Die Befragungsergebnisse 
deuten darauf hin, dass nur etwa 0,76 Prozent der Siedlungs- 
und Verkehrsfläche in Baden-Württemberg durch das Tafel- 
angebot abgedeckt werden kann. Die Studie warnt deshalb vor 
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einer Uberbewertung der Tafeln: „Tafeln sind nur ein Tropfen 
auf den heißen Stein der Armutsbewältigung“ (Diakonische 
Werke Baden und Württemberg 2009, S. 12). Obwohl allein 
die Tafeln im Jahr 2021 mit über 60.000 Tafel- Aktiven in 960 
Tafeln und mehr als 2.000 Ausgabestellen 1,65 Millionen 
Menschen erreichen, ist qualitative und quantitative Reich- 
weite der Angebote der Armutsökonomie insgesamt doch e- 
her begrenzt. Empirisch spricht somit alles dafür, die Wirk- 
samkeit der Armutsökonomie nicht überzubewerten. 

Dass die Bekämpfung von Armut an Recht gebunden sein 
muss, wenn sie erfolgreich sein will, ist eine Einsicht, die in der 
„Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ Niederschlag 
gefunden hat. Diese führt rechtlich, aber auch politisch wie 
ethisch folgenreich aus, dass „jeder [...] Anspruch auf eine so- 
ziale und internationale Ordnung hat, in der die in dieser Er- 
klärung verkündeten Rechte und Freiheiten voll verwirklicht 
werden können“ (Art. 28). Der Staat ist Garant der Menschen- 
rechte - durch eine entsprechende politische, soziale und wirt- 
schaftliche Ordnung, zu der auch die Regelsatzbemessung ge- 
hört, die im Gesetzesverfahren verabschiedet wird. Erst in 
dieser Perspektive kann Armut in Deutschland auch als „Men- 
schenrechtskrise“ (Khan 2010, S. 33) identifiziert werden, die 
dadurch entsteht, dass der Staat seinen völkerrechtlichen Ver- 
pflichtungen nicht in ausreichendem Maße nachkommt. Da 
die Bundesrepublik Deutschland über ausreichende Ressour- 
cen verfügt, Armut zu bekämpfen und zu beseitigen, gibt es 
objektiv „kein Mangel-, sondern ein Zugangsproblem“ (Lo- 
renz 2012, S. 22). Die menschenrechtlichen Pflichten zu erfül- 
len wäre somit prinzipiell realisierbar. Die neue Mitleidsöko- 
nomie und das dortige Engagement der Tafelbewegung sind 
nicht nur in sozialstaatlicher Perspektive problematisch, son- 
dern Indiz einer menschenrechtlich defizitären politischen 
Ordnung, deren Ausdruck die neue Mitleidsökonomie ist: Der 
Staat kommt seinen Menschenrechtspflichten nicht nach. 

Nach Jahren neoliberaler Sozialstaatshäme zeichnet sich 
demokratietheoretisch ab, dass die Staatsbedürftigkeit an 
Plausibilität gewonnen hat. Es ist bezeichnend, dass es die Ge- 
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richte sind, die gegen die sogenannten Neoliberalen Struktur- 
reformen auf die Rolle des Staates verwiesen. So sagt der Ver- 
fassungsrechtler di Fabio (2003, S. 81): „Der Staat und die von 
ihm garantierte Rechtsordnung bleiben die Adresse, unter der 
Fragen nach Gerechtigkeit, nach der guten Gemeinschaft, 
nach Lebensbedingungen für freie und selbstbewusste Men- 
schen gestellt werden können“. 

Der Verweis auf die Pflichten des Staates bei der Armuts- 
bekämpfung ist keine Kritik an den Freiwilligen, die sich in 
den Feldern der Armutsökonomie engagieren. Matthias Möh- 
ring-Hesse (2014, S. 213) kennt deren „hohe Bereitschaft zu 
freiwilligem Engagement“ an und verweist zugleich darauf, 
dass sie unter den gegebenen Rahmenbedingungen dennoch 
„hoch problematisch“ ist (ebd., S. 214). Der Sozialstaat zielt 
nämlich darauf ab, gesellschaftliche Teilhabe vor allem auf 
rechtlich verbindlicher Basis zu ermöglichen, während hinge- 
gen die neue Mitleidsökonomie mitfühlend und im Grunde 
paternalistisch agiert. Gegenüber den Geber*innen der frei- 
willigen Gaben können die Empfangenden keine Rechtsan- 
sprüche stellen; sie sind rechtlos und letztlich passiv. Auch 
wenn eine Gesellschaft ihre Solidaritätsverpflichtungen nicht 
allein dem staatlichen Handeln überlassen darf, ist zu fragen: 
Worin bestehen wessen Verpflichtungen zur Solidarität in ei- 
ner demokratischen Gesellschaft angesichts des offenkundi- 
gen Leistungsversagens des bundesdeutschen Sozialstaats, 
aber auch der Leistungsmöglichkeiten der Akteure in der Ar- 
mutsökonomie? Eine demokratische Ordnung ist immer auf 
die Impulse der Zivilgesellschaft angewiesen. Die ‚Hilfepflicht‘ 
im Kontext einer wohlfahrtsstaatlichen Ordnung besteht nun 
aber nicht darin, die Träger und Einrichtungen der neuen 
Mitleidsökonomie zu stärken oder gar zu professionalisieren. 
Vielmehr ist die Zivilgesellschaft unter Menschenrechtsge- 
sichtspunkten angehalten, die Staaten zu drängen, dass dieser 
die sozialen Menschenrechte durch eine entsprechende men- 
schenrechtskonforme politische, soziale und wirtschaftliche 
Ordnung garantieren möge (vgl. Segbers 2011, S. 488 ff.). 

Auf dem Versprechen der Sicherheit eines Lebens in ‚Frei- 
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heit von Furcht und Not‘ gründet der Siegeszug des politi- 
schen Prinzips des Wohlfahrtsstaates. Deshalb kann es nur da- 
rum gehen, eine offensive Strategie der Verteidigung eines 
starken rechtsbasierten Wohlfahrtsstaates als institutionellen 
Garanten der Lebenschancen und Bürgerrechte besonders 
derjenigen zu verfolgen, die, ohne für die Krisenphänomene 
selbst verantwortlich zu sein, doch von der sozialen Krise be- 
sonders betroffen sind. In dieser Perspektive ist die Unterver- 
sorgung in einer Überflussgesellschaft nicht nur ein Vertei- 
lungsproblem, dem mit Tafeln oder anderen Mitteln der 
neuen Mitleidsökonomie beizukommen wäre, und nicht nur 
ein sozialpolitischer Skandal, sondern eine vermeidbare Ver- 
letzung von Rechten armer Menschen durch eine unzu- 
reichende Umsetzung völkerrechtlich verbindlicher Rechte. 
Denn die Bundesrepublik ist reich genug zur Realisierung der 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte. 
Sie hat den Pakt für wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte ratifiziert und in den Rang eines Bundesrechts geho- 
ben und steht deshalb in der Pflicht, die von ihr eingegange- 
nen Verpflichtungen auch zu erfüllen. Soziale Rechte als Men- 
schenrechte zu begründen bedeutet, diese als Konstitutions- 
bedingungen für die Bekämpfung von Armut zu begreifen 
und nicht isoliert zu betrachten, sondern umfassender als Ele- 
ment eines auch die politischen Rechte und die Freiheitsrechte 
einbeziehenden Konzepts. 

Eine der Lehren aus den Entstehungsmotiven für den So- 
zialstaat ist: Noch so viele engagierte Bürger*innen können 
mit noch so viel Tafeln einen ausgebauten Sozialstaat mit sei- 
nen sozialen Rechten weder adäquat ergänzen noch ersetzen. 
Die neue Mitleidsökonomie kann deshalb sozialhistorisch 
eine Rückkehr zu einem vor-sozialstaatlichen Hilfearrange- 
ment, das die Verantwortung zur Bekämpfung von Armut in 
die Verantwortung von Individuen gelegt hat, in die Wege lei- 
ten. Doch das auf freiwilliger Basis beruhende Engagement ist 
weder in der Lage noch darauf angelegt, Armut strukturell zu 
bekämpfen, sondern kann diese allenfalls punktuell lindern. 
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Unternehmerische Lebensmittelhilfe 


Das falsche Versprechen der Solidaritat* 


Graham Riches 


1 Einleitung 


Können Tafeln eine Lösung für die Ernährungsarmut darstel- 
len? Diese Frage lässt sich nur dadurch beantworten, dass Ta- 
feln an ihrem eigenen Anspruch gemessen werden: Sie wollen 
durch Umverteilung überschüssiger Lebensmittel Hunger lin- 
dern und Lebensmittelverschwendung reduzieren. Auch 
wenn Maßnahmen und Daten zur Ernährungslage unter- 
schiedlich interpretiert werden können und sogar umstritten 
sind, sind sie für eine fundierte politische Debatte unerlässlich. 
Zusätzlich zu einer evidenzbasierten Perspektive auf die Frage, 
ob Lebensmitteltafeln erfolgreich dafür sorgen, dass über- 
schüssige Lebensmittel nicht auf der Müllhalde und stattdes- 
sen auf dem Teller bedürftiger Menschen landen, muss aber 
auch der erhobene moralische Anspruch in den Blick genom- 
men werden, die Lebensmittelphilanthropie der Unterneh- 
men erfolge aus Solidarität mit den Armen. 

Während ich diesen Text schrieb, verfolgte ich zufällig die 
Nachrichten des BBC World Service auf meinem Tablet und 
wurde von einer Spendenwerbung von Feeding America und 


1 Anmerkung der Herausgeber: Der Aufsatz ist eine Übersetzung eines Ka- 
pitels, das ursprünglich in der von Graham Riches im Jahr 2018 vorgeleg- 
ten Monographie „Food Bank Nation. Poverty, Corporate Charity and 
the Right to Food“. Das Kapitel trägt im Original den Titel „Corporate 
food charity: false promises of solidarity“. Für die Bereitstellung des Ka- 
pitels bedanken wir uns herzlich bei Graham Riches sowie bei Routledge, 
wo das Buch verlegt wurde. Zudem möchten wir uns für die Hilfe bei der 
Übersetzung herzlich bei Lukas Biehler (Wuppertal) und Kristie Jakobs 
(Hamburg) bedanken. 
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dem gemeinnützigen US Advertising Council überrascht (ich 
war zu Hause in Kanada). Die Anzeige lautete: ,,, Together we 
can fill their fridge‘ - Donate Now - ‚Together we’re Feeding 
America“ (BBC, 11.8.17). Ich bin mir nicht sicher, warum 
diese Aufforderung nördlich des 49. Breitengrads ausgestrahlt 
wurde, aber es war sicherlich eine Aufforderung, aus Solidari- 
tät zu spenden. Als ich dann über die Wohltätigkeit von Un- 
ternehmen im Lebensmittelbereich nachdachte, fragte ich 
mich, mit wem ich eigentlich solidarisch sein sollte. 

Diese Frage führte mich zurück in die 1980er Jahre und zu 
den Anfängen der Lebensmittelausgaben (food banks), dem 
späteren und damit einhergehenden Aufstieg der ‚food bank 
nations‘ in der reichen Welt und der Überlegung, wer davon 
profitiert und warum ‚übrig gebliebene‘ Lebensmittel an ‚üb- 
rig gebliebene‘ Menschen verteilt werden, wie es Elizabeth 
Dowler einmal ausdrückte. Vor welchen moralischen Ent- 
scheidungen stehen die Gesellschaft und der Staat - das öf- 
fentliche Interesse -, wenn es darum geht, ob Lebensmittel- 
hilfe von Unternehmen als normale und alltägliche Reaktion 
auf den weit verbreiteten Hunger in Haushalten betrachtet 
werden sollte: Was sind die ethischen Erwägungen, über die 
Einzelpersonen, die sich freiwillig engagieren und innerhalb 
der inzwischen weltweit institutionalisierten Tafel-Industrie 
arbeiten, vielleicht nachdenken sollten? 


2 Solidarität: der moralische Imperativ 


Von einer normativen Warte aus betrachtet, rückt die Frage 
der Solidarität in den Fokus der Aufmerksamkeit, zumal diese 
- dem eigenen Anspruch nach - eine der Triebfedern der 
weltweiten Lebensmitteltafelbewegung darstellt: Der morali- 
sche Imperativ, hungernde Menschen zu ernähren, ist grund- 
legend für wohltätige Lebensmitteltafeln. Hier drückt sich der 
zentrale Gedanke der Solidarität, also eine Einheit von Inte- 
ressen, Zielen und Maßnahmen, die ergriffen werden müssen, 
aus, um diejenigen zu unterstützen, die nicht selbst in der Lage 
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sind, sich und ihre Familien zu ernähren. Es geht also um Mit- 
gefühl im praktischen Sinne: Sich um den anderen kümmern; 
sich in die Lage anderer hineinversetzen; das hätte auch mich 
treffen können; wir sitzen alle im selben Boot; Fremden aus- 
helfen; und den sozial Ausgegrenzten zur Seite stehen. Einzel- 
personen und Glaubensgemeinschaften, die ihren Beitrag leis- 
ten, indem sie Lebensmittel spenden, bei Lebensmittelsamm- 
lungen mithelfen und bei Tafeln ehrenamtlich tätig sind, brin- 
gen damit ihr Engagement im Sinne der Solidaritätsidee zum 
Ausdruck. 

Für Einzelpersonen und Unternehmen besteht das Maß an 
Solidarität in der täglichen Aufgabe, immer mehr weggewor- 
fene Lebensmittel vor der Mülldeponie zu retten, größere und 
bessere Lebensmitteltafeln einzurichten und innovative Le- 
bensmittelverteilungszentren zu bauen, um Menschen in Not 
zu versorgen. Die implizite Botschaft der Solidarität ist die ei- 
nes Schulterschlusses mit den Armen und sozial Ausgegrenz- 
ten, indem sichergestellt wird, dass niemand hungern muss. 

Man könnte erwarten, dass jenes Engagement auch trans- 
nationale Konzerne und einheimische Unternehmen dazu 
motiviert, aus einem Gefühl der gesellschaftlichen Unterneh- 
mensverantwortung heraus einen Beitrag zu leisten, wie die 
großen Nahrungsmittelkonzerne, der Lebensmitteleinzelhan- 
del und die Dienstleistungsindustrie, philanthropische Stif- 
tungen, die Lebensmittel und Gelder bereitstellen und deren 
Vertreterinnen möglicherweise in den Vorständen der Le- 
bensmitteltafeln sitzen und dort die neu eingerichteten Maß- 
nahmen zur Ernährungssicherung verantworten. 


2.1 Solidarität in Europa 


Die Solidaritätsbotschaft kommt jedenfalls auch in den zent- 
ralen Werten zum Ausdruck, die den Auftrag der European 
Food Banks Federation (FEBA) bestimmen. Neben der (kos- 
tenlosen) Ausgabe, der (fairen und diskriminierungsfreien) 
Verteilung und dem Kampf gegen die Lebensmittelver- 
schwendung, ist Solidarität ein zentraler Wert, der die Philo- 
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sophie und die Arbeit der FEBA bestimmt. In ihrem Aufruf 
zur Solidarität wird dies genauer spezifiziert: „distributing 
(food) to charitable agencies that help the most deprived peo- 
ple in Europe, fostering volunteering and promoting social 
solidarities“ (FEBA 2017). Dies ist grundlegend für den Auf- 
trag der FEBA und steht im Einklang mit europäischen Nor- 
men - sozialen und kulturellen. 

Schließlich ist Solidarität ein zentraler Wert seit der Ent- 
stehung der EU wie der europäischen Sozialpolitik. Catherine 
Barnard, Professorin für Europäisches Gewerkschafts- und 
Arbeitsrecht in Cambridge, stellt fest, dass das Wort Solidari- 
tät in mehreren wichtigen EU-Verfassungsdokumenten vor- 
kommt, darunter in den Präambeln des Vertrags über eine 
Verfassung für Europa, im Vertrag von Lissabon und in der 
Grundrechtecharta aus dem Jahr 2000. Es kommt auch in den 
Überlegungen der EU-Kommission zu einer neuen sozialpoli- 
tischen Vision für Europa zum Ausdruck, unter anderem im 
Dokument Eine erneuerte Sozialagenda: Chancen, Zugangs- 
möglichkeiten und Solidarität im Europa des 21. Jahrhunderts 
von 2008 (Barnard 2014). Barnard stellt jedoch kritisch die 
Frage, ob das Konzept der Solidarität „[is] employed as much 
for it rhetorical value as its substance“ (ebd., S. 74). 

Von besonderem Interesse im Zusammenhang mit der 
Ernahrung von hungernden Menschen ist die Feststellung von 
Barnard ,,that ,[...] solidarity must not be conceived of merely 
in terms ofa response to individual need‘ since that would lead 
to a shift from the welfare state to a ‚charity state‘ but rather as 
expressed in the Solidarity Title of the Charter of Fundamental 
Rights as implying ,also an active role in terms of, for example 
social assistance and the provision of health care“ (ebd., 
S. 102; vgl. Supiot 2001). 

Historisch gesehen hat das Bekenntnis zur Solidaritat die 
Universalitat der nordischen Wohlfahrtsstaaten untermauert, 
auch wenn die Einführung von Lebensmitteltafeln in Finnland 
und in jiingerer Zeit in Danemark, Norwegen und Schweden 
darauf schließen lässt, dass das etwas nachlässt. Ähnlich ver- 
hält es sich mit den Lebensmitteltafeln in Deutschland. So 
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merkt Stefan Selke (2013) ironisch an, dass Solidaritat eigent- 
lich ein zentrales Merkmal darstellt: „the German constitu- 
tion’s criterion of unconditional help in the context of an in- 
stitutionalised system of solidarity in a welfare state“. Univer- 
salität und öffentlich finanzierte soziale Sicherungsnetze sind 
Ausdruck von Solidarität und sozialen Rechten, die in einem 
Spannungsverhältnis zur alltäglich ausgeübten Barmherzig- 
keit der betrieblich organisierten Lebensmitteltafeln und der 
neu errichteten Maßnahmen zur Ernährungssicherung des 
Wohltätigkeitsstaates stehen. 

Im katholisch geprägten Spanien schreibt Karlos Perez de 
Armiño mit Blick auf den besonderen Reiz von Solidarität und 
menschlichen Werten innerhalb der Tafel-Bewegung, dass der 
spanische Verband der Lebensmitteltafeln (FESBAL) behaup- 
tet hätte, er habe „a new concept of ‚solidarity‘, linking indust- 
ries with charities“ organisiert und damit „a commitment to a 
more prosperous world“ gemacht (FESBAL 2013). Dieses Be- 
kenntnis beinhaltet genauso eine moralische Verpflichtung 
für alle Bürgerinnen und Bürger, sich durch die Gründung lo- 
kaler „Solidaritätsnetzwerke“ an Aktivitäten zur Hungerbe- 
kämpfung zu beteiligen, wie es die Beteiligung am Kampf ge- 
gen Lebensmittelverschwendung und für soziale Gerechtig- 
keit beinhaltet (vgl. Perez de Armiño 2014). Mit anderen Wor- 
ten: Das Konzept der Solidarität wird als universeller Wert 
verstanden, der vielleicht in katholisch geprägten Ländern be- 
sondere Resonanz findet, da er nicht nur in der religiösen 
Lehre und den Familienwerten, sondern auch im politischen 
Diskurs und im Engagement für Gleichheit und soziale Ge- 
rechtigkeit verwurzelt ist. 

Solche moralischen Verpflichtungserklärungen mögen 
nur von rhetorischer Natur sein. Dennoch sind sie auch Aus- 
druck widersprüchlicher Ansichten über die Bedeutung von 
Solidarität. Denn die Spannung zwischen Mitgefühl im prak- 
tischen Sinne, dem moralischen Imperativ, der die Tafeln 
dazu veranlasst, hungernde Menschen zu ernähren, und sozi- 
aler Gerechtigkeit, dem Menschenrecht, sich selbst mit Wahl- 
freiheit und Würde zu ernähren, bleibt bestehen. Dass die ge- 
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sellschaftliche Unternehmensverantwortung der großen Nah- 
rungsmittelkonzerne und ihre Partnerschaft mit der Lebens- 
mitteltafelindustrie, die von FESBAL als neues Konzept der 
Solidarität betrachtet wird, dieses Problem lösen wird, ist eher 
unwahrscheinlich. In den USA wurde die Partnerschaft zwi- 
schen Nahrungsmittelkonzernen und Lebensmittelausgaben 
sogar als unheilige Allianz bezeichnet (Fisher 2017). 


2.2 Die gesellschaftliche Unternehmensverantwortung der 
großen Nahrungsmittelkonzerne 


Gesellschaftliche Unternehmensverantwortung ist in der Le- 
bensmittelindustrie auf allen Ebenen zu finden, auf globaler, 
nationaler und lokaler Ebene. Sie vermittelt eine Botschaft der 
Partnerschaft und Solidarität durch den Aufbau von Allianzen 
mit Lebensmittel-Wohltätigkeitsorganisationen und festigt 
die Idee betrieblich ausgerichteter Lebensmitteltafeln (vgl. 
Food Banking Inc.). 

Das transnationale Agrarunternehmen Cargill ist ein Bei- 
spiel für die Allianz großer Nahrungsmittelkonzerne mit der 
Lebensmittelhilfe. Seit mehr als 25 Jahren ist das Unterneh- 
men Partner von Feeding America. Das Unternehmen sieht 
sein Engagement darin, die Essenslücke zu schließen, die Le- 
bensmittelverschwendung zu reduzieren und Millionen von 
Bedürftigen zu ernähren: „[to] provide better access to food in 
local communities, while working to find long-term solutions 
to hunger“ (Cargill 2015, o. S.). Cargill war 2006 auch eines 
der Gründungsmitglieder des Global Foodbanking Network 
(GFN). 

In der gesamten reichen Welt hat Cargill unter den Le- 
bensmitteltafeln den Aufbau von Netzwerken in Mexiko bzw. 
deren Ausbau in Kanada und ebenso in Ungarn, Polen und 
Spanien unterstützt. In Europa hat es auch eng mit der FEBA 
zusammengearbeitet und dabei Finanzierung und Produkt- 
spenden sowie durch freiwillige Mitarbeiter*innen Arbeitszeit 
und Managementwissen zur Verfügung gestellt. Auch die bri- 
tische Organisation FareShare hat von der Unterstützung 
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durch Cargill bei der Gründung einer neuen Lebensmitteltafel 
in Liverpool profitiert. 

Ein weiteres Paradebeispiel in Europa ist der Aufruf zur 
internationalen Solidarität durch die Carrefour-Stiftung, die 
im Namen des französischen Lebensmittelkonzerns Carrefour 
handelt und in Partnerschaft mit der FEBA und dem GFN eine 
internationale Aktion zur Sammlung von Lebensmitteln für 
Lebensmitteltafeln in acht Ländern koordiniert (CF 2013). 

Das Oxfam-Policy-Paper Behind the Brands (2013, S. 16) 
weist darauf hin, dass die Vereinten Nationen im Jahr 2011 
„the vast human rights impacts of businesses“ anerkannt ha- 
ben. Dies hat Oxfam dazu veranlasst, „a detailed set of respon- 
sibilities to all companies“ zu befürworten. Globale Unterneh- 
men sind demnach verpflichtet, Richtlinien und Verfahren 
einzuführen, um Menschenrechtsprobleme in ihrer gesamten 
Lieferkette zu identifizieren und mit allen Interessengruppen, 
einschließlich Regierungen, zusammenzuarbeiten, um diese 
zu lösen (ebd.). Das Grundsatzpapier konzentriert sich vor al- 
lem auf die Lebensmittelgerechtigkeit und die Rolle der ‚Big 
10° der Lebensmittel- und Getränkeindustrie, der sichtbars- 
ten Unternehmensakteure im globalen Lebensmittelsystem, 
die über immense Macht verfügen. 

Oxfam behauptet, dass das Hauptaugenmerk der Lebens- 
mittel- und Getränkeindustriegiganten nicht immer darauf 
lag, sicherzustellen, dass „everyone always has enough nutri- 
tious food to eat“. Vielmehr hätten die Unternehmen im ver- 
gangenen Jahrhundert billiges Land und billige Arbeit ge- 
nutzt, „to produce the least expensive products possible - 
often of low nutritional value - while maximizing profits. As a 
consequences water resources have been depleted, greenhouse 
gas emissions have risen and labor has been exploited, yet the 
food industry and is shareholders have prospered“. Oxfam 
stellt weiter fest, dass in der Zwischenzeit nicht nur der Hun- 


2 Beiden ‚Big 10° handelt es sich um Associated British Foods (ABF), Coca- 
Cola, Danone, General Mils, Kellogg, Mars, Mondelez International (pre- 
viously Kraft Foods), Nestle, PepsiCo, Unilever (Oxfam 2013). 


172 


ger, sondern auch weltweite Epidemien von Diabetes und 
Fettleibigkeit mit der Produktion von ‚Junk Food‘ und zucker- 
haltigen Getränken durch die Lebensmittelindustrie zusam- 
menhängen (vgl. ebd., S. 5 f.). 

Um diesen negativen Folgen entgegenzuwirken, hat 
Oxfam eine ‚Behind the Brands‘-Kampagne ins Leben geru- 
fen, die mit den ‚Big 10° zusammenarbeitet, um die Art und 
Weise zu ändern, wie die großen Lebensmittelkonzerne ihre 
Geschäfte im globalen Lebensmittelsystem, insbesondere in 
Ländern mit niedrigem Einkommen, betreiben,. In Zusam- 
menarbeit mit den ‚Big 10° hat Oxfam einen Bewertungsbogen 
für Lebensmittelunternehmen eingeführt, mit dem die Leis- 
tungen der einzelnen Unternehmen in Bezug auf Land-, Was- 
ser- und Klimafragen, die Rechte und Bedingungen von 
Frauen, Landwirt*innen und Beschäftigten sowie in Bezug auf 
Transparenz bewertet werden können. Die CEOs werden dazu 
wie folgt zitiert: „there are a variety of reasons why it makes 
business sense for them to be attentive to corporate responsi- 
bility, including meeting ethical and philanthropic responsi- 
bilities, developing and maintaining legitimacy and reputa- 
tional capital, and building stronger relationships with 
stakeholders“ (ebd., S. 18). 

In den reichen OECD-Ländern gehören zu diesen Stake- 
holdern die ‚Big 10° der globalen Lebensmittelkonzerne, die 
ein integraler Bestandteil und aktiver Partner oder Unterstüt- 
zer der gemeinnützigen Tafel-Industrie in der reichen Welt 
sind. Indem sie den moralischen Imperativ, hungernde Men- 
schen zu ernähren, aufgreifen, werden sie als Beispiel für 
wohlwollend agierende Unternehmen dargestellt. Es stellt sich 
jedoch die Frage, ob ihr Handeln tatsächliches eines aus Soli- 
darität ist und wer von diesem Engagement profitiert. Geht es 
um die Solidarität der großen Nahrungsmittelkonzerne mit 
seinen Partner*innen in der Industrie der gemeinnützigen Le- 
bensmitteltafeln, die wir unterstützen sollen, oder mit denje- 
nigen, die zu arm sind, um sich und ihre Familien zu ernäh- 
ren? 
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3 „Unkritische“ Solidarität: versteckte Funktionen 
und falsche Versprechen 


Die Eroberung der Lebensmitteltafeln durch die großen 
Nahrungsmittelkonzerne in Verbindung mit der Gleichgül- 
tigkeit der auf Sparmaßnahmen bedachten Regierungen, die 
ihren moralischen Kompass verloren haben, stellt die Idee 
der Solidarität jedenfalls infrage. Karlos Pérez de Armiño, 
der über das Tafelwesen in Spanien schreibt, erklärt, dass es 
sich eher um „a way of uncritical solidarity“ (Perez de Ar- 
miño 2014, S. 144) handelt. Sie geht nicht auf die kritischen 
Bedenken von Organisationen gegen Armut und für soziale 
Gerechtigkeit ein, denn „no analysis can be found on the 
causes of hunger or poverty, nor any criticisms of the insti- 
tutions, their public policies in the framework of the crisis, 
or the economic system“ (ebd.). Sicherlich scheinen das Ta- 
felwesen und seine unternehmerischen Förderer Solidarität 
mit den Armen zu versprechen. Es gibt jedoch kaum Belege 
dafür, dass sich dies in der Förderung von sozialer Gerech- 
tigkeit, geschweige denn des Rechts auf angemessene Ernäh- 
rung niederschlägt. 

Wird gesellschaftliche Unternehmensverantwortung also 
zu Lösungen gegen Ernährungsarmut führen, die auf Men- 
schenrechten sowie wirtschaftlicher wie auch sozialer Gerech- 
tigkeit basieren? Stellen hierbei der Aufbau und die Institutio- 
nalisierung gemeinnütziger Lebensmittelsicherungsnetze, die 
von den Lebensmittelüberschüssen, der Finanzierung und 
dem Fachwissen der Lebensmittelindustrie abhängig sind, 
eine wirksame Lösung oder eine Ablenkung von den Ursa- 
chen von Lebensmittelarmut und Lebensmittelverschwen- 
dung dar? Wird durch den Aufbau ‚gemeinnütziger‘ Nah- 
rungsmittelsicherungsnetze die Frage des Hungers entpoli- 
tisiert und werden dadurch die dringenden Herausforderun- 
gen und die Notwendigkeit gemeinschaftlichen und sozialen 
Handelns entschärft? Oder ist die Partnerschaft der großen 
Nahrungsmittelkonzerne mit der Food Bank Nation eher eine 
gesellschaftliche Unternehmensinvestition, die den neolibera- 
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len Status quo bewahren soll? Die Antworten auf diese Fragen 
bestehen wohl eher aus falschen Versprechen. 


3.1 Gesellschaftliche Unternehmensinvestitionen 


Historisch gesehen waren es gerade in den Anfängen der Ta- 
feln die Wohltätigkeitsorganisationen, die sich um die übrig 
gebliebenen Lebensmittel der Lebensmittelhändler bemühten. 
Heute sieht das Szenario in Nordamerika anders aus: Die gro- 
ßen Nahrungsmittelkonzerne und ihre Partner aus der In- 
dustrie sitzen fest im Sattel der globalen Lebensmitteltafeln, 
halten die Zügel in der Hand und leiten endlose Mengen an 
überschüssigen Lebensmitteln auf ihrem Weg in Mülldepo- 
nien um, um die Hungernden zu ernähren. Dieses Ausmaß an 
Engagement seitens der Lebensmittelbranche für gesellschaft- 
liche Unternehmensverantwortung - im Sinne eines ‚doing 
well by doing good‘ - ist sicherlich zu begrüßen. Wenn man 
jedoch über die Rolle der Lebensmittelindustrie bei der Ent- 
wicklung von Lebensmittelsicherungsnetzen in Ländern mit 
hohem Einkommen nachdenkt, gibt es eine Kehrseite zu die- 
sem ‚doing good‘ von Seiten der Unternehmen. Möglicher- 
weise sind es kommerzielle Beweggründe oder soziale Investi- 
tionsinteressen der Unternehmen, die deren Agenda bestim- 
men. 

Diese Frage wurde kürzlich von der Ontario Society of Nutri- 
tion Professionals in Public Health gestellt, als sie sich zu dem 
bedeutenden Einfluss äußerte, den corporate social responsibi- 
lity-Konzepte auf die Lebensmittelhilfe und die Ernährungsun- 
sicherheit in Kanadas größter Provinz ausüben. Die Organisa- 
tion stellt fest, dass Unternehmen als Vorstandsmitglieder in 
nationalen und provinzialen Lebensmittelhilfsorganisationen 
mitwirken und erhebliche Lebensmittel- und Geldspenden be- 
reitstellen. Sie stellt jedoch auch fest, dass es laut Marktfor- 
schung bei Unternehmen, die auf diese Weise handeln, möglich 
ist, Gewinne daraus zu ziehen: „[to] build brand loyalty, attract 
new customers, drive word of mouth advertising and grow re- 
venue. They also benefit from donating unsaleable food by 
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avoiding landfill disposal fees“ (OSNPPH 2016, S. 3). Mit ande- 
ren Worten: Corporate social responsibility fungiert in erster 
Linie als eine Form von corporate social investment. 

Wenn die Idee der Solidarität darin besteht, an der Seite 
der Armen zu stehen, müssen wir stets die versteckten Funk- 
tionen der Übernahme der Tafeln und der Lebensmittelsiche- 
rungsnetze durch die Unternehmen aufdecken - und die oft 
unausgesprochenen moralischen Gewissheiten, die ihren 
Zwecken und ihrer Funktionsweise zugrunde gelegt werden, 
in die öffentliche Debatte einbringen. Die Fragen, die zu stel- 
len sind, lauten: Wer profitiert von der Übernahme der ge- 
meinnützigen Lebensmittelhilfe durch große Nahrungsmittel- 
konzerne und warum? Wer sollte sich eigentlich schämen, 
wenn Mitbürger*innen mit Lebensmitteln versorgt werden 
müssen? Warum wurde es der Lebensmittelindustrie und ih- 
ren Partnern, den gemeinnützigen Tafeln, überlassen, den 
Hunger zu verwalten und dabei die Armen zu disziplinieren 
und ein sekundäres Wohlfahrtssystem aufzubauen? Wer wird 
ausgeschlossen und steht weiterhin außen vor? Bei wem liegt 
die Rechenschaftspflicht? Ist es moralisch gesehen das Beste, 
was wir in der heutigen wohlhabenden westlichen Welt tun 
können, verschwendete und überschüssige Lebensmittel an 
Menschen zu verfüttern, die auf dem Arbeitsmarkt überflüssig 
sind? Diese Fragen fordern auch dazu auf, die nordamerikani- 
sche Praxis der Steueranreize für Unternehmen als eine Form 
der sozialen Investition von Unternehmen zu überdenken. 


3.2 Steuerliche Anreize für Unternehmen 


Es sollte nicht überraschen, dass Steuerabzüge und -befreiun- 
gen, die die Lebensmittelverschwendung eindämmen und 
wohltätige Lebensmittelspenden anregen sollen, zunehmend 
gefördert werden. Warum auch nicht? Sie stärken schließlich 
die gesellschaftliche Unternehmensverantwortung innerhalb 
der Lebensmittelindustrie und haben den zusätzlichen Vor- 
teil, dass sie die Rentabilität eines Unternehmens steigern. Ei- 
geninteresse im Dienst des Gemeinwohls. 
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In den letzten Jahren hat Food Banks Canada bei der 
früheren kanadischen Regierung dafür lobbyiert, Ottawas 
Plan zur Förderung des nationalen Wohltätigkeitssektors 
durch die Einführung von Steueranreizen für Lebensmittel- 
spenden zu unterstützen (FBC 2012). In jüngster Zeit haben 
sie den Vorschlag für kommunale ,Null-Abfall-Bewegungen‘ 
unterstützt, ebenfalls mit dem Ziel, bei der kanadischen Regie- 
rung für die Einführung von Steueranreizen zur Reduzierung 
von Lebensmittelabfällen zu lobbyieren. Steuergutschriften 
für Lebensmittelspenden wurden außerdem für Landwirt*in- 
nen auf Provinzebene in Quebec, Ontario und zuletzt in Bri- 
tish Columbia eingeführt. Auch wenn solche Steuergutschrif- 
ten den Landwirt*innen sicherlich zugutekommen, wie Robin 
Roff, Forscher am Canadian Centre for Policy Alternatives, ar- 
gumentiert, und einer kreative ‚Win-win‘-Lösung zu sein 
scheinen: „[...] food banks are not the solution to food in- 
security, either in the short or long term and should not be 
treated as a de facto public policy“ (Roff 2016, o. S). 

In Europa zeigt eine von Deloitte (Bio/Deloitte 2014, S. 6) 
im Auftrag des Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses durchgeführte Vergleichsstudie wenig überraschend, 
dass „fiscal incentives through tax credits and tax deductions 
encourage food donations“. Weiterhin wird festgestellt, dass 
„in France 60 % and in Spain 35 % ofthe value of donated food 
can be claimed as a corporate tax credit, meaning that food 
donors are able to deduct that percentage of the value of the 
donated food from the corporate tax on their revenue“ (ebd.). 

Es gibt zwar keine gemeinsame EU-Vorgabe für Lebens- 
mittelspenden, aber in Deutschland, Griechenland, Italien, 
Ungarn, Polen und Portugal wird auf Lebensmittelspenden 
keine Mehrwertsteuer erhoben und sie werden auch als ab- 
zugsfähige Steuerausgabe behandelt, wodurch sich das steuer- 
pflichtige Einkommen eines Unternehmens verringert. Die 
Höhe der Steuervergünstigung ist jedoch je nach Mitgliedstaat 
unterschiedlich. In Belgien, Dänemark, Frankreich, Spanien, 
Schweden und dem Vereinigten Königreich gibt es eine Reihe 
unterschiedlicher Maßnahmen (Deloitte 2013). Unabhängig 
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von der Steuerbefreiung fiir Lebensmittelspenden oder Le- 
bensmittelabfalle werden die Lebensmittelverarbeiter*innen 
und Einzelhandler*innen jedoch in jedem Fall bessergestellt 
sein. 

Ein französisches Gesetz erregt nun große Aufmerksam- 
keit in der EU, da es Supermärkten mit mehr als 400 m? Ver- 
kaufsfläche verbietet, Lebensmittel in Mülltonnen oder auf 
Mülldeponien zu entsorgen. Stattdessen werden sie verpflich- 
tet, Spendenverträge mit Tafeln und Wohltätigkeitsorganisa- 
tionen zu unterzeichnen. Ein Schritt, der von Carrefour, 
Frankreichs größter Supermarktkette, unterstützt wird (vgl. 
Chrisafis 2016). Die Gesetzgebung versucht hier mit Zuckerb- 
rot und Peitsche, die Lebensmittelverschwendung abzuschaf- 
fen und sie in überschüssige Lebensmittel umzudefinieren, die 
für die Ernährung hungriger Menschen genutzt werden. Die 
französischen Lebensmittelunternehmen haben nun die Wahl 
zwischen einer saftigen Geldstrafe (3.750 Euro) oder einer 
Steuergutschrift von 60 Prozent für ihr Unternehmen. Letzte- 
res kann die Gewinnspannen der Supermärkte nur verbessern 
und wird das Sicherungsnetz der Tafeln, dem neuen gesetzlich 
anerkannten Checkpoint am Ende der Lebensmittelhilfekette, 
weiter festigen. 


3.3 Harvard Food Law and Policy Clinic 


Keine der jüngsten Initiativen zur steuerlichen Förderung von 
Lebensmittelspenden in Europa und Kanada dürfte in den 
USA von großem Interesse sein, wo das etablierte öffentlich- 
private Lebensmittelsicherheitsnetz des Landes von mehr als 
fünfzig Jahren Bundesgesetzgebung zur Förderung von Le- 
bensmittelspenden profitiert hat, darunter dem Tax Reform 
Act (1976), dem Good Samaritan Act (1986), dem Bill Emerson 
Good Samaritan Act (1996) und dem Food Donation Act 
(2008). Überraschend und entmutigend finde ich die Rolle, 
die dabei die Harvard Food Law and Policy Clinic spielt. 

In einem 2016 erschienenen Briefing-Paper, in dem für Le- 
bensmittelspenden geworben und die Feinheiten der Bundes- 
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gesetzgebung tiber Steueranreize und deren Vorteile fir Un- 
ternehmen erläutert werden, weist die Harvard Food Law and 
Policy Clinic (FLPC) darauf hin, dass „federal tax incentives 
provide financial incentives that make food donations more 
cost effective and economically beneficial [... and] have been 
extraordinarily successful“ (FLPC 2016, S. 1). Als Beweis führt 
die FLPC an, dass nach der vorübergehenden Ausweitung des 
Geltungsbereichs auf eine größere Anzahl von Unternehmen 
im Jahr 2005 ein Anstieg der Lebensmittelspenden um 137 
Prozent im Jahr 2006 zu verzeichnen war und der Kongress 
die Ausweitung 2015 verstetigte (FLPC 2016). Die Absicht war 
nicht nur, das Spendenvolumen zu erhöhen, um Lebensmit- 
telabfälle zu vermeiden, sondern auch ausdrücklich darauf 
hinzuweisen, dass solche Maßnahmen gut für die Rentabilität 
der Unternehmen und zweifellos für gesellschaftliche Unter- 
nehmensinvestitionen sind. 

In dem FLPC-Briefing-Paper wird festgestellt, dass nur ei- 
nige US-Bundesstaaten die Bundesgesetzgebung über steuer- 
liche Anreize für Lebensmittelspenden durch eigene Gesetze 
ergänzen. Dazu gehört nicht der Bundesstaat Massachusetts, 
in dem Harvard und seine juristische Fakultät liegen. Aus die- 
sem Grund führt die FLPC in ihrem eigenen Bundesstaat eine 
Sensibilisierungs- und Interessenvertretungskampagne durch, 
die sich der Förderung von Lebensmittelspenden zur Versor- 
gung hungernder Menschen als Strategie zur Verringerung 
der Lebensmittelverschwendung verschrieben hat. Dies zeugt 
von einem bemerkenswerten Engagement der Besten und 
Klügsten, um die Institutionalisierung des Sicherungsnetzes in 
Form von betrieblichen Lebensmitteltafeln in den USA weiter 
zu stärken. Als solches ist die Kampagne ein klassisches Bei- 
spiel für ‚unkritische‘ Solidarität und für die falschen Verspre- 
chen der Lebensmittelhilfe durch Unternehmen. 

Die entscheidende Frage ist, weshalb von juristischer Seite 
so viel Intellekt und fachliches Können aufgewendet werden, 
um unwirksame Maßnahmen zur Bekämpfung von Hunger 
und Lebensmittelverschwendung - also Lebensmittelspenden 
- zu fördern. Liegen doch die Ursachen der Armut in dysfunk- 
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tionalen Lebensmittelsystemen und kaputten sozialen Siche- 
rungsnetzen, deren Begleiterscheinung und unzureichende 
Ergänzung die betrieblich ausgerichteten Tafeln sind. Jeder 
steuerlich absetzbare Dollar, mit dem eine Unternehmens- 
spende von Lebensmitteln unterstützt wird, ist daher ein Dol- 
lar, der den staatlichen Einnahmen entgeht. Sollten wir uns 
aus der Perspektive der Solidarität nicht vielmehr fragen, ob 
es den Armen nützt oder sie nicht eher bestraft, wenn wir das 
Verwalten des Hungers den großen Nahrungsmittelkonzer- 
nen und der unterfinanzierten und zersplitterten Wohlfahrt 
überlassen? 


4 Hungrige beschämen, Arme regulieren 


Im Herbst 2014 hatte ich die Gelegenheit, Glasgow wieder zu 
besuchen, wo ich mich 1965 als Student der Sozialpolitik im 
Stadtteil Gorbals mit Armutsfragen beschäftigt hatte. Diesmal 
nahm ich an der Jahreskonferenz von Nourish Scotland teil, 
der in Schottland führenden NGO für Ernährungsgerechtig- 
keit. Der Schwerpunkt der Konferenz lag auf der Erforschung 
des globalen Lebensmittelsystems, um klarere Vorstellungen 
davon zu entwickeln, wie Schottland Schritte in Richtung ei- 
ner ethischen Lebensmittelpolitik unternehmen kann. An der 
Konferenz nahmen 200 Personen aus verschiedenen Organi- 
sationen teil, darunter Lebensmittelproduzent*innen, politi- 
sche Entscheidungsträger*innen, Umweltschützer*innen, 
Mitarbeitende des öffentlichen Gesundheitswesens, Akademi- 
ker*innen, Menschenrechtsaktivist*innen und Aktivist*innen 
aus Zivilgesellschaft (NS 2014). Es war eine sehr erfolgreiche 
Veranstaltung, herausfordernd und sehr lehrreich. 

Auf der Konferenz traf ich nach fast drei Jahrzehnten der 
Forschung und des Schreibens über Lebensmittelhilfen auch 
das erste Mal auf einen hochrangigen Regierungsbeamten, 
den Leiter des schottischen Food, Drink and Rural Affairs 
Office, der öffentlich formulierte, wie sehr er sich schäme, dass 
die Tafeln nach Schottland gekommen waren. Drei Jahre 
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später, im September 2017, schrieb Elli Kontorradvis von 
Nourish Scotland mir in einer E-Mail, es sei „now normal for 
politicians in Scotland to say they are ashamed of the need for 
food banks“. Scham wird nicht nur von denjenigen empfun- 
den, die in der Schlange vor den Tafeln stehen. 

Dies soll nicht heißen, dass die Beschämung der Hungri- 
gen eine bewusste Politik ist, die von den Tafeln durchgesetzt 
wird, aber sie ist eine versteckte, unbeabsichtigte und unver- 
meidbare Folge einer gemeinniitzigen Lebensmittelversor- 
gung. Es ist das Stigma und die Erfahrung, sich als etwas an- 
deres zu fühlen, wenn man um Essen betteln muss und keine 
oder nur wenig Auswahl an der Essensausgabe hat (Selke 
2013; Garthwaite 2015; Lambie-Mumford 2017); es ist ein 
Verlust von Menschenrechten und Menschenwürde; und es 
ist Ausdruck eines Gefühls der Ohnmacht. Studien aus Neu- 
seeland, den Niederlanden, Deutschland und dem Vereinig- 
ten Königreich haben gezeigt, dass Scham und Angst zuerst 
von hungrigen Menschen erlebt wird, denen es zu peinlich ist, 
jemals einen Fuß in eine Lebensmittelausgabestelle zu setzen. 
Einige zögern es daher möglichst hinaus, andere gehen über- 
haupt nicht hin (Macpherson 2006; Placido/Rietberg 2010; 
van der Horst et al. 2014). Diese Menschen haben zu viel Stolz, 
um die Tafel zu betreten. 

Natürlich gibt es für viele keine Alternative, darunter Müt- 
ter, die Kinder zu ernähren haben (Tarasuk/Beaton 1999), o- 
der Menschen, deren Kreditrahmen erschöpft ist und die mit 
hohen Schulden und festen, aber unbezahlbaren Miet- und 
Heizkosten konfrontiert sind - ganz zu schweigen von den all- 
täglichen Kosten des normalen Lebens und den steigenden 
Lebensmittelpreisen. Auch wenn Lebensmittel noch so billig 
erscheinen mögen, sind sie für diejenigen einfach uner- 
schwinglich, die in prekären Verhältnissen leben und versu- 
chen, mit ‚Null-Stunden-Verträgen‘, unzureichenden Min- 
destlöhnen und Sozialleistungen über die Runden zu kom- 
men, oder denen Sanktionen auferlegt wurden und der An- 
spruch auf finanzielle Unterstützung kurz- oder langfristig 
verweigert wird. Lebensmittel sind der flexible Posten im 
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Haushaltsbudget. Sie sind das, was man einsparen oder ent- 
behren muss, egal ob man zur working poor gehört, im Reser- 
vat einer First Nation lebt, als Flüchtling in einem Wohnheim 
untergebracht ist oder ob man obdachlos ist und auf der 
Straße lebt. Unter solchen Umständen sind viele Menschen 
gezwungen, ihre persönliche Würde beiseite zu legen und die 
Schwelle zur Tafel zu überschreiten. 


4.1 Die ‚dunkle Seite‘ der Lebensmittelhilfen 


In den Niederlanden, so erinnern uns Hilje van der Horst und 
ihre Forscherkolleg*innen, gibt es eine „dunkle Seite“ der Ta- 
feln - wie sicherlich auch anderswo in der reichen Welt. Das 
hängt mit den emotionalen Reaktionen derjenigen zusam- 
men, für die diese Lebensmittelhilfen eine letzte Zuflucht sind. 
Die von Horst und anderen untersuchte Frage lautete: „[I]s it 
possible that food banks generate interactions of charitable 
giving that may be harmful to the self-esteem of receivers?“ 
(van der Horst et al. 2014, S. 1507). 

Während die Freiwilligen Dankbarkeit erwarteten (vgl. 
auch Tarasuk/Eakin 2003, 2005) und von einigen Empfän- 
ger*innen diese auch zum Ausdruck gebracht wurde, zeigt die 
Studie, dass das stärkste Gefühl der Empfänger*innen von Le- 
bensmittelpaketen Scham war. Scham über den Inhalt und die 
Qualität der bereitgestellten Lebensmittel (mit abgelaufenem 
oder überschrittenem Verfallsdatum; mit hohem Fett- und 
Zuckergehalt; oder in bereits verdorbenem Zustand) und über 
das, was sie erwartungsgemäß essen sollen („otherwise given 
to pigs“; van der Horst et al. 2014, S. 1515); Scham beim ersten 
Besuch der Essensausgabe (was sich im Laufe der Zeit etwas 
abschwächt) und im Umgang mit den ehrenamtlichen Mitar- 
beitenden, die als Teil der sozialen Regeln und Normen des 
Verhaltens in der Tafel zumindest ein gewisses Maß an Dank- 
barkeit erwarten; und Scham über die Stigmatisierung als Ta- 
fel-Nutzende und das Schuldgefühl, dass man sich mit der 
Frage der persönlichen Versagen auseinandersetzen muss. Die 
niederländischen Forscher*innen stellen zu Recht fest: „the 
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experience of needing to ask for help with a very basic human 
need, the need for food, is exceptionally degrading“ (ebd., 
S. 1516). In diesem Sinne formuliert die Kanadierin Elaine 
Power (2011, S. 15): „people find the experience of using a 
food bank stigmatizing, humiliating and degrading, no matter 
how kind the food bank staff and clients are“. 

Für den deutschen Kontext zeigen die Untersuchungen 
von Stefan Selke (2013, o. S.): „those who use food banks are 
being placed into a vulnerable situation with both physicaland 
psychological stress factors“. Zu den physischen Stressfakto- 
ren gehören „queuing in public and long waiting times“ (ebd.). 
Als psychologische Stressfaktoren wurden wiederholt gen- 
annt: „fear (of being seen by others), embarrassment, re- 
strictions (no choice, no right to complain) and dutiful re- 
sponses (statements of gratitude, rituals of submission). 
However the main stress factor is shame. There is a fundamen- 
tal conflict in that voluntary involvement is seen, on the one 
hand, as socially desirable while at the same time many emo- 
tionally stressful experiences of shame and denial are accepted 
and socially permitted by food bank volunteers“ (ebd., S. 2). 

Das Gefühl der Scham trifft den Kern der moralischen und 
ethischen Probleme, die mit der Verteilung von ‚übrig geblie- 
benen‘ Lebensmitteln an ‚übrig gebliebene‘ Menschen verbun- 
den sind. Diese Verteilung ist zwar gut gemeint, verweigert 
aber das Recht, die Lebensmittel auszuwählen, die man isst 
und für seine Familie zubereitet. Da wir in einer wohlhaben- 
den Marktwirtschaft leben, besteht der normale und übliche 
Weg darin, in ein Geschäft zu gehen und die Lebensmittel sei- 
ner Wahl zu kaufen. 


4.2 Hungernde verwalten, Arme disziplinieren 


Die nordamerikanischen Lebensmitteltafeln sind sich dieser 
Problematik durchaus bewusst, und sicherlich sind Möglich- 
keiten, immer größere Mengen an frischen und gesunden Le- 
bensmitteln bereitzustellen und eine möglichst große Auswahl 
anzubieten, wichtige Entwicklungen in diesem Bereich. Die 
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angebotenen Lebensmittel sind jedoch nur so ausreichend, 
nahrhaft, gesund und frisch wie die überschüssigen Lebens- 
mittel, die von der Lebensmittelindustrie und von Einzelper- 
sonen gespendet werden. Die Vorräte der Tafeln sind immer 
begrenzt, nie garantiert und immer knapp, sonst wären die 
von Unternehmen und Freiwilligen durchgeführten Lebens- 
mittelsammlungen nicht so häufig zu einer moralischen Ver- 
pflichtung geworden, die von Gemeinden überall eingefordert 
wird. 

Es geht um Folgendes: Jeden Tag, wenn gemeinnützige Ta- 
feln, Speisekammern und Essensprogramme ihre Türen öff- 
nen, übernehmen sie Verantwortung für die Überwachung 
und Verwaltung dessen, was früher als ‚Gemeinde- oder Ar- 
menfürsorge‘ bezeichnet wurde. In diesem Moment tiberneh- 
men die Tafeln und ihre ehrenamtlichen Mitarbeitenden die 
Verantwortung für die Verwaltung der Hungernden und die 
Regulierung, manche würden sagen, die Disziplinierung der 
Armen. Aus praktischen Gründen erfordern begrenzte Le- 
bensmittelvorräte in Verbindung mit einer großen Nachfrage 
die Festlegung und Anwendung von Berechtigungskriterien: 
Wer erhält Lebensmittel oder nicht? Wer befindet sich wirk- 
lich in einer Krise, wer nicht? Wer hat die Gabe verdient, wer 
hat sie nicht verdient? Wem kommt welche Menge an Waren 
zu - und wie oft? Zweifellos müssen die Freiwilligen in der 
ersten Reihe immer wieder äußerst schwierige Entscheidun- 
gen treffen, insbesondere wenn die Vorräte knapp sind. Die 
Hilfe, die die Einzelnen erhalten, sind vom Ermessen der frei- 
willigen Helfer*innen abhängen. 

Die Frage, wer anspruchsberechtigt ist (oder nicht) und 
Lebensmittel ausgibt (oder nicht), wird denjenigen vertraut 
sein, die an den Lebensmittelausgaben in der Schlange stehen, 
und insbesondere denjenigen, die bereits mit ähnlichen Be- 
dürftigkeitsprüfungen von Seiten staatlicher Sozialbehörden 
konfrontiert waren. Sie werden mit Beamten zu tun gehabt ha- 
ben, die in Einklang mit der Sozialgesetzgebung ihre Anträge 
auf finanzielle Unterstützung abgelehnt oder verzögert haben; 
die sich weigerten, die Leistungen zu erhöhen; oder die Sank- 


184 


tionen gegen diejenigen verhangten, die nicht in der Lage oder 
nicht bereit waren, eine Arbeit zu einem Lohn unterhalb der 
Armutsgrenze zu suchen oder anzunehmen. Antragstellende 
waren bei der Beantragung von Sozialleistungen schon immer 
vom Ermessen des Sozialbeamt*innen abhängig. Jetzt sind sie 
auf den guten Willen und das Ermessen der Heerscharen von 
Freiwilligen in den Lebensmittelausgaben angewiesen, die die 
ausgelagerten, unbezahlten Beschäftigten des neu gestalteten 
Wohltätigkeitsstaates sind. 


4.3 Der Wohltatigkeitsstaat für Lebensmittel 


Diejenigen, die die Schwelle der Tafel in nordamerikanischen 
Kontexten betreten, kommen entweder aus eigenem Antrieb 
oder klammern sich an ein Überweisungsformular fest, das 
von einer zuständigen Fachkraft oder einer Führungskraft der 
Gemeinde unterschrieben wurde und ihre Berechtigung be- 
stätigt. Im Vergleich zum Sozialamt werden sie wahrschein- 
lich freundlicher und verständnisvoller empfangen und erhal- 
ten eine sofortige Lebensmittelhilfe. Sie sollten sich jedoch 
nicht der Illusion hingeben, dass sie ein Sozialsystem gegen ein 
anderes ausgetauscht haben. Gemeinnützige Tafeln sind nicht 
mehr als die verlängerte und nicht rechenschaftspflichtige 
zweite Ebene des Wohlfahrtssystems, die die Hungernden ver- 
waltet und die Armen reguliert - im Namen eines gleichgülti- 
gen Staates, der nicht bereit ist, öffentliche Mittel in das soziale 
Sicherungsnetz zu investieren. 

Es lässt sich argumentieren, dass wohlmeinende Befür- 
worter*innen von Innovation und sozialem Unternehmertum 
daran gearbeitet haben, der Erfahrung der Essensausgabe den 
Stachel der Scham und Demütigung zu ziehen, indem sie ein- 
kommensschwachen Menschen eine gewisse Wahlmöglich- 
keit bieten, zum Beispiel in Sozialkaufhäusern einzukaufen o- 
der Gutscheinprogramme anderswo zu nutzen. Restaurants 
oder Cafes bieten kostenlose Mahlzeiten oder Mahlzeiten 
nach dem Prinzip ‚zahl, was du kannst‘ an, und gemeinnützige 
Tauschprogramme von Mahlzeiten haben sich ausgeweitet. 
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Diese werden als dreifache „Win-win-win“-Lösung für Ernah- 
rungsarmut angepriesen (Graslie 2013, o. S.). Dennoch bleibt 
das Stigma bestehen. 

Darüber hinaus sind solche Initiativen zusammen mit den 
Tafeln ein Beleg für die Entwicklung eines parallelen Systems 
der Lebensmittelhilfe (Kessl 2016), eines Lebensmittelsiche- 
rungsnetzes, das sekundäre Wohlfahrtssysteme und sekundäre 
Lebensmittelmärkte für sekundäre Verbraucher umfasst: 
Kennzeichen der Ankunft des Wohltätigkeitsstaates in der Le- 
bensmittelhilfe. Das ist keine gelebte Solidarität, die das Men- 
schenrecht auf angemessene Nahrung sichert. Den Menschen 
fehlt nach wie vor das Geld, und sie erleben weiterhin das 
Stigma, dass sie nicht wie alle anderen auf normale und übli- 
che Weise in den herkömmlichen Supermärkten und Lebens- 
mittelgeschäften einkaufen können. 


5 Politik losgelöst vom Thema Hunger: wer profitiert 
und warum? 


Wenn es darum geht, sich mit den Gründen auseinanderzu- 
setzen, warum immer mehr bedürftige Menschen in einkom- 
mensstarken OECD-Mitgliedstaaten auf Lebensmitteltafeln 
zurückgreifen müssen, ist es eine bittere Wahrheit, dass die 
Regierungen weggeschaut oder aber ganz praktisch mit einer 
Subvention hier oder einer Steuererleichterung dort es haben 
geschehen lassen. Dies ist vor allem in den USA der Fall, die 
die Entwicklung der betrieblich ausgerichteten Lebensmittel- 
tafeln (Food Banking Inc.) mit einer langen Tradition in der 
Gesetzgebung unterstützt haben. Die Vereinnahmung der ge- 
meinnützigen Tafeln durch die Unternehmen hat die vorgela- 
gerten strukturellen Ursachen des Hungers und der Lebens- 
mittelverschwendung in den USA verschleiert: kaputte soziale 
Sicherungsnetze und ein dysfunktionales globales Lebensmit- 
telsystem. Nur im durch den Brexit gespaltenen Großbritan- 
nien scheinen die Tafeln ein Thema in der politischen Debatte 
zu sein. Anderswo in der wohlhabenden Welt ist es den Food 
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Bank Nations und ihren unternehmerischen Wohltater*innen 
gelungen, die Politik aus dem Thema Hunger im eigenen Land 
herauszulösen, es als Sache der Wohltätigkeit und der Lebens- 
mittelverschwendung zu konstruieren, als ein technisches 
Problem, das gelöst werden kann. 

Mit dem Rückzug der Wohlfahrtsstaaten besteht kaum ein 
Zweifel daran, dass die Philanthropie, in größerem oder klei- 
nerem Ausmaß, die Lebensmittelnothilfe privatisiert und auf 
Kosten der öffentlich finanzierten Einkommenszuschüsse in- 
stitutionalisiert hat. Das Problem dabei ist, dass die Tafeln 
trotz gegenteiliger Belege in der Öffentlichkeit als Ausdruck 
der Solidarität mit den Armen und als wirksame ,Win-win‘- 
Lösungen zur Verringerung der Lebensmittelverschwendung 
und des Hungers im eigenen Land wahrgenommen werden. 
In der Zwischenzeit bietet die vermeintliche Effektivität der 
Tafeln „national governments a way to ‚outsource‘ the politi- 
cal risk of domestic hunger“ (Silvasti/Riches 2014, S. 202), ei- 
nen Beleg dafür, dass die Regierungen ihren moralischen 
Kompass verloren haben. 


5.1 Entpolitisierung des Hungers 


Lebensmitteltafeln haben die Politik von dem Thema Hunger 
herausgelöst und es der Öffentlichkeit und den Regierungen 
ermöglicht, zu glauben, dass die einkommensschwachen 
Menschen von den von Unternehmen unterstützten Lebens- 
mittelhilfsorganisationen gut versorgt werden. Im goldenen 
Zeitalter, in dem wir leben, ist dies ein wahr gewordener 
Traum für die etablierten Machteliten, die das Mantra des Ne- 
oliberalismus predigen: Wirtschaftswachstum, Arbeitsplätze 
(egal welche), ein schwacher Staat, Deregulierung, niedrigere 
Steuern und das Abwälzen von sozialer Fürsorge auf die Ge- 
meinschaft unter der Annahme philanthropischer Unterstüt- 
zung. Diese Ideologie hat sich entfaltet und unterstützt durch 
„the corporate self promotion of their food charity efforts and 
media coverage, food charity has proved to be an acceptable 
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and appropriate response to food insecurity“ (OSNPPH 2016, 
S. 3). 

Institutionalisierte Lebensmitteltafeln haben zur Entste- 
hung von sekundaren Wohlfahrtssystemen und Lebensmittel- 
märkten für sekundäre Verbraucher und zur Einrichtung ei- 
nes parallelen Systems oder eines Vor-Wohlfahrtssystems der 
Lebensmittelhilfe geführt - eine Behelfslösung für das unter- 
finanzierte soziale Sicherungsnetz. Dies hat es den Regierun- 
gen ermöglicht, strikt durchgesetzte Kriterien für die Gewäh- 
rung von Sozialhilfe einzuführen, die den Zugang zu fi- 
nanzieller Unterstützung für arbeitsfähige Menschen ohne 
Bindung an den Arbeitsmarkt einschränken oder verweigern 
können, mit der Behauptung, dass sie den Steuerzahlenden die 
Kosten für unnötige Ausgaben für Einkommenssicherheit 
und Sozialhilfe ersparen. 

In diesem Prozess entledigt sich der gleichgültige Staat der 
Verantwortung für die Grundnahrungsmittelversorgung vul- 
nerabler Bürger*innen. Der Gesellschaftsvertrag ist gebro- 
chen. Die Regierungen sind nicht mehr öffentlich rechen- 
schaftspflichtig: Der Hunger im eigenen Land wurde von der 
politischen Tagesordnung gestrichen. Es gibt keine Sorgen. 
Die großen Nahrungsmittelkonzerne und ihre Partner*innen 
aus der Industrie, die aus Solidarität und gesellschaftlicher 
Unternehmensverantwortung heraus handeln, werden die Ta- 
feln philanthropisch unterstützen, die Lebensmittelsicherheit 
fördern und als die neuen Beschützer*innen der hungernden 
Armen dienen. Oder nicht? 


5.2 Wer profitiert und warum 


Wer profitiert angesichts des Versprechens der Solidarität 
wirklich von der Vereinnahmung der Tafeln durch die Unter- 
nehmen und der Wiederverwertung überschüssiger Lebens- 
mittel für die Ernährung von Hungernden und warum? In 
Anbetracht der vorgelagerten Probleme kaputter sozialer Si- 
cherungsnetze und dysfunktionaler Überproduktion von Le- 
bensmitteln, ganz zu schweigen von den Grenzen, die den Ta- 
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feln durch ihre Abhängigkeit von der Menge und Qualität der 
zufällig verfügbaren überschüssigen Lebensmittel gesetzt sind. 
Abgesehen von den moralischen und ethischen Fragen der 
Verwendung von „übrig gebliebenen“ Lebensmitteln zur Er- 
nährung von „übrig gebliebenen“ Menschen gibt es kaum Be- 
lege dafür, dass in erster Linie die Millionen von Tafel-Nut- 
zenden davon profitieren, und schon gar nicht diejenigen, die 
sich zu sehr schämen, über die Schwelle zu treten und um Es- 
sen zu betteln. Tatsache ist, dass zu viele es sich nicht einmal 
leisten können, billige Lebensmittel auf den Tisch zu bringen. 

In der reichen Welt sind die Hauptnutznießer der Tafeln 
die großen Nahrungsmittelkonzerne und der Staat. In einer 
Kultur des Philanthrokapitalismus profitieren große Lebens- 
mittelkonzerne, Agrarunternehmen, Lebensmittelprodu- 
zent*innen, Supermärkte und Restaurants, die aus einem Ge- 
fühl der Solidarität und der gesellschaftlichen Unternehmens- 
verantwortung heraus handeln, buchstäblich und im übertra- 
genen Sinne von der Demonstration guten Willens, einem ge- 
sunden Geschäftssinn und einem wettbewerbsfähigen Mar- 
kenimage. Es handelt sich um eine Form gesellschaftlicher 
Unternehmensinvestition. Wie bei ihren Partnerorganisatio- 
nen, den Tafeln, wird davon ausgegangen, dass sie mit öffent- 
licher Unterstützung in die Bresche gesprungen sind. Im Laufe 
der Zeit sind die großen Nahrungsmittelkonzerne und phi- 
lanthropischen Stiftungen sowie die Lebensmitteltafeln zu den 
„Gatekeepern“ der heutigen gemeinnützigen Lebensmittelsi- 
cherungsnetze in der OECD geworden. Die von Unternehmen 
übernommene Food Bank Nation hat ein Eigenleben entwi- 
ckelt, und das Modell der US-Lebensmittelhilfe wird in die rei- 
che Welt exportiert. Das muss gut fürs Geschäft sein. 

Die Regierungen und wir als Steuerzahlende und Verbrau- 
cher*innen sind ebenfalls große Nutznießer. Der unkritische 
oder irreführende Sinn für Solidarität, der dem Aufstieg der 
Food Bank Nations zugrunde liegt, ermöglicht es dem Staat, 
sich darauf zu verlassen, dass die Armen ernährt werden, was 
ihn nichts weiter angeht. Die öffentlichen Einnahmen müssen 
nicht erhöht werden, und der Staat kann weiterhin das neoli- 
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berale Mantra von immer niedrigeren Steuern aufsagen. Die 
Mindestlöhne können niedrig gehalten, existenzsichernde 
Löhne angefochten und Einkommensbeihilfen gekürzt oder 
verweigert werden. Die Regierungen auf allen Ebenen schei- 
nen sich nicht zu schämen, in den USA werden die Lebens- 
mittelbanken sogar gelobt, während andere nationale Regie- 
rungen sich eher janusköpfig verhalten - sie schauen in beide 
Richtungen, drücken ein Auge zu, verabschieden aber Gesetze 
zur Lebensmittelsicherheit, Lebensmittelverschwendung und 
Steuerbefreiung (entgangene Einnahmen), um der Sache zu 
helfen. 

Während einige Politiker*innen unentschlossen sein mö- 
gen, werden nur wenige mutig genug sein, die globale Erobe- 
rung des Lebensmitteltafelwesens durch die großen Lebens- 
mittelkonzerne und die Ausbreitung der gemeinnützigen 
Lebensmittelsicherungsnetze nach US-amerikanischem Vor- 
bild in anderen OECD-Mitgliedstaaten zu kritisieren. Warum 
sollte man sich einmischen, wenn die Tafeln die Hungernden 
und die Armen regulieren und im Doppelpack angeblich eine 
„Win-win“-Lösung gegen die Lebensmittelverschwendung 
bieten. 

Es muss auch betont werden, dass die Arbeit der Tafeln 
von Tausenden von Spender*innen und der unentgeltlichen 
Arbeit von Freiwilligen abhängt. Inwieweit könnten sie Nutz- 
nießer sein? Trotz der Widersprüche und Unklarheiten in ih- 
rer Rolle bringen die Freiwilligen ihr in der täglichen Praxis 
ausgeübtes Mitgefühl aktiv zum Ausdruck, indem sie in der 
ersten Reihe arbeiten, um den Hunger zu lindern, indem sie 
Lebensmittelpakete an Bedürftige ausliefern. Untersuchungen 
zeigen zwar, dass die Freiwilligen unterschiedliche Ansichten 
darüber haben, ob die Empfänger*innen von Lebensmittelpa- 
keten bedürftig sind oder nicht, aber dennoch handeln sie 
nach ihren Überzeugungen und leisten ihren Beitrag. In den 
Medien und in der Online-Werbung der Tafeln werden die 
Freiwilligen oft mit einem starken Gefühl der Kameradschaft 
und der Verantwortung für die Gemeinschaft dargestellt, wo- 
bei die Bilder sie immer lächelnd zeigen. 
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Dennoch sollten sie sich über die Ineffektivität der Tafeln 
und ihre angebliche Solidarität mit den Armen Gedanken ma- 
chen, was einige auch tun. Wie bereits vor zwanzig Jahren fest- 
gestellt wurde, wirkt der moralische Imperativ, Hungernde zu 
ernähren, eher wie ein moralisches Sicherheitsventil (Poppen- 
dieck 1998; Berg 2008), das uns glauben macht, dass wir unse- 
ren Teil getan haben, während die strukturellen und primären 
Gründe der Ernährungsarmut unangetastet bleiben. 

Die weltweite Verbreitung der Lebensmitteltafeln nach 
US-amerikanischem Vorbild hat gezeigt, dass es nicht Teil der 
Lösung gegen Hunger und Ernährungsunsicherheit ist, son- 
dern Teil des Problems. Die Regierungen haben dies ausge- 
nutzt. Die Vernachlässigung von Einkommenssicherheit und 
öffentlich finanzierten sozialen Sicherungsnetzen zugunsten 
von Nahrungsmittelhilfe, die von überschüssigen Lebensmit- 
teln abhängig ist, um hungernde Menschen zu ernähren, ist 
nicht nur ineffektiv, sondern verwehrt auch Wahlmöglichkei- 
ten und untergräbt die Menschenwürde. Es lenkt die Auf- 
merksamkeit von einer öffentlichen Politik ab, die auf dem 
Menschenrecht auf angemessene Ernährung basiert. 


6 Reflexionen 


Die falschen Versprechungen der Solidarität zeigen sich in der 
Vereinnahmung der Tafeln durch die Unternehmen und ihrer 
Abhängigkeit von den Lebensmittelresten der großen Lebens- 
mittelkonzerne und Supermärkte. Die institutionalisierte Le- 
bensmittelhilfe, die es den Regierungen ermöglicht, gleichgül- 
tig wegzuschauen, erlaubt lediglich die fortgesetzte Durch- 
setzung der neoliberalen Wohlfahrtspolitik zur Verwaltung 
und Regulierung der Armen. Die Sozialleistungen sind nach 
wie vor so niedrig, dass hungrige Menschen in Niedriglohnjobs 
gedrängt werden, vorausgesetzt diese sind verfügbar, was wie- 
derum Menschen mit einer starken Arbeitsmoral an die Regale 
der Lebensmitteltafeln zwingt. Wohltätige Lebensmittelsiche- 
rungsnetze, die als Sicherheitsnetz für unterfinanzierte und ka- 
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putte Systeme der Einkommenssicherung dienen, verschleiern 
die tieferen Ursachen des Hungers in den Haushalten und len- 
ken vom Menschenrecht auf angemessene Ernahrung ab. Die 
Solidaritätsversprechen der Tafeln, die mehr vom Gleichen lie- 
fern, verfestigen die Ungleichheit bei der Ernährung. 

Während die globale gemeinnützige Lebensmitteltafelin- 
dustrie behauptet, eine „Win-win“-Lösung zur Verringerung 
der Lebensmittelverschwendung und des Hungers in der Be- 
völkerung zu haben, ist dies ein leeres und irreführendes Ver- 
sprechen. Es hält die Mythen über die Fähigkeit und das En- 
gagement von wohltätigen Unternehmen für Solidarität und 
soziale Rechte aufrecht und untergräbt gleichzeitig die Re- 
chenschaftspflicht der Regierungen und die Möglichkeit einer 
wirksamen öffentlichen Politik. Anstatt sich mit den Armen 
zu solidarisieren und die Aufmerksamkeit auf Einkommens- 
armut und Ungleichheit zu lenken, verschleiern die versteck- 
ten Funktionen der betrieblichen Lebensmitteltafeln die Fra- 
gen nach den strukturellen Ursachen und wer wirklich 
profitiert und warum. Dadurch wird der Staat zum Zuschauer 
der sich ausweitenden Einkommensungleichheit und unge- 
rechten Ernährung. 

Während die Verantwortung des Staates für die Bekämp- 
fung des Hungers im eigenen Land auf die Nahrungsmittel- 
hilfe von Unternehmen abgewälzt wird, haben Lebensmittel- 
tafeln sich als eine Art „unkritische Solidarität“ erwiesen. 
Angesichts der Ineffektivität und der moralischen Dilemmata 
und ethischen Fragen, mit denen das Projekt Food Bank Na- 
tion konfrontiert ist, müssen wir uns fragen, ob die Umleitung 
verschwendeter Lebensmittel von den Mülldeponien zur Er- 
nährung von Millionen zurückgelassener Menschen wirklich 
das Beste ist, was wohlhabende OECD-Mitgliedsstaaten als 
Lösung gegen Hunger und Ernährungsarmut im eigenen Land 
tun können. 

Auf dem Weg einer Welt „jenseits der Überschüsse“ ist es 
notwendig, das Gespräch von unkritischer zu kollektiver Soli- 
darität auf der Grundlage des Menschenrechts auf angemes- 
sene Ernährung zu führen. 
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Zum gesellschaftlichen und historischen 
Ort der neuen Mitleidsökonomie 


Ein virtuelles Gesprach 


Ute Frevert und Greta Wagner im Gesprach 
mit Fabian Kessl und Holger Schoneville 


Fabian Kessl und Holger Schoneville: Liebe Frau Frevert, 
liebe Frau Wagner, ganz herzlichen Dank für Ihre Bereitschaft 
zu diesem Gespräch. Wir möchten dieses mit einer ersten 
These eröffnen: Das Phänomen der ‚neuen Mitleidsökonomie‘ 
ist dadurch bestimmt, dass es historisch eine wirkliche Verän- 
derung - etwas ‚Neues‘ - markiert. Für diese Einschätzung 
spricht unseres Erachtens der Ausbau der entsprechenden 
Angebote in den vergangenen 25 Jahren (seit Mitte der 1990er 
Jahre) - wenn wir einmal beim bundesdeutschen Kontext blei- 
ben -, ihre große Nutzung, ihre deutliche öffentliche Wahr- 
nehmung und nicht zuletzt ihre Relevanz als System der Ar- 
menhilfe. Erst kürzlich haben Kollegen des DIW in Berlin zum 
ersten Mal Auszählungen auf Basis des SOEP vorgelegt, dass 
im ersten Halbjahr 2020 knapp 1,1 Millionen Menschen, also 
1,3 Prozent der Menschen in bundesdeutschen Privathaushal- 
ten, eine Tafel genutzt haben. Wenn wir unsere eigenen Aus- 
zählungen von vor einigen Jahren heranziehen - und den 
Blick auf alle Angebote der neuen Mitleidsökonomie erwei- 
tern -, müssen wir davon ausgehen, dass eine Gruppe von 
mehreren Millionen Menschen pro Jahr aktuell eine Kleider- 
kammer, eine Tafel, ein Sozialkaufhaus oder eine Suppenkü- 
che nutzt. Gleichzeitig sind Suppenküchen oder Kleiderkam- 
mern nun aber selbstverständlich keine historisch neue 
Erfindung. Aus unserer Sicht liegt ein entscheidender Unter- 
schied allerdings sehr wohl darin, dass sie bis Ende des 20. 
Jahrhunderts - zumindest im Kontext etablierter Wohlfahrts- 
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staaten - auf wenige Bereiche der Notversorgung beschränkt 
waren, wie die Wohnungslosenhilfe oder Unterstützungsan- 
gebote für Menschen auf der Flucht. Darum die Frage, wie Sie 
das Verhältnis von Veränderung und Kontinuität in Bezug auf 
das von uns hier fokussierte Phänomen verstehen würden. 
Oder zugespitzter formuliert: Haben wir es mit einer histori- 
schen Zäsur zu tun, so wie wir es mit dem Adjektiv ‚neu‘ in der 
neuen Mitleidsökonomie ja unterstellen? 


Ute Frevert: Es kommt darauf an, wie weit wir zurück- 
schauen. Wie Sie sagen: genau genommen sind das alles keine 
neuen Erfindungen. Historisch neu ist hingegen der Rechts- 
anspruch auf Mindestunterstützung, den das Sozialhilfegesetz 
der Bundesrepublik 1961 verbindlich festschrieb, unter Hin- 
weis auf die im Grundgesetz prominent verankerte Men- 
schenwürde. Ein „menschenwürdiges Dasein“ hatte 1919 be- 
reits die Weimarer Reichsverfassung als Ziel benannt. Dem 
Staat kam die Pflicht zu, dieses Dasein zu gewährleisten. Wer 
sich nicht selbst helfen konnte, erhielt Unterstützung aus ei- 
nem tief gestaffelten kommunalen System öffentlicher Für- 
sorge. Dieses System hatte seinerseits Vorläufer in der lokalen 
Armenpflege, die seit dem späten 18. Jahrhundert grundle- 
gend reformiert und umgestaltet worden war. Sie war über 
weite Strecken ehrenamtlich organisiert und lag in den Hän- 
den ehrbarer Bürger, die ein genaues Auge auf ihre Klient*in- 
nen hielten. 

Öffentliche und private Wohltätigkeit existierten damals 
nebeneinander und griffen ineinander. Oft waren sie nach Ge- 
schlechtern getrennt: Männer kümmerten sich um das 6ffent- 
liche System, Frauen leisteten ‚mildtätige‘ Hilfe von Mensch 
zu Mensch, von Frau zu Frau. Berühmt-berüchtigt waren die 
zahlreichen Wohltätigkeitsbasare, für die bürgerliche Töchter 
und Ehefrauen Handarbeiten anfertigten. Der Erlös daraus 
kam ausgewählten Bedürftigen zu. Außerdem gab es eine 
Menge sozialer Vereine, die sich um notleidende Menschen 
kümmerten und ihnen finanzielle und materielle Hilfe leiste- 
ten. Dazu gehörten auch Selbsthilfevereine wie der 1888 ge- 
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gründete Arbeiter-Samariter-Bund im sozialdemokratischen 
Milieu. Nicht zu vergessen die vielen „milden Stiftungen“, die 
dem religiösen Grundsatz der Barmherzigkeit folgten und 
häufig von Pfarrern verwaltet wurden. Sie setzten die Tradi- 
tion des Almosens fort, die es in allen Weltreligionen als sozi- 
ale Praxis und moralische Pflicht gab. Um des eigenen Seelen- 
heils willen sollten Bemittelte Unbemittelten etwas abgeben. 

Historisch neu ist also nicht, dass Private sich an der Un- 
terstützung Notleidender beteiligen. Historisch neu war die 
Einführung einer staatlichen Verpflichtung dazu im 20. Jahr- 
hundert, ohne Minderung staatsbürgerlicher Rechte für dieje- 
nigen, die Unterstützung bezogen. Immerhin durfte vor 1919 
niemand, der kommunale Wohlfahrtsleistungen in Anspruch 
nahm, zur Wahl gehen oder in ein politisches Amt gewählt 
werden. Der Bürgerstatus und die damit verbundenen Rechte 
kamen prinzipiell nur jenen Männern zu, die für sich und ihre 
Familien aus eigener Kraft und eigenem Erwerb sorgten. Diese 
Diskriminierungen fielen im 20. Jahrhundert weg, und das be- 
deutete eine oder sogar die entscheidende Zäsur. 

Zugleich setzte sich das bürgerlich-zivilgesellschaftliche 
Engagement fort. Auch in der Weimarer Republik gab es zahl- 
reiche Wohlfahrtsvereine und -verbände, in denen Ehren- 
und Hauptamtliche tätig waren. 1924 schlossen sie sich zu 
dem zusammen, was seit 1932 Deutscher Paritätischer Wohl- 
fahrtsverband heißt. Unter sein Dach ist mittlerweile, neben 
vielen anderen Organisationen, auch die Volkssolidarität ge- 
schlüpft, im Oktober 1945 in Dresden gegründet und zu DDR- 
Zeiten eine der größten Massenorganisationen mit Schwer- 
punkt auf der Unterstützung älterer Menschen. Übrigens hat- 
ten das Konzept und die Praxis einer klassenübergreifenden 
‚Volkssolidarität‘- unter anderem Namen - bereits im Natio- 
nalsozialismus einen enormen Aufschwung erlebt. Um die 
Gleichheit und Einheit der ‚Volksgemeinschaft‘ zu demonst- 
rieren, fanden öffentliche Gemeinschaftsessen statt, bei denen 
sich Bedürftige und gutsituierte Bürger*innen eine Mahlzeit 
aus der Eintopfterrine teilten. Hausfrauen sollten statt des 
Sonntagsbratens ein billiges Gericht auf den Tisch stellen und 
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die gesparte Summe an das Winterhilfswerk spenden. Jungen 
und Mädchen der Hitlerjugend gingen von Tür zu Tür und 
sammelten die Spenden ein. Das nannte sich ‚Sozialismus der 
Tat‘ und diente anfangs dazu, die akute Not von Arbeits- und 
Obdachlosen zu lindern. Später füllten die Spenden die Kassen 
der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt, deren 17 Millio- 
nen Mitglieder und Hunderttausende ehrenamtlicher Mitar- 
beiter*innen die Solidarbereitschaft der „Volksgenossen“ un- 
ter Beweis stellten. 

Nach dem Krieg ging diese Bereitschaft deutlich zurück, 
und auch das Organisationsbedürfnis war, zumindest in der 
Bundesrepublik, sehr viel geringer ausgeprägt. In dem Maße, 
wie der Staat seine sozialen Leistungen in der Grundsiche- 
rung, aber auch in der Renten-, Familien- und Wohnungsbau- 
politik rasch und massiv ausbaute, schien die tatkräftige Mit- 
hilfe der Einzelnen weniger vonnöten. Aus dieser Sicht 
markiert das, was Sie ‚neue Mitleidsökonomie‘ nennen, die 
Fortsetzung einer Tradition, die auf jahrhundertealte religiöse 
Vorgaben rekurrierte, seit dem späten 18. Jahrhundert zahl- 
reiche neue Organisationsformen hervorbrachte, bis zur Mitte 
des 20. Jahrhunderts erfolgreich neben den Systemen staatli- 
cher Daseinssicherung existierte und anschließend, für einen 
historisch kurzen Zeitraum, rückläufig war. 


Greta Wagner: Das ist unzweifelhaft vor allem eine Frage an 
die Historikerin. Daher würde ich hier gern nur einiges ergän- 
zen. Ute Frevert hat ja ausgeführt, inwiefern Mitleidsökono- 
mien nicht neu sind, sondern in vielen gabenbasierten Nothil- 
fen eine lange Geschichte haben. Neu ist also ein bestimmtes 
institutionelles Arrangement: Die Einführung des Wohl- 
fahrtsstaates nämlich sollte ja eigentlich unabhängig von der 
individuellen Hilfsbereitschaft Einzelner die Versorgung Be- 
dürftiger gewährleisten und durch den Rechtsanspruch darauf 
auch unabhängig von der Willkür Einzelner machen. Nun 
wird versucht, die entstandene Versorgungslücke durch den 
Rückzug des Wohlfahrtstaates von seinen Aufgaben spenden- 
basiert zu schließen. Was Menschen - sieht man von Unter- 
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nehmensspenden ab - dazu bewegt, zu spenden, ist gut be- 
forscht. Die Einfühlung in das Leiden anderer ist nicht das ein- 
zige Motiv, aber ein wichtiger Faktor. 

Soziologisch kann man ergänzen, dass sich Gesellschaften 
vor der Einführung von Wohlfahrtsstaatlichkeit zu einem gro- 
ßen Teil über privat organisierte gegenseitige Hilfe und Un- 
terstützung Bedürftiger integrierten. Moderne funktional dif- 
ferenzierte Gesellschaften dagegen haben organisierte Sozial- 
systeme hervorgebracht, die auf das Helfen spezialisiert sind 
und die Einzelnen von der Pflicht zu helfen entlasten. Niklas 
Luhmann behauptet deshalb auch 1975, dass es - da es Gegen- 
stand einer individuellen Entscheidung geworden sei, anderen 
zu helfen und nicht mehr moralische Pflicht - mit dem „Pa- 
thos des Helfens“ vorbei sei. Wenn also etwas neu ist, dann 
wohl, dass das Pathos des Helfens wiederkehrt, von dem man 
zwischenzeitlich (und zwar historisch in der Tat in einem nur 
sehr kurzen Zeitraum) dachte, dass es obsolet geworden sei. 


Fabian Kessl und Holger Schoneville: Wenn wir nochmals 
einen Moment bei der Frage des Neuen der neuen Mit- 
leidsökonomie bleiben, unseren Blick aber insbesondere auf 
die Bedeutung dessen im Kontext von Wohlfahrtstaatlichkeit 
legen: Würden Sie unsere Einschätzung teilen, dass die Neue 
Mitleidsökonomie symptomatisch für eine größere Transfor- 
mation steht, die als Übergang zu einer spät-wohlfahrtsstaat- 
lichen Periode ausgeflaggt werden muss? Diese Frage ist von 
der Beobachtung getragen, dass wir die neue Mitleidsökono- 
mie als einen markanten, aber oft unbeachteten Teil des trans- 
formierten Sozial- und Wohlfahrtsstaats im 21. Jahrhundert 
deuten. Dafür spricht die Praxis, dass Jobcenter den Verweis 
auf das lokale Sozialkaufhaus und die Tafel längst selbstver- 
ständlich nutzen; Nutzer*innen ihre einrichtungsbezogenen 
Geldzuweisungen vom Jobcenter teilweise direkt bei einem lo- 
kalen Sozialkaufhaus einlösen können; oder auch, dass soziale 
Träger nur mit den Lebensmittelspenden von Tafeln ihr nied- 
rigschwelliges Angebot weiter aufrechterhalten können - zum 
Beispiel im Fall von Begegnungsstätten für alkoholkranke 
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Menschen oder im Fall von Angeboten fiir Sexarbeiter*innen. 
Wir würden die neue Mitleidsökonomie daher in einem 
‚Schatten des Sozialstaats‘ verorten, also als weithin unbeach- 
tete Hinterbühne unseres sozialen Sicherungs- und sozialen 
Dienstleistungssystems. Wie würden Sie die Bedeutung dieser 
Entwicklung für die Verfassung des wohlfahrtsstaatlichen Ar- 
rangements insgesamt deuten und einordnen? 


Ute Frevert: Wenn ich erneut die historische Perspektive be- 
mühen darf, dann sehe ich weniger eine ‚great transformation‘ 
als ein Wiederanknüpfen an die traditionelle Doppelgleisig- 
keit von privater und öffentlicher Wohlfahrtspflege und -po- 
litik. Dass Sie das als ‚größere Transformation‘ und Übergang 
zu einer neuen Entwicklungsperiode deuten, hat viel mit dem 
gewählten Zeitausschnitt zu tun. Vor dem Hintergrund des- 
sen, was sich als Ausbau des bundesrepublikanischen Sozial- 
staats seit den 1950er Jahren beschreiben lässt, mag die jüngste 
Expansion privaten Engagements als Gamechanger erschei- 
nen. In längerer Sicht ist sie das nicht. 

Ich sehe auch nicht, dass es hier eine Vorder- und eine Hin- 
terbühne gibt oder dass private Initiativen im Schatten des So- 
zialstaats operieren. Sie sind doch, mit Verlaub, ausgesprochen 
sichtbar und prominent. Die Öffentlichkeit nimmt affirmativ 
davon Kenntnis, Zeitungen berichten regelmäßig, meist sehr 
anerkennend und wertschätzend. Tafel-Gründer*innen und - 
Mitarbeiter*innen bekommen das Bundesverdienstkreuz und 
gelten als Vorbilder zivilgesellschaftlichen Handelns. 


Greta Wagner: Auch wenn die Doppelgleisigkeit von privater 
und öffentlicher Versorgung nicht neu ist, so scheint mir doch 
etwas Neues darin zu liegen, wie beides in der Gegenwart inei- 
nander greift. Die breit angelegte Bereitstellung von privat or- 
ganisierter Hilfe in Tafeln und Suppenküchen findet in einer 
Phase statt, in der Wohlfahrtsstaaten seit Jahrzehnten Legitimi- 
tät auch durch die öffentliche Versorgung Bedürftiger generier- 
ten. Die Einführung von Wohlfahrtsstaatlichkeit ist - unter an- 
derem - durch den normativem Druck der Systemkonkurrenz 
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bis Ende der achtziger Jahre und die Angst vor kommunisti- 
schen Bewegungen entstanden. Insofern ist es richtig, darauf 
hinzuweisen, dass diese Phase wohlfahrsstaatlicher Versorgung 
historisch kurz war und ihr Riickbau schon in den neunziger 
Jahren einsetzt. Aber es ist eben keine Bewegung zum Status 
quo ante, sondern etwas Neues und das sieht man insbesondere 
auf der Ebene der Herstellung von Legitimitat. 

Diese Legitimität wird nämlich nicht wie im klassischen 
Liberalismus des 19. Jahrhunderts schlicht über die Behaup- 
tung persönlicher Freiheit durch Marktwirtschaft hergestellt, 
sondern mithilfe von Legitimierungsstrategien, die einerseits 
die Anrufung der Individuen als eigenverantwortlich und un- 
ternehmerisch beinhalten, gleichzeitig aber das Verantwor- 
tungsgefühl für die Gemeinschaft beschwören. Stephan Lesse- 
nich hat diese Regierungsweise als neosozial bezeichnet, in der 
eigenverantwortlich Sozialverantwortung übernommen wer- 
den soll. Silke van Dyk und Tine Haubner sprechen im Kon- 
text der Aktivierung von Ehrenamtlichen zur Übernahme öf- 
fentlicher Aufgaben von Community Kapitalismus. 

Diese Entwicklungen bilden Teil der Logik der Responsi- 
bilisierung, also der Übertragung von Verantwortung. Erstens 
werden die Bedürftigen dazu aufgefordert, Eigenverantwor- 
tung für ihre Situation zu übernehmen, indem sie sich aktivie- 
ren, fortbilden, vorsorgen. Zweitens werden alle anderen auf- 
gefordert, sich in der Versorgung anderer zu engagieren. 
Diese Übertragung von Verantwortung war beispielsweise in 
der Unterstützung für Geflüchtete deutlich, als Freiwillige eine 
Vielzahl staatlicher Aufgaben übernahmen. Ich habe in die- 
sem Zusammenhang von doppelter Responsibilisierung ge- 
sprochen, weil die Ehrenamtlichen die Verantwortung für die 
Integration geflüchteter Familien in den lokalen Kontext 
übertragen bekommen und weil gleichzeitig die Ehrenamtli- 
chen versuchen, die Geflüchteten zur Übernahme von Eigen- 
verantwortung ‚zu erziehen‘ und dabei Narrative aus der So- 
zialen Arbeit übernehmen. 

Insofern würde ich Ute Frevert darin zustimmen, dass die- 
ses freiwillige Engagement nicht auf der Hinterbühne stattfin- 
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det, sondern auf der Vorderbühne. Es ist politisch gewollt und 
es wird auch nicht verdeckt, dass hier öffentliche Aufgaben 
übernommen werden, sondern im Gegenteil gefördert und als 
Teil der Entlastung eines vermeintlich überlasteten Staates ge- 
feiert. 


Fabian Kessl und Holger Schoneville: Aus einer gesell- 
schaftsanalytischen und zeitdiagnostischen Perspektive be- 
trachtet, wirft die Etablierung von Angeboten der neuen Mit- 
leidsökonomie die Frage auf, was diese Entwicklung über 
unsere Gesellschaft und die vorherrschenden Modi der Ver- 
gesellschaftung aussagt? Prägt sich hier nicht die schon länger 
beobachtbare Verlagerung der Verantwortung und der Zu- 
ständigkeit für die Erbringung sozialer Sicherungsleistungen 
und sozialer Dienste aus dem öffentlichen in private und zivil- 
gesellschaftliche Sphären weiter aus? Und ist die neue Mit- 
leidsökonomie damit nicht als Teil einer zunehmend verän- 
derten Vergesellschaftungslogik? Schließlich scheint die seit 
dem 19. und beginnenden 20. Jahrhundert gültige Vereinba- 
rung zunehmend zu bröckeln, dass die Bekämpfung von Ar- 
mut ein kollektiv und öffentlich zu bekämpfendes Problem 
darstellt. 


Ute Frevert: An dieser Stelle möchte ich daran erinnern, dass 
Armut im 19. oder frühen 20. Jahrhundert vollkommen an- 
ders verstanden wurde als heute - und dass deshalb auch die 
„Bekämpfung von Armut“ andere Maßnahmen und Interven- 
tionen erforderte. Insgesamt ist die Gesellschaft seit den 
1950er Jahren sehr viel großzügiger in der Definition und im 
Umgang mit ‚Armut‘ geworden. Das hat wiederum viel mit 
ihrer demokratischen Verfasstheit zu tun und dem Anspruch, 
allen Bürgerinnen und Bürgern - und sogar denen, die keine 
Staatsbürger*innen sind - ein ‚menschenwürdiges‘ Leben zu 
ermöglichen. Die Erwartungen an das, was mit der Menschen- 
würde vereinbar ist, sind enorm gewachsen und wachsen dy- 
namisch weiter, in Anpassung an die allgemein steigenden 
Standards der Lebensführung in diesem reichen Land. 
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Nach wie vor ist es der Staat, der diese Erwartungen erfül- 
len muss und das bislang auch effektiv und relativ großzügig 
tut. Bei allem Respekt für die Spendenbereitschaft der Bür- 
ger*innen - gemeint sind Zeit- ebenso wie Geldspenden - 
nehmen sich diese Summen neben den staatlichen Aufwen- 
dungen für soziale Unterstützungsleistungen doch recht dürf- 
tig aus. Dass sich der Staat aus seiner Pflicht der Daseinsfür- 
sorge zurückzieht und sie an die Bürger*innen delegiert, kann 
man kaum behaupten. Zivilgesellschaftliche Aktivitäten er- 
gänzen die Leistungen des Staates, ersetzen sie aber nicht. 

Sie haben auch sehr häufig einen anderen Antrieb. Die Ta- 
fel etwa entstand aus der Beobachtung, dass viele Lebensmittel 
ohne Not entsorgt und vernichtet werden (was auch auf die 
gestiegenen Ansprüche der Konsument*innen an makellose 
Ware zurückzuführen ist). Ökologische und konsumkritische 
Motive waren bei den Initiator*innen mindestens ebenso 
stark vertreten wie die Absicht, die überschüssigen Produkte 
einer Überflussgesellschaft an diejenigen weiterzugeben, die 
sie sich normalerweise nicht leisten können. Sozialkaufhäuser 
funktionieren nach einer ähnlichen Logik. Sie sind Teil der 
sharing economy ebenso wie der Armutsökonomie. 

Zur Bekämpfung der Armut eignen sie sich im Übrigen 
ebenso wenig wie die staatlichen Sozialleistungen. Sie können 
Armut höchstens lindern und in ihren Erscheinungen mil- 
dern. Bekämpfen lässt sich Armut durch staatliche bzw. ge- 
setzgeberische Interventionen, die verhindern, dass Erwerbs- 
personen in die Armut abrutschen. Dazu gehören angemes- 
sene Mindestlöhne und öffentliche Wohnungsbauprogram- 
me, die Mieten bezahlbar halten. Dazu gehört alles, was dazu 
beiträgt, Menschen erwerbsfähig und damit fähig zur Selbst- 
sorge zu machen, von Schulbildung über Berufsbildung und 
Gesundheitsfürsorge bis hin zu Kita-Plätzen (vor allem für Al- 
leinerziehende). Unter Umständen zählt dazu auch eine aktive 
Arbeitsmarktpolitik. In der jetzigen Situation mit akutem Ar- 
beitskräftemangel ist das nicht der Fall. 
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Greta Wagner: In der Tat kann Armut nicht durch Hilfe, son- 
dern nur durch die Einrichtung einer gerechteren Gesellschaft 
wie durch den Ausbau der öffentlichen Infrastruktur bekämpft 
werden. Wie aber ihre Effekte gelindert werden - ob man als 
Inhaberin von Rechten Hilfe erlangt oder zur Empfängerin frei- 
willig erbrachter Gaben wird, ist ein wichtiger Unterschied. 

Ich denke, man sollte die Motive der Helfenden von den 
gesellschaftlichen Funktionen dieser Hilfe trennen. Ja, viele in 
der Tafelbewegung Engagierte haben konsumkritische Motive 
und teilen nicht die neoliberale Vorstellung, dass der Staat sich 
aus der Versorgung der Menschen weitgehend zurückziehen 
sollte und seine Aufgaben auf den Schutz des Wettbewerbs be- 
schränkt seien. Dennoch bilden die privat organisierten Hilfs- 
praktiken einen funktionalen Bestandteil des neoliberalen 
Umbaus des Wohlfahrtsstaates. 

Dieser besteht unter anderem darin, seit der Agenda 2010 
die Hürden für die Inanspruchnahme staatlicher Leistungen 
zu erhöhen. Dazu gehören auch Praktiken der Beschämung, 
die dazu beitragen, dass Anspruchsberechtigte lieber die Tafel 
aufsuchen, als die Fragen ihrer Sachbearbeiter*innen zu be- 
antworten. Dieser Umbau besteht in der Ausweitung des 
Niedriglohnsektors und der Entstehung sogenannter ,Auf- 
stocker*innen‘, die ebenfalls oft Scham empfinden, staatliche 
Leistungen in Anspruch zu nehmen. Die Mitleidsökonomie ist 
für mich in diesem gesellschaftlichen Kontext zu analysieren. 
In ihr wird Hilfe bereitgestellt, ohne nach eigenverantwortlich 
erbrachten Anstrengungen zu fragen. 

Gleichzeitig ist auch die Inanspruchnahme von Hilfe in 
Tafeln für viele mit Scham verbunden, weil sie von Menschen 
aufgesucht werden, die oft aufgrund von Strukturbedingun- 
gen, auf die sie keinen Einfluss haben, arm sind - beispiels- 
weise, weil sie durch Prozesse der Deindustrialisierung oder 
der Automatisierung erwerbslos wurden, weil ihre Rente nicht 
zum Leben reicht oder weil sie aus ihrem Herkunftsland flie- 
hen mussten. Warum erzeugt es Scham, etwas annehmen zu 
müssen, auf das man keinen Rechtsanspruch hat, was also eine 
Gabe darstellt? Es erzeugt Scham, weil diese Gaben nicht er- 
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widert werden können außer durch Dankbarkeit, und weil es 
einseitige Gaben sind, die nicht unter Gleichen stattfinden 
und Solidaritäten hervorbringen, sondern solche Gaben, die 
im Modus der Wohltätigkeit überreicht werden und eine 
Schuld evozieren, die nie abgegolten werden kann. Marcel 
Mauss begründete diese reziprozitätstheoretische Perspektive 
in seinem Essay Die Gabe, aber auch Bourdieu nimmt diese 
Perspektive ein, wenn er die Zeit nach Annahme einer Gabe 
als Zeit anerkannter legitimer Beherrschung bezeichnet. Etwas 
zu schenken ist in vielen Kontexten ein Akt der Freundlich- 
keit, Großzügigkeit und mag oft auf wertvolle moralische Mo- 
tive verweisen. Etwas geschenkt zu bekommen, auf das man 
angewiesen ist, aber schafft eine Situation der Abhängigkeit. 
Die Institutionalisierung nicht erwiderbarer Gaben trägt zur 
Einrichtung symbolischer Dominanzverhältnisse bei. 


Fabian Kessl und Holger Schoneville: Wie bereits deutlich 
wurde, steht der Begriff des Mitleids im Zentrum unserer Be- 
stimmung des hier fokussierten Phänomens und der damit 
verbundenen historischen Entwicklungen. Sie beide haben zu 
Fragen des Mitleids historisch wie gesellschaftsanalytisch ex- 
plizit gearbeitet. Insofern würden wir Sie gerne an dieser Stelle 
einmal fragen, inwieweit es für Sie sowohl begriffspolitisch als 
auch systematisch überzeugend ist, von der neuen Mit- 
leidsökonomie zu sprechen? 


Greta Wagner: Zunächst erscheint es mit relevant, dass der 
Begriff Mitleid heute eine pejorative Konnotation hat und ge- 
nau aus diesem Grund für das Phänomen gewählt wurde. Sie 
sprechen nicht von Mitgefühlsökonomien und das hat nicht 
nur sachliche, sondern auch wertende Gründe. Mit dem Be- 
griff der Mitleids soll schon die Asymmetrie, die symbolische 
Ungleichheit, die die Praxis des Helfens nötig macht und 
gleichzeitig reproduziert, kritisiert werden. Es ist also kein rein 
deskriptiver Begriff. Wäre er das, würde ich einwenden, dass 
er die Motive der Helfenden zu eng führt und ihre Einfühlung 
in das Leiden anderer abwertet. 
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Will man den Begriff des Mitleids von anderen naheste- 
henden Begriffen abgrenzen, kimen Empathie, Sympathie, 
Mitgefühl infrage. Alle diese Begriff aber beziehen sich auf 
Einfühlung generell und nicht auf die Einfühlung in das Lei- 
den anderer im Speziellen. Zur Begriffsgeschichte insbeson- 
dere seit dem 18. Jahrhundert kann Ute Frevert viel kompe- 
tenter sprechen. Ich würde noch anfügen wollen, dass mir das 
Mitleid als Motiv Leidenden zu helfen normativ ambivalent 
erscheint. Es wird in der politischen Theorie und Anthropo- 
logie ausführlich kritisiert, als ein Gefühl, das Hierarchien re- 
produziert oder das, wie Hannah Arendt schreibt, als politi- 
sche Emotion sogar gefährlich sei, weil für aus Mitleid und 
nicht aus Vernunft Handelnde alles erlaubt sei. Theoretikerin- 
nen wie Martha Nussbaum aber verteidigen die Einfühlung in 
Leidende, weil diese Affekte auch Bewertungen über die 
Wichtigkeit anderer beinhalten und Prinzipien wie Gerechtig- 
keit und demokratische Institutionen stützen können. Sie 
befürwortet - ebenso wie Richard Rorty - eine sentimental 
education zur Kultivierung des Mitleids als Teil einer Demo- 
kratieerziehung. Hier muss man anführen, dass im Englischen 
mit den Begriffen von compassion und pity zwei Dimensionen 
des Mitleids besser unterscheidbar sind: Das Mitleid mit dem 
Ziel zu helfen, das Wertschätzung erfährt, wird eher mit com- 
passion übersetzt und so auch in den Texten Schopenhauers, 
der dem Mitleid moralischen Wert zuschreibt. Das Mitleid, 
das Hierarchien reproduziert, wird eher mit pity übersetzt, so 
zum Beispiel in den Texten von Nietzsche. 

Insgesamt würde ich besonders drei Aspekte an mitleids- 
basierten Hilfen kritisieren: Mitleid ist erstens prekär und 
kann jederzeit entzogen werden, beispielsweise wenn die 
Empfängerin meines Mitleids sich nicht meinen Erwartungen 
entsprechend verhält. Es ist zweitens partikular, weil nur mit 
denjenigen Mitleid empfunden wird, die als deserving verstan- 
den werden, deren Leiden wir also nicht als selbstverursacht 
betrachten. Und schließlich - diesen Punkt habe ich bereits 
angesprochen, reproduziert Mitleid symbolische Ungleichhei- 
ten, insbesondere, wenn es wohltätige Gaben motiviert, die 
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nicht anders als durch Dankbarkeit erwidert werden können. 
Diese drei Kritiken sind meinem Eindruck nach überzeugend 
enthalten, wenn von Mitleidsökonomien die Rede ist. 


Ute Frevert: Ich stehe dem Begriff ‚Mitleid‘ kritisch gegen- 
über, aus zwei Gründen. Zum einen verzeichnet er die Motive 
derjenigen, die sich in dieser Ökonomie aktiv engagieren. Sie 
tun das in der Regel nicht aus Mitleid mit denen, die mit den 
staatlich gewährten Mitteln nicht auskommen. Da spielen 
auch ganz andere Motive eine Rolle. Von ökologischen Sensi- 
bilitäten habe ich schon gesprochen, auch von der Kritik an 
einer Wegwerf-Gesellschaft, die wertvolle Ressourcen vergeu- 
det und Lebensmittel oder kaum getragene Kleidung beden- 
kenlos entsorgt. Hinzu kommt das Bedürfnis, seine Zeit „sinn- 
voll“ zu verbringen. Das gilt selbst für diejenigen Freiwilligen, 
die selbst noch im Erwerbsleben stehen und eigentlich nicht 
viel überschüssige Zeit haben. Es gilt aber besonders für die 
große Anzahl derer, die bereits im Rentenalter sind, aber noch 
rüstig und tatkräftig genug, um nicht hinterm Ofen zu sitzen 
und Sudoku zu spielen. Sie schätzen im Übrigen nicht nur die 
sinnvolle Beschäftigung - sie schätzen auch die Zusammenar- 
beit und das Zusammensein mit anderen, Gleichgesinnten. All 
diese Motive haben mit Mitleid nichts zu tun. 

Zum anderen hat Mitleid historisch einen schwierigen 
Klang. Der war denen, die den Begriff seit dem späten 18. Jahr- 
hundert offensiv verwandten, nicht unbedingt bewusst. Les- 
sing konnte noch völlig unbefangen sagen, dass der mitlei- 
digste Mensch der beste Mensch sei, weil er sich anderen 
Menschen öffne. Auch Arthur Schopenhauer sang 1840 das 
Hohelied des Mitleids und beschrieb es als Gegengewicht zum 
menschlichen Egoismus. Es sei das wirksamste Mittel, Leiden 
sowohl bei Menschen als auch bei Tieren zu lindern oder gar 
aufzuheben, und damit die Grundlage von Gerechtigkeit und 
Menschenliebe. Es stand in engem Verbund mit Barmherzig- 
keit, einer Haupttugend jedes religiös empfindenden Men- 
schen. Doch diese positive Semantik sah darüber hinweg, dass 
sowohl Mitleid als auch Barmherzigkeit eine asymmetrische 
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Struktur aufwiesen. Wer Mitleid mit einer anderen Person 
empfand, war von dem Leiden dieser Person frei und fühlte es 
lediglich ‚mit‘. In dem Maße, wie sich das passive Mitleid in 
ein aktives verwandelte, wurde die Asymmetrie vollends of- 
fenkundig. Nun waren die, die litten, passive Empfänger von 
Wohltaten derer, die lediglich mit-litten und sich diese Wohl- 
taten leisten konnten. 

Dass Mitleid asymmetrisch funktionierte, war solange kein 
großes Problem, wie die Gesellschaft selbst auf Hierarchien 
und verbrieften Ungleichheiten aufruhte. Das änderte sich im 
Zuge von Demokratisierungs- und Liberalisierungsprozessen. 
In einem Staatsverband, der seine Mitglieder als freie und glei- 
che Bürger*innen ansieht, hat Mitleid einen schweren Stand. 
Schon die Französische Revolution erhob nicht pitie, sondern 
fraternité, Brüderlichkeit, zu ihrem dritten Grundsatz. Brüder, 
später auch Schwestern, waren einander als Gleiche verbun- 
den. Das Gefühl, das sie füreinander empfanden, war Liebe 
und wechselseitige Sorge, nicht Mitleid. Die Arbeiterbewe- 
gung, die anfangs ebenfalls die Sprache der Verbrüderung und 
Brüderlichkeit bevorzugte, entwickelte daraus das Prinzip der 
Solidarität oder, wie sie den Begriff zunächst noch übersetzte, 
der ‚Brüderlichkeit der Tat‘. Solidarität wirkte horizontal, 
nicht vertikal oder hierarchisch. 

An diese Begriffsgeschichte - die zugleich auch eine Ge- 
schichte praktischer Vergesellschaftung ist - lohnt es zu erin- 
nern, wenn heutzutage neue Begriffe geprägt werden. Der ver- 
ständliche Drang nach Sprachschöpfungen, die in der 
wissenschaftlichen Community und darüber hinaus Aufsehen 
erregen, sollte nicht dazu verführen, Abgelegtes - aus gutem 
Grund Abgelegtes - wiederzuerwecken. 


Greta Wagner: Diese Punkte finde ich überzeugend, habe aber 
doch einen Einwand: Praktiken der Solidarität sind Zurschau- 
stellungen von Mitleid sicher vorzuziehen, aber Solidarität fin- 
det eben idealtypisch unter Gleichen statt, impliziert ein be- 
stimmtes - wenn auch mitunter hypothetisches - Maß an 
Gegenseitigkeit. In materiell sehr ungleichen Verhältnissen sind 
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die Möglichkeiten der Solidarität unter Akteuren mit sehr un- 
gleichen Ressourcen daher beschränkt. Wenn Solidarität nicht 
institutionell abgesichert ist und sich beispielsweise in Rechts- 
ansprüchen auf Unterstützung manifestiert, dann verkommt sie 
in sehr ungleichen Verhältnissen oft zur bloßen Geste. Wenn 
von Mitleidsökonomien die Rede ist, soll damit ja gerade kriti- 
siert werden, dass überwunden geglaubte Formen der Hilfe wie- 
der an Bedeutung gewinnen, weil die soziale Ungleichheit in- 
nerhalb von Gesellschaften zu-, das Ausmaß sozialer Sicherung 
und institutionalisierter Solidarität aber abnimmt. 


Fabian Kessl und Holger Schoneville: An dieser Stelle würden 
wir gerne nochmals einhaken. Wie Sie bereits deutlich gemacht 
haben, hat der Begriff des Mitleids eine lange Tradition. Ideal- 
typisch könnte man eine affirmative von einer kritischen Lesart 
unterscheiden: Der Bezug auf eine Universalisierung des 
Menschseins - und somit auf Mitleid als vernunftbestimmte 
Haltung auf der einen Seite; und die Skepsis gegenüber mensch- 
lichen Affekten als Basis von Vernunft auf der anderen Seite. In 
der Diskussion um die neue Mitleidsökonomie schließen wir 
eher an die letztgenannte, kritische und skeptische Lesart an. 
Aber ist eine solche Gegenüberstellung für unsere Auseinander- 
setzung überhaupt noch hilfreich? Oder müsste man aus Ihrer 
Sicht die Dimension des Mitleids im gegenwärtigen Kontext 
nochmals anders bestimmen und verorten? 


Greta Wagner: Ich teile die Skepsis an Affekten als Basis von 
Vernunft nicht. Die strikte Trennung beider erscheint mir 
überholt, die Gründe dafür hat Ute Frevert in ihren Schriften 
ausführlich dargelegt. Eine Kritik am Mitleid sollte also nicht 
darauf abzielen, es als ‚unvernünftig‘ zu kritisieren, sondern 
auf die bereits genannten Punkte. Was emotionale von prinzi- 
piengeleiteten Werten unterscheidet - so sehr beide auch mit- 
einander verbunden sind, ist allenfalls das Ausmaß ihrer 
Flüchtigkeit. Einfühlung ist, so zeigt Fritz Breithaupt, an eine 
bestimmte narrative Struktur gebunden. Wir leiden besonders 
mit denjenigen mit, deren Leiden wir als vorübergehend be- 
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trachten und in Situationen, in denen wir eine Retterin - zum 
Beispiel uns selbst - imaginieren können. Ändert sich die Si- 
tuation der Leidenden nicht und haben wir keinen Einfluss auf 
ihre Situation, ziehen wir unser Mitgefühl tendenziell ab. 

Ein Aspekt des Mitleids kam jedoch noch nicht zu Sprache 
und veranschaulicht die Verbindung emotionaler und ver- 
nunftgeleiteter Dimensionen von Bewertungen: Mitleid zu 
empfinden, setzt ein gewisses Maß an Ähnlichkeit voraus. Ein 
feudaler Herrscher wird kaum mit seinen hungernden Unter- 
tanen mitleiden, weil die Ungleichheit zwischen beiden zu 
drastisch ist und auch in modernen extrem ungleichen Gesell- 
schaften spielen solche empathy gaps eine Rolle. Darin liegt für 
mich die ambivalente Struktur des Mitleids. Es setzt ein gewis- 
ses Maß an Ähnlichkeit voraus und neigt gleichzeitig zur Re- 
produktion von Ungleichheiten. 

Nehmen Sie zum Beispiel das Leiden von Fliehenden, die 
in Booten das Mittelmehr überqueren. Wer mit ihnen mitlei- 
det, aber sich nicht für ihre Rechte einsetzt, den würden wir 
dafür vermutlich nicht besonders loben. Wer sich aber gar 
nicht affizieren lassen kann, dem das Ertrinken von Menschen 
emotional gleichgültig ist, der scheint diese Menschen nicht 
als Gleiche zu sehen. Und dabei muss sich die Einfühlung 
nicht in Mitleid äußern, sondern kann auch zu Empörung, 
Wut oder Solidarität werden. 


Ute Frevert: Wie gesagt, ich würde den Begriff des Mitleids 
nicht mehr verwenden - aber nicht deshalb, weil er ein Ge- 
fühlsbegriff ist. Auch Solidarität oder die ältere Brüderlichkeit 
sind emotional aufgeladen, was zu ihrer positiven Strahlkraft 
erheblich beigetragen hat. Das gilt für Werte insgesamt. Hät- 
ten sie keine emotionale Intensität, könnten sie nicht den Sta- 
tus eines Werts beanspruchen, für den Menschen sich aktiv 
einsetzen und dessen Verletzung sie persönlich nehmen. Das 
schließt ganz und gar nicht aus, sich über Werte ‚vernünftig‘ 
auseinanderzusetzen, Geltungsgründe zu formulieren und 
Geltungsgrenzen abzustecken. Ohnehin ist die Entgegenset- 
zung von Gefühl und Vernunft problematisch. Wir tun immer 
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noch so, als ob Gefühle das klare Denken vernebeln. Aber 
selbst wenn ich jemanden leidenschaftlich liebe, kann ich 
seine oder ihre Vorzüge und Nachteile immer noch deutlich 
benennen und daraus meine Schlüsse ziehen. Umgekehrt ist 
fast jede gedankliche Operation auch emotional getönt, und 
das berühmte ‚Bauchgefühl‘ spielt bei den meisten Entschei- 
dungen - vor allem bei den wichtigsten - eine zentrale Rolle. 


Fabian Kessl und Holger Schoneville: Insbesondere ehren- 
amtlich Engagierte von mitleidsökonomischen Angeboten 
verweisen immer wieder auf das zivilgesellschaftliche Verge- 
meinschaftungspotenzial von Tafeln oder Suppenküchen. 
Wie schätzen Sie - gerade auch aus historischer und gesell- 
schaftsanalytischer Perspektive - das Potenzial solcher zivilge- 
sellschaftlicher Vergemeinschaftungsprozesse ein? Der histo- 
rische Vergleich mit bürgergesellschaftlichen Dynamiken des 
19. Jahrhunderts wirft hier Fragen auf - war diese doch auch 
eine Reaktion auf verstärkte gesellschaftliche Liberalisierungs- 
entwicklungen. Außerdem ist die heutige Mitleidsökonomie 
ja in Pfadabhängigkeiten einzuordnen - und findet sich nicht 
in der Vor- und Frühphase der Wohlfahrtsstaatlichkeit wie- 
der, sondern in einer Spätphase des ausgebauten Wohlfahrts- 
staats. Oder würden Sie hier eine ganz andere Historisierung 
und Genealogie vorschlagen? 


Ute Frevert: Was bzw. wen meinen Sie mit Vergemeinschaf- 
tung? Bewegen wir uns auf der Ebene der zivilgesellschaftli- 
chen Akteure, lassen sich deutliche Vergemeinschaftungsten- 
denzen feststellen. Menschen, die zusammen ein Projekt 
stemmen, eine Initiative starten und dabei eine Menge von 
Schwierigkeiten zu überwinden haben, fühlen sich sozial und 
emotional miteinander verbunden. Für viele ist das sogar ein 
wichtiger Grund, sich zu engagieren. Sie gewinnen daraus 
Selbstbewusstsein und Selbstvertrauen. Ihr soziales und emo- 
tionales Kapital wächst. Das war schon in der Vereinsbewe- 
gung des 19. Jahrhunderts so. 
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Was die mögliche Vergemeinschaftung von Akteuren und 
Klienten betrifft, treffen wir auf eine andere Problemlage. Im 
19. Jahrhundert hat das überhaupt nicht funktioniert. Zwar 
gab es eine große Menge bürgerlicher Reforminitiativen, die 
die Welt zum Besseren verändern wollten. Es gab Bildungs- 
vereine für Arbeiter oder solche, die proletarischen Frauen 
beibringen wollten, wie sie ihren Haushalt führen und ihre 
Kinder erziehen sollten. Nicht immer stießen ihre Aktivitäten 
auf Gegenliebe. Vielfach hatten die Empfänger*innen der 
wohlmeinenden Bildungs- und Erziehungsangebote ein feines 
Gespür für soziale Asymmetrie und Hierarchie. Sie reagierten 
empfindlich auf das, was sie als bürgerliche Überheblichkeit 
oder gar Verachtung wahrnahmen, und setzten ihren Stolz da- 
gegen. Eine Überbrückung des Klassengegensatzes gelang so 
jedenfalls nicht. Selbsthilfeinitiativen wie Genossenschaften 
oder die ausdifferenzierte Vereinsstruktur der sozialistischen 
und konfessionellen Arbeiterbewegungen liefen den bürgerli- 
chen Wohlfahrtseinrichtungen allemal den Rang ab. 

Die Situation heute ist anders. Nicht nur die soziale Schich- 
tung der Gesellschaft hat sich stark gewandelt. Auch die Wahr- 
nehmungen, Denk- und Fühlsysteme haben sich verändert, und 
das gilt für alle, die an der sogenannten Mitleidsökonomie be- 
teiligt sind. Deren Akteure schauen in der Regel nicht auf jene 
herab, die ihre Leistungen in Anspruch nehmen, sondern be- 
handeln sie mit Respekt und bürgerschaftlicher Achtung. Vie- 
len ist bewusst, dass sie, sollten sich die Umstände verschlech- 
tern, selbst auf der anderen Seite stünden. Die soziale und 
emotionale Distanz ist folglich nicht so groß, dass sie Verge- 
meinschaftungseffekte prinzipiell verhindern könnte. 

Generell aber ist folgendes zu bedenken: Dem steuerfinan- 
zierten Sozialstaat liegt zwar das Prinzip der bürgerschaftli- 
chen Solidarität zugrunde, doch ist diese Solidarität durch die 
bürokratischen Prozeduren weitgehend unkenntlich gewor- 
den. Stattdessen hat sich der Rechtsanspruch auf Unterstüt- 
zung verankert und ist fest verbürgt. Dass jene, die Leistungen 
empfangen, dafür nicht dankbar sein und sich unterwürfig 
verhalten müssen, ist ihnen bewusst und stärkt ihr Selbstbe- 
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wusstsein. Demgegeniiber ist die direkte Begegnung in der 
Suppenküche oder bei der Tafel von einer anderen Qualität. 
Hier treffen ‚Gebende‘ und ‚Empfangende‘ unmittelbar aufei- 
nander. Das kann, bei respektvollem Umgang, ein Gefühl von 
Zusammenhalt und Zusammengehörigkeit bewirken. Es kann 
aber auch andere, ambivalentere Gefühle auslösen. Viele Men- 
schen scheuen davor zurück, sich offen zu ihrer Bedürftigkeit 
zu bekennen. Im 19. Jahrhundert nannte man sie die ‚ver- 
schämten Armen‘, und es gab Frauenvereine, die sich eigens 
ihrer annahmen und die Diskretion wahrten. Finden sich 
Menschen heute mit dieser Scham gespiegelt und konfron- 
tiert, kann das das exakte Gegenteil von ‚Vergemeinschaftung‘ 
auslösen. Aber letztlich ist das eine empirische Frage, die der 
unvoreingenommenen Untersuchung bedarf. 


Greta Wagner: Dass freiwilliges Engagement zur Vergemein- 
schaftung führt, ist zweifellos der Fall, wie Ute Frevert ausge- 
führt hat. Wenn man sich in Vereinen, Verbänden und Initi- 
ativen regelmäßig trifft und sich gemeinsam für eine Sache 
einsetzt, entstehen Verbindungen und Gruppenidentitäten. In 
den Analysen zum Sozialkapital, die seit den frühen 2000er 
Jahren entstanden sind, wurde immer wieder gezeigt, dass zi- 
vilgesellschaftliches Engagement - und damit sind alle Asso- 
ziationen jenseits von Markt, Staat und Familie gemeint - zu 
einer Vergrößerung des Sozialkapitals beiträgt, und zwar so- 
wohl des Sozialkapitals der Einzelnen (durch die Größe des 
individuellen Netzwerks) als auch des Sozialkapitals von 
Nachbarschaften, Dörfern und Communities. Überall dort, 
wo sich viele Menschen für irgendetwas engagieren, haben sie 
viele Kontakte zu Menschen jenseits der Eigengruppe und so 
steigt das generalisierte Vertrauen. Insofern kann man sagen, 
die Engagierten in den neuen Mitleidsökonomien helfen 
Menschen, die wohlfahrtsstaatlich nicht (ausreichend) ver- 
sorgt werden, sie generieren aber gleichzeitig Sozialkapital, 
von dem sie direkt und indirekt ebenfalls profitieren. 

Zwei Fragen schließen sich daran an: Erstens die Frage da- 
nach, wer Zugang zu dem durch Engagement generierten So- 
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zialkapital hat, wer genau also sich vergemeinschaftet. Bilden 
die Helfenden der Tafel exklusive Gemeinschaften oder sind 
die Klient*innen der Tafeln ebenfalls Teil dieser Vergemein- 
schaftungen? Profitieren sie von Netzwerken, die sich dort bil- 
den? Freiwilliges Engagement erfüllt also sozialintegrative 
Funktionen, aber das heißt nicht, dass es nicht auch exkludie- 
rende Effekte haben kann. Bei meinen teilnehmenden Be- 
obachtungen einer Tafel in einer rheinlandpfälzischen Klein- 
stadt machten die Helfenden den Eindruck, sich gut zu 
kennen, die Klient*innen dagegen wirkten eher vereinzelt und 
sprachen wenig miteinander. Das kann in anderen Tafeln an- 
ders sein und ist in der Tat eine offene empirische Frage. 

Zweitens stellt sich die Frage danach, auf welchen Zielen 
und Werten diese Vergemeinschaftungen basieren. Sozialwis- 
senschaftler*innen tendieren dazu, in zivilgesellschaftlichen 
Vergemeinschaftungen etwas Positives zu sehen, doch in 
manchen Regionen sind es auch rechte und andere autoritäre 
Gruppierungen, die Vergemeinschaftungen durch helfendes 
Engagement anstoßen. In Regionen mit rechter Hegemonie 
schafft die Versorgungslücke des Staates die direkte Gefahr, 
dass Rechte die zivilgesellschaftliche Hilfe stellen und ihre An- 
hänger*innen unter Bedürftigen rekrutieren. 

Abschließend würde ich sagen, dass die Kritik an den neuen 
Mitleidsökonomien sich gegen die politischen Prozesse richten 
sollte, die Überproduktion und Knappheit von Nahrungsmit- 
teln direkt nebeneinander ermöglichen. Diese Kritik sollte einer 
Entpolitisierung des Hungers und der Armut entgegentreten, 
zu der die Mitleidsökonomien funktional beitragen. 


Fabian Kessl und Holger Schoneville: Liebe Frau Frevert, 
liebe Frau Wagner, ganz herzlichen Dank für Ihre Bereitschaft 
zum Gespräch und vor allem für ihre Analysen des Phäno- 
mens der neuen Mitleidsökonomie. Angesichts der gegenwär- 
tigen globalen wie nationalen Armutsentwicklung werden wir 
uns noch intensiv mit Fragen einer angemessenen und nach- 
haltigen Armutsbekämpfung beschäftigen müssen. 
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